Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Teil IV

Zahlungen, Buchfiihrung und Rechnungslegung

Vorbemerkung zu den VV zu §§ 70 bis 80

Den Verwaltungsvorschriften werden folgende Begriffsbestimmungen voran-

gestellt, die den wesentlichen Inhalt der verwendeten Begriffe wiedergeben.

Im Sinne dieser Verwaltungsvorschriften sind
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. Ablieferung

die AbfUhrung von Betragen an die zustandige Kasse;

. Abrechnung

der Nachweis gegenulber der zustandigen Kasse Uber die Verwendung
der Einnahmen und der Bestandsverstarkungen, bei Zahlstellen auller-
dem Uber die Verwendung der sonstigen Einzahlungen;

Abschlagsauszahlung
eine als Ausgabe zu buchende Auszahlung zur teilweisen Erflllung einer
Verbindlichkeit, die der Hohe nach noch nicht feststeht;

Absetzungsbuchung

die Buchung einer Einzahlung bei einer Buchungsstelle fir Auszahlungen
oder die Buchung einer Auszahlung bei einer Buchungsstelle fur Einzah-
lungen;

Allgemeine Zahlungsanordnung
die schriftliche oder elektronische Anordnung flr bestimmte mehrfach
vorkommende Zahlungen anstelle férmlicher Zahlungsanordnungen;

Anderungsanordnung
die Kassenanordnung, durch die Angaben in einer bereits erteilten Kas-
senanordnung geandert oder erganzt werden;



Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

7.

10.

11.

12.

13.

angezahlter Beleg

die im baren Zahlungsverkehr abzuwickelnde Zahlungsanordnung, die
bis zur Aufnahme des Kassenistbestandes oder Zahlstellenistbestandes
nur teilweise ausgefuhrt werden konnte und in Hbhe des angenommenen
oder ausgezahlten Betrages bei der Ermittlung des Kassenistbestandes
oder Zahlstellenistbestandes bertcksichtigt worden ist;

Annahmeanordnung
siehe Zahlungsanordnung;

anordnende Stellen
der zustandige Senator und die von ihm zur Erteilung von Kassenanord-
nungen ermachtigten Dienststellen;

Anordnungsbefugter
der zur Unterzeichnung von Kassenanordnungen berechtigte Beamte o-
der Angestellte;

Anordnung

die schriftliche oder elektronische Weisung des Anordnungsbefugten, bu-
chungspflichtige Vorgange in die Blcher einzutragen oder Wertgegens-
tande anzunehmen oder auszuliefern und dartber den Nachweis zu fuh-
ren;

Anweisung
die schriftliche oder elektronische Weisung, nicht buchungspflichtige Vor-
gange aufzuzeichnen;

Arbeitsablaufbelege

visuell lesbare Unterlagen, die bei der Buchung mit Hilfe von ADV-
Anlagen der Sicherung der Datenerfassung, des Transports von Daten-
tragern und der Verarbeitung der Daten dienen;
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14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22,

Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Auftragszahlung
die Zahlung, die eine Kasse aufgrund eines schriftlichen Auftrages einer
anderen Landeskasse fur diese annimmt oder leistet;

Ausgaben
Auszahlungen, die im Titelbuch zu buchen sind;

Auslieferungsanordnung
die schriftliche Anordnung, verwahrte Wertgegenstande auszuliefern und
die Auslieferung zu buchen;

Auszahlungen
Zahlungen, die von der Kasse oder Zahlstelle bar oder unbar oder von
der Kasse durch Verrechnung geleistet werden;

Auszahlungsanordnung
siehe Zahlungsanordnung;

bare Zahlungen

Zahlungen, die durch Ubergabe oder Ubersendung von Bargeld bewirkt
werden; als bare Zahlungen gelten auch Zahlungen durch Ubergabe von
Schecks;

Bestandsverstarkung
Einzahlung, die eine Kasse oder Zahlstelle von der zustandigen Kasse
erhalt, um Auszahlungen leisten zu kénnen;

Buchausgleich
Verrechnung von Betragen zwischen Kassen des Landes;

Buchfilihrung
die Aufzeichnung aller buchungspflichtigen Vorgange in den Blchern der
Kasse;
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Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

23.

24,

25.

26.

27.

28.

29.

30.

Buchung

die Eintragung von buchungspflichtigen Vorgangen und erlauternden An-
gaben in die Blcher der Kasse; hierzu gehoért auch die Aufzeichnung in
magnetischen oder sonstigen visuell nicht lesbaren Speichern;

Buchungsstelle

die aus dem Haushaltsplan oder aus einer sonst vorgesehenen Ordnung
sich ergebende numerische Bezeichnung, unter der die Sollstellungen
und Zahlungen in die Sachblcher der Kasse einzutragen sind;

Buchungstag
der Tag, an dem die Kasse die buchungspflichtigen Vorgange in die Bu-
cher eintragt;

COM-Verfahren (Computer-Output-on-Microfilm)
Verfahren zur automatischen Ubertragung von Daten aus magnetischen
Speichern auf Mikrofilm unter Darstellung in visuell lesbarer Form;

Daueranordnung
die Zahlungsanordnung flr wiederkehrende Zahlungen, die Uber ein
Haushaltsjahr hinaus qilt;

Einheitskasse
die Kasse, die Kassenaufgaben flr mehrere Dienststellen des Landes
wahrnimmt;

Einlieferungsanordnung
die schriftiche Anordnung, Wertgegenstande anzunehmen und die Ein-
lieferung zu buchen;

einmalige Zahlungen

Zahlungen, die mit einem Mal im vollen Anordnungsbetrag anzunehmen
oder zu leisten sind,;
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31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Einnahmen
Einzahlungen, die im Titelbuch zu buchen sind;

Einzahlungen
Zahlungen, die von der Kasse oder Zahlstelle bar oder unbar oder von
der Kasse durch Verrechnung angenommen werden;

Einzahlungstag
der Tag, an dem die Einzahlung als bewirkt gilt;

Einzelanordnung

die Zahlungsanordnung, durch die einmalige oder wiederkehrende Zah-
lungen fur einen Zahlungspflichtigen oder Empfangsberechtigten ange-
ordnet werden;

Einzelrechnungslegung

der Nachweis, den die Landeskasse Uber die Einnahmen und Ausgaben
eines Haushaltsjahres durch die abgeschlossenen Rechnungslegungs-
bidcher und die dazugehérenden Rechnungsbelege im einzelnen zu flh-
ren hat; zur Einzelrechnungslegung gehéren auch die Nachweisungen G-
ber die nicht abgewickelten Verwahrungen und Vorschusse;

Einziehung von Einnahmen
die Einleitung und Durchfihrung der Vollstreckung im Verwaltungswege
oder nach den Vorschriften der ZPO;

elektronische Kassenanordnung
der mit Hilfe eines automatisierten Verfahrens erzeugte Datensatz, der
inhaltlich der schriftlichen Kassenanordnung gleichwertig ist;

Empfangsberechtigter
die in der Kassenanordnung bezeichnete Person, an die die Zahlung zu
leisten oder der Wertgegenstand auszuliefern ist;
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Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

39.

40.

41.

42.

43.

44,

45.

46.

Erhebung von Einnahmen
die Annahme angeordneter Einnahmen und das Anfordern riickstandiger
Betrage durch Mahnung;

Falligkeitstag
der Tag, an dem die Zahlung bewirkt sein muf3;

Feststeller
Bedienstete, die befugt sind, in Kassenanordnungen und Belegunterla-
gen die sachliche und die rechnerische Richtigkeit zu bescheinigen;

Formliche Zahlungsanordnung
eine Einzel-, Sammel- oder Daueranordnung;

Geldannahmestelle
die Zahlstelle besonderer Art, deren Aufgaben auf die Annahme gering-
fugiger barer Einzahlungen beschrankt sind;

Geldbehalter

verschlieBbare Behaltnisse und bauliche Einrichtungen zur Aufbewah-
rung von Zahlungsmitteln und sonstigen sicher aufzubewahrenden Ge-
genstanden;

Gesamtrechnungslegung
der Nachweis, den die Landeshauptkasse Uber die Einnahmen und Aus-
gaben eines Haushaltsjahres in Gesamtbetragen zu fihren hat;

Gesamtrechnungsnachweisung

der Nachweis der Landeshauptkasse Uber die Summen der Ist-
Einnahmen und Ist-Ausgaben eines Haushaltsjahres nach der im Haus-
haltsplan oder sonst vorgesehenen Ordnung ;
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47.

48.

49.

50.

51.

52.

53.

54.

Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Handvorschuf}
eine Zahlstelle besonderer Art, in der ein zur Leistung geringflgiger barer
Auszahlungen zur Verfugung gestellter Betrag verwaltet wird;

Hilfsblicher
Bicher, die nicht Zeit- oder Sachbicher sind;

Kasse

die Organisationseinheit, die als Teil einer Behdrde oder als selbstandige
Behorde Zahlungen annimmt und leistet, Buchungen vornimmt und
Rechnung legt;

Kassenanordnung

die schriftliche oder elektronische Anordnung, Zahlungen anzunehmen
oder zu leisten, Buchungen vorzunehmen sowie Wertgegenstande anzu-
nehmen oder auszuliefern und dariber den Nachweis zu fuhren;

Kassenbehalter

Behaltnisse und bauliche Einrichtungen mit mindestens doppeltem
Verschluld zur Aufbewahrung von Zahlungsmitteln und sonstigen sicher
aufzubewahrenden Gegenstanden;

Kassenbelege
visuell lesbare Unterlagen fur Buchungen, soweit sie nicht Rechnungs-
belege sind;

Kassenbestandsverstarkung
siehe Bestandsverstarkung;

Kassenfehlbetrag
der Betrag, um den der Istbestand geringer ist als der Sollbestand;
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Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

55.

56.

57.

58.

59.

60.

61.

kasseninterner Auftrag

die von der Kasse schriftlich oder elektronisch gefertigte Unterlage fur
Zahlungen und Buchungen, wenn eine Zahlungsanordnung oder Un-
terlagen zu einer allgemeinen Zahlungsanordnung nicht vorliegen oder
nicht erforderlich sind oder wenn aus vorhandenen Schriftsticken die
Buchungsstelle nicht ersichtlich ist;

Kassenistbestand

die Summe aus dem Bestand an Zahlungsmitteln ohne fremde Geldsor-
ten, den Betragen aus den angezahlten Belegen und den Bestanden aus
den Kontogegenbuchern;

Kassenpriifer
der Kassenaufsichtsbeamte und die ihm beigegebenen Beamten und
Angestellten;

Kassenrest
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Rechnungssoll und dem fir das
Haushaltsjahr gezahlten Gesamtbetrag;

Kassensollbestand
der Unterschiedsbetrag zwischen den Einzahlungen und Auszahlungen
des Tages unter Berucksichtigung des Sollbestandes des vorhergehen-
den AbschluRtages;

KasseniiberschuBl
der Betrag, um den der Istbestand den Sollbestand Ubersteigt;

Kassenzeichen

das Ordnungsmerkmal, das der Kasse das Buchen unmittelbar bei der
zutreffenden Buchungsstelle ermdglicht und ein spateres Auffinden der
Buchung erleichtert;
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62.

63.

64.

65.

66.

67.

68.

Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Kreditinstitute

Unternehmen, die Bankgeschafte im Sinne des § 1 Abs. 1 des Gesetzes
Uber das Kreditwesen vom 10. Juli 1961 (BGBI. | S. 881) betreiben; hier-
zu gehdren insbesondere die Stellen der Deutschen Bundesbank, Ban-
ken und Sparkassen;

Lastschrifteinzugsverkehr

die vom Empfangsberechtigten mit Einwilligung des Zahlungspflichtigen
veranlal3te Abbuchung des Betrages einer Forderung vom Konto des
Zahlungspflichtigen bei einem Kreditinstitut und die entsprechende Gut-
schrift auf dem Konto des Empfangsberechtigten;

Objektkonten
Konten, die fur MalRnahmen oder Gegenstande als Vorbicher zu Sach-
bidchern gefuhrt werden;

Personenkonten
Konten, die flir Zahlungspflichtige oder Empfangsberechtigte als Vorbu-
cher zu Sachblchern gefuhrt werden;

Rechnungsbelege
visuell lesbare Unterlagen oder Unterlagen in visuell nicht lesbarer Form
fur Buchungen in Rechnungslegungsbichern;

Rechnungslegung

der Nachweis der Einnahmen wund Ausgaben durch Einzel-
rechnungslegung und Gesamtrechnungslegung fur die Aufstellung der
Haushaltsrechnung und fur die Rechnungsprifung;

Rechnungslegungsbiicher
Blcher, durch die der Nachweis der Einnahmen und Ausgaben fur die
Rechnungslegung geflhrt wird;
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Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

69. Rechnungsnachweisung
der Nachweis der Landeskasse Uber die Summen der Ist-Einnahmen und
Ist-Ausgaben eines Haushaltsjahres nach der im Haushaltsplan oder
sonst vorgesehenen Ordnung;

70. Rechnungssoll
die fur den Zahlungspflichtigen oder Empfangsberechtigten und fur die
Buchungsstelle zu bildende Summe aus dem im laufenden Haushaltsjahr
zum Soll gestellten Betrag und dem aus dem Vorjahr Ubertragenen Kas-
senrest, ggf. vermindert um den niedergeschlagenen oder erlassenen
Betrag;

71. Rechnungsunterlagen
Rechnungslegungsblcher, Rechnungsbelege, Nachweisungen und
sonstige Unterlagen, die zum Zwecke der Rechnungslegung bereitzu-
halten sind;

72. Ruckscheck
der von dem bezogenen Kreditinstitut nicht eingeldste und deshalb an die
Kasse oder Zahlstelle zurlickgesandte Scheck;

73. Sachbucher
Bulcher fur die Buchungen nach sachlicher Ordnung.;

74. Sammelanordnung
die Zahlungsanordnung, durch die einmalige oder wiederkehrende Zah-
lungen fur mehrere Zahlungspflichtige oder mehrere Empfangs-
berechtigte angeordnet werden,;

75. Sollstellung

die Buchung des zu erhebenden oder auszuzahlenden Betrages im
Sachbuch;
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76.

77.

78.

79.

80.

81.

82.

83.

6/96

Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Speicherbuchfiihrung
die Buchfuhrung in magnetischen oder sonstigen visuell nicht lesbaren
Speichern;

Titelverzeichnisse
nach Buchungsstellen getrennt geflihrte Zusammenstellungen der von
einer Zahlstelle angenommenen und geleisteten Zahlungen;

Umbuchung
Buchungen, durch die eine gebuchte Zahlung von einer Buchungsstelle
auf eine andere Ubertragen wird;

unbare Zahlungen

Zahlungen, die durch Uberweisung oder Einzahlung auf ein Konto der
Kasse oder Zahlstelle bei einem Kreditinstitut, durch Uberweisung oder
Auszahlung von einem solchen Konto oder durch Ubersendung eines
Schecks bewirkt werden;

Verrechnung

Zahlungen, die durch buchmaRigen Ausgleich gleichzeitig als Auszahlun-
gen und als Einzahlungen bewirkt werden, ohne dal} die Hohe des Kas-
sensollbestandes verandert wird.

Verstarkungsanforderung
die schriftliche Anforderung einer Zahlstelle an die zustandige Kasse, den
Zahlstellenistbestand zu verstarken;

Verstarkungsauftrag

der Auftrag einer Landeskasse oder Zahlstelle an die ihr Konto flihrende
Stelle der Deutschen Bundesbank oder eines anderen Kreditinstituts, ihr
Guthaben aus dem Guthaben der Landeshauptkasse zu verstarken;

Verwahrung

die Einzahlung, die im Verwahrungsbuch zu buchen ist, weil sie in den
ubrigen Sachblchern nicht oder nicht sofort gebucht werden kann;
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84.

85.

86.

87.

88.

89.

90.

91.

92.
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Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Vorschuf
die Auszahlung, die im VorschuBbuch zu buchen ist, weil sie in den Ubri-
gen Sachbuchern nicht oder nicht sofort gebucht werden kann;

Wertpapiere

Urkunden, die das in ihnen verbriefte Recht derart verkérpern, dal} sie
selbst zum Trager des Rechts werden und dal} der Besitz der Urkunde
zur Ausubung des Rechts notwendig ist;

wiederkehrende Zahlungen
Zahlungen, die in regelmalligen Abstanden in gleicher Hohe anzuneh-
men oder zu leisten sind,;

Zahistelle
die Stelle, die fur die Kasse bare Zahlungen annimmt oder leistet und
nicht Teil der Kasse ist;

Zahistellenbestandsverstarkung
siehe Bestandsverstarkung;

Zahistellenfehlbetrag
siehe Kassenfehlbetrag;

Zahlstellenistbestand

die Summe aus dem Bestand an Zahlungsmitteln ohne fremde Geldsor-
ten, den Betragen aus den angezahlten Belegen und ggf. den Bestanden
aus den Kontogegenbuchern;

Zahlstellenpriifer
der Zahlstellenaufsichtsbeamte und die ihm ggf. beigegebenen Beamten

und Angestellten;

Zahlstellensollbestand
siehe Kassensollbestand

12



93.

94.

95.

96.

97.

98.

99.

Vorbemerkung
zu §§ 70 - 80

Zahlstelleniiberschufl
siehe Kassenuberschul};

Zahlungen
Einzahlungen und Auszahlungen;

Zahlungsanordnung

die schriftliche oder elektronische Anordnung, Zahlungen anzunehmen
(Annahmeanordnung) oder zu leisten (Auszahlungsanordnung) und die
Buchungen vorzunehmen;

Zahlungsbegriindende Unterlagen
Schriftstiicke und Datensatze, die Zahlungen begrinden, der Kasse aber
nicht zugeleitet werden;

Zahlungsmittel;
Euro-Miinzen, Euro-Banknoten, Schecks und fremde Geldsorten;

Zahlungspflichtiger
die in der Kassenanordnung bezeichnete Person, die die Zahlung zu ent-
richten hat;

Zeitbuicher
Blcher fur die Buchungen nach der Zeitfolge.
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§ 70

§70
Zahlungen

Zahlungen durfen nur von Kassen und Zahlstellen angenommen oder
geleistet werden. Die Anordnung der Zahlung muB durch den zustandi-
gen Senator oder die von ihm ermachtigte Dienststelle schriftlich oder
auf elektronischem Wege erteilt werden. Der Senator fir Finanzen kann
Ausnahmen zulassen.

Zu § 70:
INHALT

A. KASSENANORDNUNGEN

Erster Abschnitt: Arten und Form der Kassenanordnungen
Nr. 1 Arten der Kassenanordnungen
Nr. 2 Form der Kassenanordnungen

Zweiter Abschnitt: Zahlungsanordnungen

Nr. 3 Arten der Zahlungsanordnungen

Nr. 4 Erteilung von Zahlungsanordnungen

Nr. 5 Inhalt der férmlichen Zahlungsanordnung

Nr. 6 Betrag

Nr. 7 Zahlungspflichtiger oder Empfangsberechtigter

Nr. 8 Falligkeitstag

Nr. 9 Buchungsstelle, Haushaltsjahr

Nr. 10 Begrindung

Nr. 11 Feststellung der sachlichen und rechnerischenRichtigkeit
Nr. 12 Inhalt der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit

Nr. 13 Feststeller der sachlichen Richtigkeit

Nr. 14 Form der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit

Nr. 15 Inhalt der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit
Nr. 16 Feststeller der rechnerischen Richtigkeit

Nr. 17 Form der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit
Nr. 18 Zusammengefaldte Bescheinigung der sachlichen und
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§ 70

Nr.
Nr.
Nr.

Nr.

19
20
21

22

rechnerischen Richtigkeit

Verantwortung des Feststellers in besonderen Fallen
Unterschrift des Anordnungsbefugten

Anderung der férmlichen Zahlungsanordnung, ihrer Anlagen und
der begrindenden Unterlagen

Allgemeine Zahlungsanordnungen

Dritter Abschnitt: Andere Kassenanordnungen

Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.

23
24
25
26
27

Allgemeines

Anordnungen fur Wertgegenstande
Sonstige Kassenanordnungen
Anderungsanordnungen
Kasseninterne Auftrage

B. ZAHLUNGEN, WERTGEGENSTANDE

Vierter Abschnitt: Zahlungsverkehr

Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.

28
29
30
31
32
33
34
35

Bewirken von Zahlungen

Zahlungsarten

Forderung des unbaren Zahlungsverkehrs

Verkehr mit Kreditinstituten

Bargeld

Wechsel

Verrechnung im Wege der Aufrechnung

Verrechnung im Wege des Buchausgleichs, Verrechnung
innerhalb der Kasse

Funfter Abschnitt: Einzahlungen und Auszahlungen
Erster Unterabschnitt: Einzahlungen

Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.

36
37
38
39
40
41

Leistungsort, Einzahlung an die zustandige Kasse
Annahme von Einzahlungen
Prifung von Zahlungsmitteln und Wertsendungen
Quittung bei Einzahlungen
Einzahlungstag
Rechtzeitige und vollstandige Entrichtung von Einzahlungen
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Nr. 42

Nr. 43
Nr. 44
Nr. 45

§ 70

Behandlung von Mehr- und Minderbetragen sowie von gefundenem
Bargeld, haushaltsmafige Vereinnahmung von Hinterlegungen

Reihenfolge der Tilgung
Stundung von Ansprichen
Berechnung von Zinsen und Saumniszuschlagen bei Einzahlungen

Zweiter Unterabschnitt: Auszahlungen

Nr. 46
Nr. 47
Nr. 48

Nr. 49
Nr. 50
Nr. 51

Leistung von Auszahlungen
Zahlungsempfanger

Bescheinigungen Uber unbare Auszahlungen und Uber
Verrechnungen

Quittung bei Auszahlungen
Rechtzeitige Leistung von Auszahlungen
Berechnung von Zinsen bei Auszahlungen

Dritter Unterabschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

Nr. 52
Nr. 53

Auftragszahlungen
Berechnung von Teilbetragen

Sechster Abschnitt: Wertgegenstande

Nr. 54
Nr. 55
Nr. 56
Nr. 57

Arten der Wertgegenstande

Einlieferung und Auslieferung von Wertgegenstanden
Verwaltung von Wertgegenstanden

Aufbewahrung der Wertgegenstande

Siebenter Abschnitt: Geldverwaltung

Nr. 58
Nr. 59
Nr. 60
Nr. 61
Nr. 62
Nr. 63
Nr. 64

12/01

Verwendung der Einzahlungen

Kassenistbestand

Kassenbestandsverstarkung

Ablieferung

Kassenbehalter, Befoérderung von Zahlungsmitteln
Verpacken von Euro-Minzen und Euro-Banknoten

Verlust von Schecks, Uberweisungs- und Verstarkungsauftragen
sowie von Scheckvordrucken



§ 70

Anlage 1
(zu Nr. 28.2 zu § 70) Verfahren bei der Annahme von Schecks

Anlage 2
(zu Nr. 28.2 zu § 70) Zahlungen in fremden Geldsorten

Anlage 3

(zu Nr. 38.5 zu § 70) Behandlung nachgemachter, verfalschter, als
Falschgeld verdachtiger, beschadigter oder abge-
nutzter auf Euro oder Cent lautender Minzen
(Euro-Minzen) und Euro-Banknoten

Anlage 4

(zu Nr. 31.2 zu § 70) Bestimmungen uber den Verkehr mit der Bremer
Landesbank - Girozentrale - und den Sparkassen
in der Freien Hansestadt Bremen

Anlage 5
(zu Nr. 60.8 zu § 70) Bestimmungen Uber Kassen- und Zahlstellenbestands-
verstarkungen durch Verstarkungsauftrage
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§ 70

A. KASSENANORDNUNGEN

Erster Abschnitt: Arten und Form der Kassenanordnungen

1.

1.1

1.2

1.2.1

1.2.2

1.2.3

1.2.4

1.3

6/96

Arten der Kassenanordnungen

Der zustandige Senator oder die von ihm ermachtigte Dienststelle
(anordnende Stelle) hat, soweit nicht der Senator flr Finanzen Aus-
nahmen zugelassen hat, schriftiche Anordnungen (Kassenan-
ordnungen) zu erteilen, wenn

Einzahlungen anzunehmen oder Auszahlungen zu leisten sind,
Buchungen vorzunehmen sind oder

Wertgegenstande in Verwahrung zu nehmen oder auszuliefern sind.

Kassenanordnungen sind

Zahlungsanordnungen, wenn Einzahlungen anzunehmen oder Aus-
zahlungen zu leisten sind,

Einlieferungsanordnungen oder Auslieferungsanordnungen, wenn
Wertgegenstande in Verwahrung zu nehmen oder auszuliefern sind,

sonstige Kassenanordnungen aufgrund besonderer Weisung des
Senators fur Finanzen,

Anderungsanordnungen, wenn Angaben in Kassenanordnungen zu
andern sind.

Als Kassenanordnungen gelten auch kasseninterne Auftrage.



§ 70

2.1

2.2

2.3

24

2.5

2.6

2.7

Form der Kassenanordnungen

Kassenanordnungen sind in der vom Senator fur Finanzen geneh-
migten Form zu erteilen. Der Senator flr Finanzen kann in Ausnah-
mefallen zulassen, dal Vordrucke fir Kassenanordnungen mit ande-
ren Vordrucken vereinigt werden.

Anlagen zu einer Kassenanordnung sind so zu kennzeichnen, daf}
sie der Kassenanordnung zugeordnet werden kdnnen, zu der sie ge-
horen.

Kassenanordnungen und solche Anlagen, die von Dienststellen an-
zufertigen sind, mussen gut lesbar sein. Sie durfen nur im Druck oder
urschriftlich mit urkundenechter Tinte, Kugelschreiber mit Mine nach
DIN-Norm, urkundengeeignetem Farbband oder mit sonstigen vom
Senator fur Finanzen zugelassenen Schreibmitteln ausgefertigt wer-
den. Streichungen und sonstige Anderungen sind so vorzunehmen,
dal} die urspringlichen Angaben lesbar bleiben; Nr. 21 ist zu beach-
ten. Gleichlautende Angaben kénnen durchgeschrieben werden. In
Kassenanordnungen durfen die Bezeichnung des Zahlungspflichti-
gen, des Einlieferers oder des Empfangsberechtigten und der Betrag
weder durchgeschrieben noch geandert werden.

Wird eine Bescheinigung abgegeben, die in den Bereich eines ande-
ren Verwaltungszweiges gelangt, so ist sie mit der Bezeichnung der
bescheinigenden Dienststelle zu versehen.

Unterschriften sind mit zugelassenen Schreibmitteln (Nr. 2.3) eigen-
handig zu leisten.

Kassenanordnungen sollen einfach ausgefertigt werden. Sind fur die
Akten Durchschriften erforderlich, so mussen sie deutlich als solche
gekennzeichnet sein. Die Erteilung von Kassenanordnungen mul}
aus den Vorgangen ersichtlich sein.

Werden Kassenanordnungen oder von Dienststellen anzufertigende
Belegunterlagen (zahlungsbegrindende Unterlagen -Nr. 10.1-) mit
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Hilfe von ADV-Anlagen erstellt oder nachgeprift, so sind die Grund-
satze nach Nr. 3.1 der Anlage 3 zu § 79 (HKR-ADV-Best) zu be-
achten. Das Nahere bestimmt der Senator fur Finanzen, soweit er-
forderlich im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Han-
sestadt Bremen.

Zweiter Abschnitt: Zahlungsanordnungen

3.1

3.1.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.5.1

3.5.2

3.6

6/96

Arten der Zahlungsanordnungen

Zahlungsanordnungen sind

Annahmeanordnungen fur Einzahlungen,

Auszahlungsanordnungen fur Auszahlungen.

Wird eine einmalige Zahlung fir nur einen Zahlungspflichtigen oder
Empfangsberechtigten angeordnet, ist die Annahme- oder die Aus-
zahlungsanordnung eine Einzelanordnung.

Werden einmalige Zahlungen fur mehrere Zahlungspflichtige oder
Empfangsberechtigte angeordnet, ist die Annahme- oder die Aus-

zahlungsanordnung eine Sammelanordnung.

Wird eine wiederkehrende Zahlung angeordnet, ist die Annahme- o-
der die Auszahlungsanordnung eine Daueranordnung.

Zahlungsanordnungen sind zu erteilen als

formliche Zahlungsanordnungen (Nrn. 5 bis 21) oder

allgemeine Zahlungsanordnungen (Nr. 22).

Foérmliche Annahmeanordnungen flir einmalige Zahlungen durfen
nicht als Sammelanordnungen (Nr. 3.3) erteilt werden.



§ 70

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

Erteilung von Zahlungsanordnungen

Sobald flr eine Einzahlung der Rechtsgrund, der Zahlungspflichtige,
der Betrag und die Falligkeit feststehen, hat die anordnende Stelle
eine  Annahmeanordnung zu erteilen und sie der Kasse
- erforderlichenfalls Uber eine Zahlstelle - zuzuleiten.

Sobald fur eine Auszahlung die Verpflichtung zur Leistung, der
Empfangsberechtigte, der Betrag und die Falligkeit feststehen, hat
die anordnende Stelle eine Auszahlungsanordnung zu erteilen und
sie der Kasse - erforderlichenfalls Uber eine Zahlstelle - zuzuleiten.
Empfangsberechtigten oder ihren Beauftragten durfen Aus-
zahlungsanordnungen nur in Ausnahmeféllen zum Uberbringen an
die Kasse oder Zahlstelle Gbergeben werden.

Wird der anordnenden Stelle eine Einzahlung mitgeteilt, so hat sie,
sofern nicht eine allgemeine Annahmeanordnung gilt, unverzuglich
eine Annahmeanordnung zu erteilen oder Uber den Verbleib der Ein-
zahlung zu entscheiden.

Geht eine formliche Zahlungsanordnung vor ihrer Ausflhrung verlo-
ren, so ist eine Zweitschrift mit dem Vermerk ,Ersatzausfertigung an-
stelle der verlorengegangenen und hiermit fur ungultig erklarten ers-
ten Ausfertigung“ auszustellen. Wird die erste Ausfertigung wieder
aufgefunden, so ist sie zu durchkreuzen, mit dem Vermerk ,ungultig"“
zu versehen und der Ersatzausfertigung beizufligen.

Die anordnende Stelle hat bei der Erteilung der Zahlungsan-
ordnungen die fur die Buchung nach Haushaltsjahren maflkgebenden
Bestimmungen (§ 72) zu beachten.

Die Kasse hat formliche Zahlungsanordnungen, die beim Jahres-
abschlufd nicht ausgefiihrt sind, unerledigt an die anordnende Stelle
zurtckzugeben. Das gilt nicht, wenn die Betrage als Kassenreste
nachzuweisen sind.
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4.7

4.8

5.1

5.11

5.1.7

5.1.8

5.1.9

§70
Foérmliche Zahlungsanordnungen, die beim Jahresabschluf} teilweise
ausgefuhrt sind, gelten hinsichtlich des nicht gezahlten Betrages
weiter. Entfallt oder &ndert sich die Buchungsstelle, so ist eine Ande-
rungsanordnung zu erteilen.
Zahlungen kénnen von der anordnenden Stelle mit Hilfe eines auto-
matisierten Verfahrens angeordnet werden, wenn dieses Datensatze
mit dem Inhalt von Zahlungsanordnungen erzeugt (s.a. Nr. 5.5).
Inhalt der formlichen Zahlungsanordnung
Die formliche Zahlungsanordnung muf} enthalten
die Bezeichnung der Kasse, gegebenenfalls auch die Bezeichnung
der Zahlstelle, die die Einzahlung annehmen oder die Auszahlung
leisten soll,
die Anordnung zur Annahme oder Auszahlung (Nr. 3.1),
den anzunehmenden oder auszuzahlenden Betrag (Nr. 6),
den Zahlungspflichtigen oder den Empfangsberechtigten (Nr. 7),
den Falligkeitstag (Nr. 8),
die Buchungsstelle und das Haushaltsjahr (Nr. 9),

die Begrundung (Nr. 10),

eine besondere Kennzeichnung bei Abschlagsauszahlungen und de-
ren Abrechnung (Schlu3zahlung),

die Bescheinigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit (Nrn.
14, 17 und 18),

5.1.10 die Bezeichnung der anordnenden Stelle,
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5.1.11

5.1.12

5.1.13

5.2

5.3

5.4

10

die Nummer der Eintragung in die Haushaltsuberwachungsliste und
das Namenszeichen des Listenflhrers, sofern nicht von der Flhrung
einer Haushaltstiberwachungsliste abgesehen worden ist (Nrn. 7 und
8.1zu § 34),

das Datum der Anordnung und

die Unterschrift des Anordnungsbefugten (Nr. 20).

Sind in den Anlagen einer formlichen Zahlungsanordnung die Anga-
ben nach Nr. 5.1 ganz oder teilweise enthalten, so ist eine Wieder-
holung dieser Angaben in der férmlichen Zahlungsanordnung nicht
erforderlich. In diesem Fall bedarf es in der férmlichen Zahlungsan-
ordnung aulRer der Bezeichnung der anordnenden Stelle, der Angabe
der Buchungsstelle und des Haushaltsjahres, der Anordnung zur An-
nahme oder Auszahlung des Gesamtbetrages und der Be-
scheinigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit nur der in
den Anlagen fehlenden Angaben nach Nr. 5.1. Nummer 7.1 Satz 1
bleibt unberthrt. Die nach den Anlagen anzunehmenden oder aus-
zuzahlenden Betrage sind in der formlichen Zahlungsanordnung oder
in einer besonderen Anlage zusammenzustellen.

Auf féormlichen Zahlungsanordnungen Uber die Beschaffung von in-
ventarisierungspflichtigen Gegenstanden des beweglichen Verwal-
tungsvermogens oder von solchen Verbrauchsgegenstanden, die
bestandsmafig nachzuweisen sind, ist die Nummer der Eintragung in
das Bestandsverzeichnis (Nrn. 3.1 und 3.3 zu § 73) zu vermerken,;
statt der Nummer der Eintragung kann ein anderes Merkmal ange-
geben werden, durch das die Verbindung zur Eintragung im Be-
standsverzeichnis sichergestellt ist. Sind die Gegenstande zur als-
baldigen Verwendung bestimmt, so ist statt dessen ein entsprechen-
der Vermerk anzubringen. Die Vermerke kdnnen statt auf den Zah-
lungsanordnungen auch auf deren Anlagen oder den begriindenden
Unterlagen angebracht werden.

Fallen als Folge einer Lieferung oder Leistung nebenher Ge-
genstande (z.B. Altstoffe, Packmaterial) von mehr als nur geringem
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5.5

5.6

6.1

6.2

6.3

12/01

§ 70

Wert an, so ist der Verbleib oder die Verwertung dieser Gegenstande
in der férmlichen Zahlungsanordnung oder deren Anlagen zu vermer-
ken.

Werden nach Nr.4.8 Datensatze mit dem |Inhalt von
Zahlungsanordnungen erzeugt, so mussen die Datensatze
Informationen enthalten, die der schriftichen Zahlungsanordnung
gleichwertig sind. An die Stelle der Feststellungsbescheinigungen
und der Unterschrift des Anordnungsbefugten missen Merkmale
treten, durch die die Feststeller und der Anordnungsbefugte
gleichwertig identifiziert werden koénnen und der Umfang ihrer
Verantwortung ersichtlich ist (elektronische Zahlungsanordnung).
Fehlen in den Datensatzen diese Merkmale, so muissen die
Unterschriften auf visuell lesbaren Unterlagen geleistet werden.

Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen abweichende
Bestimmungen treffen. Dabei sind gegebenenfalls die Verantwortungs-
bereiche des Anordnungsbefugten und der Feststeller zu regeln.

Betrag

In der férmlichen Zahlungsanordnung ist der Betrag anzugeben, der in
Euro oder ausnahmsweise in anderer Wahrung anzunehmen oder aus-
zuzahlen ist. Bei wiederkehrenden Zahlungen sind der Jahresbetrag und
die Teilbetrage je Falligkeitstag anzugeben; sind Teilbe-
trage in gleicher Hohe anzunehmen oder auszuzahlen, so genugt die
Angabe eines Teilbetrages.

Die Betrage sind in Ziffern anzugeben. Fur ,Euro” und ,Cent” sind die
Abkurzungen ,EUR" und ,Ct* zu verwenden. In férmlichen Zahlungs-
anordnungen, die als maschinell lesbare Datentrager verwendet wer-
den, kann der Betrag auch durch Markieren vorgedruckter Ziffern- oder
Zahlenfelder angegeben werden.

Betrage von 1.000 Euro und mehr sowie Betrage in anderen Wah-
rungen sind in Buchstaben zu wiederholen. Der flr die Angabe der
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6.4

6.5

6.5.1

6.5.2

6.6

12

Betrage vorgesehene Raum ist, soweit er bei der Eintragung frei-
bleibt, so zu entwerten, dal} nachtragliche Zusatze erkennbar sind.
Teilbetrage sind nicht in Buchstaben zu wiederholen. In férmlichen
Zahlungsanordnungen, die in automatisierten Verfahren erstellt wer-
den, sowie in anderen Fallen mit Einwilligung des Senators fur Fi-
nanzen und im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen kann auf die Wiederholung in Buchstaben ver-
zichtet werden, wenn die ziffernmaRige Angabe des Betrages gegen
Falschung und Anderung ausreichend gesichert ist.

Der Betrag braucht in der férmlichen Zahlungsanordnung nicht ange-
geben zu werden, wenn er aufgrund eines Gesetzes, einer Verord-
nung oder einer allgemeinen Verwaltungsvorschrift berechnet werden
kann (betragslose Zahlungsanordnung) und der Senator fur Finanzen
einer solchen Regelung zugestimmt hat. Ist flr die Berechnung im
einzelnen Fall die Kenntnis bestimmter Merkmale erforderlich, so
mussen diese in der Zahlungsanordnung angegeben sein.

Der Betrag braucht ferner nicht angegeben zu werden, wenn

die formliche Zahlungsanordnung Merkmale enthalt, die die Er-
rechnung des Betrages aufgrund der im Verantwortungsbereich der
Kasse in Form von magnetischen oder sonstigen visuell nicht lesba-
ren Speichern gefuhrten Personen- oder Objektkonten ermdglichen
und

die Berechnung in einem automatisierten Verfahren ausgefiuhrt wird
und die hierbei verwendeten Programme von den zustandigen Stel-
len freigegeben worden sind.

Sind Zinsen von der Kasse zu berechnen (Nr. 45.2), so mussen sich
der Zinssatz, der Tag des Beginns der Verzinsung und der Kapital-
betrag aus der formlichen Zahlungsanordnung ergeben; der Kapital-
betrag braucht nicht angegeben zu werden, wenn die Kasse ihn aus
ihren Unterlagen selbst ermitteln kann.
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7.2

7.3

7.4

7.5

7.6
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Zahlungspflichtiger oder Empfangsberechtigter

In der férmlichen Zahlungsanordnung mufd der Zahlungspflichtige o-
der der Empfangsberechtigte zweifelsfrei bezeichnet sein. Hierzu ge-
hort in der Regel die Angabe des Vor- und Zunamens, des Wohnor-
tes, der Stralle und der Hausnummer. Der Geburtsname ist an-
zugeben, wenn ohne diese Angabe Zweifel Uber die Person entste-
hen kénnen. Bei Verrechnungen (Nr. 35) ist anstelle der Angaben zur
Person das Kassenzeichen anzugeben, unter dem der zu ver-
rechnende Betrag nachzuweisen ist.

Ist der Zahlungspflichtige nicht zugleich Schuldner oder der Emp-
fangsberechtigte nicht zugleich Forderungsberechtigter, so muf’ dies
aus der formlichen Zahlungsanordnung ersichtlich sein. Satz 1 findet
keine Anwendung, wenn Erlése aus dem Verkauf von Geblhrenmar-
ken, Eintrittskarten und dergl. abgeliefert werden und allgemeine An-
nahmeanordnungen nicht erteilt worden sind.

Erganzend zu Nr. 7.1 ist in férmlichen Auszahlungsanordnungen der
Zahlungsweg (Nr. 28) anzugeben; Nrn. 30.3 bis 30.5 sind dabei zu
beachten. Soll der Betrag auf ein Konto Uberwiesen werden, so sind
die Bankleitzahl und die Bezeichnung des Kreditinstituts, die Konto-
nummer (Stralle und Hausnummer des Kontoinhabers kénnen ent-
fallen) sowie gegebenenfalls der Zusatz ,Lastschrifteinzugsverkehr®
anzugeben. Soll der Betrag ausnahmsweise bar ausgezahlt werden,
so ist das Wort ,bar“ zu vermerken.

Fiar formliche Annahmeanordnungen, die nach Nr. 30.2 letzter Satz
im Wege des Lastschrifteinzugsverkehrs ausgeflhrt werden sollen,
gilt Nr. 7.3 Satz 2 entsprechend.

Wird far den Zahlungspflichtigen oder den Empfangsberechtigten ein
Personenkonto geflhrt, so genutgt die Angabe der Personenkon-
to-Nummer.

Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen zulassen, dal} bei unbarer
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8.1

8.2

9.1

9.2

9.3

14

Auszahlung der Empfangsberechtigte in der formlichen Zahlungsan-
ordnung verschlusselt angegeben wird.

Falligkeitstag

In der formlichen Zahlungsanordnung ist das Datum anzugeben, zu
dem die Einzahlung oder die Auszahlung bewirkt sein muf} (Fallig-
keitstag). Bei Auszahlungen, die sofort zu leisten sind, entfallt die
Angabe des Falligkeitstages.

Sind Teilbetrage anzunehmen oder auszuzahlen, so ist der Fal-
ligkeitstag fur jeden Teilbetrag anzugeben. Sind bei wiederkehrenden
Zahlungen Teilbetrage in gleicher Héhe und in gleichen Zeitabstan-
den anzunehmen oder auszuzahlen, so sind der erste Falligkeitstag
und der Zeitabstand anzugeben. Ist der letzte Falligkeitstag bereits
bekannt, so ist auch er anzugeben; anderenfalls ist er der Kasse
durch Anderungsanordnung (Nr. 26) rechtzeitig mitzuteilen.

Buchungsstelle, Haushaltsjahr

In der formlichen Zahlungsanordnung uber Einnahmen und Ausga-
ben ist die Buchungsstelle mit den Nummern des Kapitels, des Titels
und der Prifziffer zu bezeichnen. Bei einer weiteren Untergliederung
umfallt die Buchungsstelle auch deren numerische Bezeichnung.
Sind Einzahlungen oder Auszahlungen nach einer sonst vorgesehe-
nen Ordnung zu buchen, so ist die daflr festgelegte Bezeichnung als
Buchungsstelle anzugeben.

Foérmliche Zahlungsanordnungen sind fir jede Buchungsstelle ge-
trennt zu erteilen, soweit nicht der Senator fur Finanzen Ausnahmen
zugelassen hat. Sind Ausnahmen zugelassen worden, so mussen
zusatzlich zu den Angaben nach Nr. 6.1 die auf die einzelnen Bu-
chungsstellen entfallenden Betrage angegeben werden; diese sind
nicht in Buchstaben zu wiederholen.

In der férmlichen Zahlungsanordnung ist das Haushaltsjahr an-
zugeben, flr das die Einzahlung oder Auszahlung gebucht werden

6/96



9.4

10.

10.1

10.2

10.3

10.4

10.5
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§ 70

soll. In der Daueranordnung ist das Haushaltsjahr zu bezeichnen, in
dem der erste Betrag fallig wird.

Buchungsstelle und Haushaltsjahr kénnen in der férmlichen Zah-
lungsanordnung verschlisselt angegeben werden.

Begriindung

Aus der formlichen Zahlungsanordnung und den dazugehdrenden,
aber nicht beizufigenden Belegunterlagen (zahlungsbegrindende
Unterlagen) mussen Zweck und Anlal® der Einzahlung oder Auszah-
lung so deutlich erkennbar sein, dal} die ihr zugrunde liegende Ver-
waltungsmalnahme zweifelsfrei ersichtlich ist (Begrindung). Soweit
zahlungsbegrindende Unterlagen von Dienststellen anzufertigen
sind, gilt Nr. 2.3 entsprechend. Zahlungsbegrindende Unterlagen
kénnen in Form von visuell nicht lesbaren Unterlagen vorliegen, die
von Dritten oder in der Verwaltung erstellt worden sind.

Aus der Begrindung mussen insbesondere Gegenstand und Rechts-
grund der Einzahlung oder Auszahlung hervorgehen. Gegebenenfalls
ist die Berechnung des Betrages zu erlautern und zur Ersatzfrage
Stellung zu nehmen.

Gehdéren zu der foérmlichen Zahlungsanordnung zahlungsbe-
grundende Unterlagen, so mufld durch Hinweise gewahrleistet sein,
dal diese Unterlagen der Zahlungsanordnung zugeordnet werden
kénnen, zu der sie gehodren. Wird eine Zahlung nach Nr. 4.8 ange-
ordnet, so mul} die zahlungsbegrindende Unterlage die Zuordnung
zu dem Datensatz erkennen lassen.

Steht die formliche Zahlungsanordnung im Zusammenhang mit fri-
heren Zahlungen, so ist in der Begrindung auf die vorangegangene
Zahlungsanordnung hinzuweisen.

Zahlungsbegrindende Unterlagen zu einer formlichen Zahlungsan-
ordnung, die auch Begrundungen fur weitere Zahlungsanordnungen
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11.

12

12.1

12.1.1

12.1.2

16

enthalten, sind gleichzeitig zahlungsbegriindende Unterlagen fur die-
se Anordnungen.

Feststellung der sachlichen und rechnerischen
Richtigkeit

Die sachliche und rechnerische Richtigkeit der fur die Zahlung mal3-
gebenden Angaben in der férmlichen Zahlungsanordnung und in den
zahlungsbegrindenden Unterlagen ist festzustellen und aul3er in der
formlichen Zahlungsanordnung (Nr. 5.1.9) in den zahlungsbegrun-
denden Unterlagen zu bescheinigen, soweit nicht der Senator fur Fi-
nanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hanse-
stadt Bremen Ausnahmen zugelassen hat.

Beamte und Angestellte sollen Feststellungsbescheinigungen in An-
gelegenheiten, die ihre eigene Person betreffen, nicht abgeben.

Ist die Richtigkeit zahlungsbegrindender Unterlagen, die in visuell
nicht lesbarer Form vorliegen, zu bescheinigen, so missen an die
Stelle der Feststellungsbescheinigungen Merkmale treten, durch die
die Feststeller gleichwertig identifiziert werden kénnen und der Um-
fang ihrer Verantwortung ersichtlich ist.

Inhalt der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit

Der Feststeller der sachlichen Richtigkeit Ubernimmt mit der Unter-
zeichnung des Vermerks nach Nr. 14 oder Nr. 18 die Verantwortung
dafir, dal®

die in der formlichen Zahlungsanordnung und in den zahlungsbe-
grundenden Unterlagen enthaltenen, flr die Zahlung maflgebenden
Angaben richtig sind, soweit deren Richtigkeit nicht vom Feststeller
der rechnerischen Richtigkeit zu bescheinigen ist,

die nach Nr. 5 erforderlichen Ubrigen Angaben in der férmlichen
Zahlungsanordnung und in den zahlungsbegriindenden Unterlagen
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12.1.5

12.1.6

12.2

12.3

12.3.1

12.3.2

12.4
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enthalten sind, soweit nicht die Verantwortung hierfir dem Anord-
nungsbefugten obliegt (Nr. 20),

nach den geltenden Vorschriffen und nach den Grundsatzen der
Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist,

die Lieferung oder Leistung als solche und auch die Art ihrer Ausflih-
rung geboten war,

die Lieferung oder Leistung entsprechend der zugrunde liegenden
Vereinbarung oder Bestellung sachgemal} und vollstandig ausgefuhrt
worden ist,

Abschlagsauszahlungen, Vorauszahlungen, Pfandungen und Abtre-
tungen vollstandig und richtig bertcksichtigt worden sind.

Die Einschrankung der Verantwortung nach Nr. 19 bleibt unberthrt.

Die sachliche Richtigkeit darf unter entsprechender Erganzung des
Vermerks nach Nr. 14.1 auch bescheinigt werden, wenn bei nicht
vertragsgemalder Erfullung

ein Schaden nicht entstanden ist (z.B. Uberschreitung der Ausfiih-
rungsfristen ohne nachteilige Folgen) oder

die erforderlichen MaRnahmen zur Abwendung eines Nachteils er-
griffen worden sind (z.B. Verlangerung der Gewahrleistungsfristen,
Minderung des Rechnungsbetrages, Hinterlegung von Sicherheiten).

Die Verantwortung des Feststellers der sachlichen Richtigkeit er-
streckt sich nicht auf den Inhalt der im selben Arbeitsvorgang mit der
formlichen Zahlungsanordnung erstellten maschinell lesbaren Da-
tentrager.
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13.

13.1

13.1.1

13.1.2

13.1.3

13.2

14.

14.1

14.2

15.

15.1

18

Feststeller der sachlichen Richtigkeit

Zur Feststellung der sachlichen Richtigkeit sind befugt

der Leiter der Dienststelle,

der Beauftragte fur den Haushalt und

andere Bedienstete, denen diese Befugnis fur ihren Verantwor-
tungsbereich schriftlich Ubertragen worden ist.

Mit der Feststellung der sachlichen Richtigkeit darf nur beauftragt
werden, wer dazu befahigt ist. Befahigt ist, wer alle Sachverhalte, de-
ren Richtigkeit er zu bescheinigen hat, zu Uberblicken und zu beur-
teilen vermag.

Form der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit

Der Feststeller hat die sachliche Richtigkeit durch Unterzeichnung
des Vermerks ,Sachlich richtig“ zu bescheinigen. Sind an der Fest-
stellung der sachlichen Richtigkeit neben dem Feststeller noch ande-
re Bedienstete beteiligt, die z.B. die vollstandige Lieferung einer Wa-
re bescheinigen oder die uUber die zur Feststellung erforderlichen
Fachkenntnisse, z.B. auf rechtlichem, medizinischem oder techni-
schem Gebiet verfligen, so mul} aus deren Bescheinigungen (Teilbe-
scheinigungen) der Umfang der Verantwortung ersichtlich sein.

Nicht zutreffende Angaben sind unter Beachtung der Nr. 21 zu be-
richtigen.

Inhalt der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit

Der Feststeller der rechnerischen Richtigkeit GUbernimnmt mit der
Unterzeichnung des Vermerks nach Nr. 17 oder Nr. 18 die Verant-
wortung daflr, da® der anzunehmende oder auszuzahlende Betrag
sowie alle auf Berechnungen beruhenden Angaben in der férmlichen
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16.

16.1

16.1.1

16.1.2

16.2

17.

17.1
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Zahlungsanordnung und in den den zahlungsbegrindenden Unterla-
gen richtig sind. Die Feststellung der rechnerischen Richtigkeit er-
streckt sich mithin auch auf die Feststellung der Richtigkeit der den
Berechnungen zugrunde liegenden Ansatze nach den Berechnungs-
unterlagen (z.B. Bestimmungen, Vertrage, Tarife).

Die Einschrankung der Verantwortung nach Nr. 19 bleibt unberthrt.

Die Verantwortung des Feststellers der rechnerischen Richtigkeit er-
streckt sich nicht auf den Inhalt der im selben Arbeitsvorgang mit der
formlichen Zahlungsanordnung erstellten maschinell lesbaren Da-
tentrager.

Die Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit entfallt, soweit be-
tragslose Zahlungsanordnungen auf Berechnungen beruhende An-
gaben nicht enthalten.

Feststeller der rechnerischen Richtigkeit

Zur Feststellung der rechnerischen Richtigkeit sind befugt

Beamte, die mindestens dem mittleren Dienst angehoéren, und

Angestellte, die mindestens der Vergutungsgruppe VIII BAT an-
gehoren.

Der Leiter der Dienststelle oder der von ihm Beauftragte kann die
Befugnis auf bestimmte Beamte oder Angestellte beschranken.

Form der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit

Der Feststeller hat die rechnerische Richtigkeit durch Unterzeichnung
des Vermerks ,Rechnerisch richtig“ zu bescheinigen. Sind an der
Feststellung der rechnerischen Richtigkeit neben dem Feststeller
noch andere Beamte oder Angestellte beteiligt, so muld aus deren
Teilbescheinigungen der Umfang der Verantwortung ersichtlich sein.
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17.2

17.3

18.

19.

19.1

Nicht zutreffende Angaben sind unter Beachtung der Nr. 21 zu be-
richtigen.

Sind die Endbetrage in Anlagen zu férmlichen Zahlungsanordnungen
oder in begrindenden Unterlagen geandert worden, so muss der
Vermerk lauten ,Rechnerisch richtig mit .... EUR .. Ct“. Der Betrag ist
nur in Ziffern anzugeben. Absetzungen von Rabatt- und Skontobe-
tragen gelten nicht als Anderungen.

ZusammengefaBte Bescheinigung der sachlichen und rechneri-
schen Richtigkeit

Die Bescheinigungen der sachlichen und der rechnerischen Richtig-
keit kobnnen zusammengefaldt werden, wenn der Feststeller die Vor-
aussetzungen nach den Nrn. 13 und 16 erflllt. In diesem Falle muss
der Feststellungsvermerk lauten ,Sachlich und rechnerisch richtig“ o-
der ,Sachlich und rechnerisch richtig mit .... EUR .. Ct".

Verantwortung des Feststellers in besonderen Fallen

Der Feststeller, der in formlichen Zahlungsanordnungen und in den
zahlungsbegrindenden Unterlagen die sachliche oder rechnerische
Richtigkeit bescheinigt, ist flr die Richtigkeit der Angaben nicht ver-
antwortlich, soweit andere Feststeller Teilbescheinigungen abgege-
ben haben (Nrn. 14, 17 und 18) oder in zahlungsbegrindenden Un-
terlagen zu foérmlichen Zahlungsanordnungen die Richtigkeit be-
scheinigt haben. Den Bescheinigungen und Teilbescheinigungen der
Feststeller der eigenen Dienststelle sind die Bescheinigungen und
Teilbescheinigungen gleichzustellen, die von Bediensteten anderer
Stellen abgegeben worden sind, und zwar

19.1.1 einer anderen Dienststelle der Freien Hansestadt Bremen,

19.1.2 einer Dienststelle des Bundes oder eines anderen Landes,

19.1.3 einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes oder

20
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19.1.4

19.2

19.3

19.4

19.5

19.5.1

19.5.2

19.6

6/96

§ 70

einer bundes- oder landesunmittelbaren juristischen Person des 6f-
fentlichen Rechts, die unter § 105 BHO/LHO fallt.

Sind Teilbescheinigungen aufgrund schriftlicher Vertrage oder sons-
tiger Vereinbarungen von anderen Personen (z.B. Architekten, Inge-
nieure) abgegeben worden, so gilt Nr. 19.1 entsprechend. Wenn in
Vertragen oder sonstigen Vereinbarungen die Anwendung dieser
Verwaltungsvorschriften vorgesehen ist, so sind die Teilbescheini-
gungen mit dem Wortlaut nach den Nrn. 14, 17 und 18 abzugeben,;
anderenfalls sind Inhalt und Form der Teilbescheinigungen in den
Vertragen oder sonstigen Vereinbarungen festzulegen.

Treffen Beamte oder Angestellte Mallhahmen, die zu Zahlungsan-
ordnungen flhren, so gelten die Unterschriften auf den die einzelnen
Malnahmen betreffenden Schriftstiicken zugleich als Feststellung
und Teilbescheinigung im Sinne der Nrn. 11 bis 18.

Teilbescheinigungen nach den Nrn. 19.1 bis 19.3 durfen nur aner-
kannt werden, wenn ein Anlal zu Zweifeln nicht besteht.

Ist eine lUckenlose Nachprifung von Angaben nicht mdglich, so be-
schrankt sich die Verantwortung des Feststellers der sachlichen
Richtigkeit darauf, dald Bedenken gegen die Richtigkeit dieser Anga-
ben nicht bestehen. Entsprechendes gilt, wenn

Leistungen durch Zahler, Uhren oder sonstige Kontrolleinrichtungen
abgelesen werden, oder

Leistungen nur unmittelbar an Dritte erbracht werden kénnen (z.B.
Sachleistungen an Heiminsassen).

Muf3 ausnahmsweise (z.B. bei Erkrankung oder Ausscheiden des zu-
standigen Feststellers) die sachliche Richtigkeit von einem Beamten
oder Angestellten bescheinigt werden, der den Sachverhalt nicht in
vollem Umfang Uberblicken und beurteilen kann, so gilt Nr. 19.5 ent-
sprechend. Der Feststeller hat in diesen Fallen in der Bescheinigung
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19.7

19.8

20.

20.1

20.2

20.2.1

20.2.2

20.2.3

22

der sachlichen Richtigkeit anzugeben, weshalb und in welchem Um-
fang die Angaben nicht nachgeprift werden konnten.

Wird ein Datensatz nach Nr. 4.8 im Wege der Bearbeitereingabe er-
zeugt, so ist in der nach Nr.7.2 HKR-ADV-Best erforderlichen
Dienstanweisung zu regeln, inwieweit mit der Unterschrift unter der
Feststellungsbescheinigung zugleich die richtige und vollstandige
Datenerfassung bescheinigt wird.

Werden die Anlagen zur formlichen Zahlungsanordnung oder die be-
grundenden Unterlagen in einem automatisierten Verfahren erstellt
oder nachgepruft, so gelten fir die Abgrenzung der Aufgaben- und
Verantwortungsbereiche der Feststeller sowie fur die Form der Teil-
feststellungsbescheinigungen die Nrn. 6 bis 8 der HKR-ADV-Best.

Unterschrift des Anordnungsbefugten

Die féormliche Zahlungsanordnung mufd von einem zur Ausubung der
Anordnungsbefugnis berechtigten Beamten oder Angestellten (An-
ordnungsbefugter) unterschrieben werden. Der Anordnungsbefugte
darf in der formlichen Zahlungsanordnung die rechnerische Richtig-
keit nicht bescheinigen.

Der Anordnungsbefugte Ubernimmt mit der Unterzeichnung die Ver-
antwortung dafur, daf

in der férmlichen Zahlungsanordnung keine offensichtlich er-
kennbaren Fehler enthalten sind,

die Bescheinigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit in
der féormlichen Zahlungsanordnung von den dazu befugten Beamten

oder Angestellten abgegeben worden ist,

Ausgabemittel zur Verfigung stehen und bei der angegebenen Bu-
chungsstelle verausgabt werden durfen.
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Die Verantwortung des Anordnungsbefugten erstreckt sich nicht auf
den Inhalt der im selben Arbeitsvorgang mit der féormlichen Zah-
lungsanordnung erstellten maschinell lesbaren Datentrager.

Die Namen und Unterschriftsproben der Anordnungsbefugten sind
den Kassen und Zahlstellen mitzuteilen. Die Mitteilung ist vom Leiter
der Dienststelle oder dem von ihm Beauftragten zu unterschreiben
und mit dem Abdruck des Dienstsiegels zu versehen. Erlischt die
Anordnungsbefugnis, so ist dies den Kassen und Zahlstellen unver-
zuglich schriftlich mitzuteilen. An die Stelle der Unterschriftsmitteilun-
gen mussen andere - in einer Dienstanweisung zu regelnde -
Sicherungsmalinahmen treten, wenn dies bei Verfahren nach Nr. 4.8
notwendig ist.

Anderung der férmlichen Zahlungsanordnung, ihrer Anlagen
und der begriindenden Unterlagen

Befindet sich die formliche Zahlungsanordnung noch bei der anord-
nenden Stelle und sind Angaben in der Zahlungsanordnung oder in
den zahlungsbegrindenden Unterlagen zu andern, so sind die Be-
richtigungen unter Beachtung der Nr. 2.3 vorzunehmen. Die Berichti-
gungen sind von den Beteiligten fur ihren Verantwortungsbereich mit
Namenszeichen und Datum zu bestatigen.

Muf eine formliche Zahlungsanordnung berichtigt werden und ist die
Berichtigung nicht zuldssig (Nr. 2.3) oder nicht moglich, so ist die An-
ordnung vom Anordnungsbefugten zu vernichten oder gut sichtbar
ungultig zu machen. Das gleiche gilt, wenn sie nicht ausgefuhrt wer-
den soll. Die ungiltig gemachte Zahlungsanordnung ist zu den Akten
zu nehmen oder gegebenenfalls zur Begrindung der neuen Zah-
lungsanordnung zu verwenden.

Ist der Betrag der foérmlichen Zahlungsanordnung die Summe einer
listenmaRigen Zusammenstellung und sollen Einzelbetrage nicht an-
genommen oder nicht ausgezahlt werden, so sind sie vom Feststeller
der sachlichen Richtigkeit in der Zusammenstellung mit dem Hinweis
,Nicht einziehen“ oder ,Nicht auszahlen® sowie mit Namenszeichen
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214

21.5

21.6

21.7

21.8

21.8.1

24

und Datum zu versehen. Sind fiir auszuzahlende Betrdge Uberwei-
sungstrager bereits gefertigt, so sind sie ebenfalls entsprechend zu
kennzeichnen. Beim Zahlungsverkehr im Wege des beleglosen Da-
tentrageraustausches ist sinngemal zu verfahren.

In den Fallen der Nr. 21.3 hat der Feststeller der rechnerischen Rich-
tigkeit die nicht anzunehmenden oder nicht auszuzahlenden Betrage
unter Angabe der laufenden Nummern darzustellen und die Summe
in der listenmalligen Zusammenstellung vom Endbetrag abzusetzen.
Einer Anderung der Ubertrage bedarf es nicht. Uber den tatsachlich
anzunehmenden oder auszuzahlenden Betrag ist eine neue Zah-
lungsanordnung zu fertigen; Nr. 21.2 ist zu beachten.

Handelt es sich in den Fallen der Nr. 21.3 um eine formliche Aus-
zahlungsanordnung fir Massenzahlungen, so ist von einer Anderung
des Endbetrages in der listenmaRigen Zusammenstellung abzusehen
und die Auszahlungsanordnung ohne Anderung an die Kasse weiter-
zuleiten. Uber den Unterschiedsbetrag ist eine Anderungsanordnung
(Nr. 26) oder eine Annahmeanordnung zu erteilen. Beim Zahlungs-
verkehr im Wege des beleglosen Datentrageraustausches ist sinn-
gemal zu verfahren.

Befindet sich die formliche Zahlungsanordnung nicht mehr bei der
anordnenden Stelle und sind Berichtigungen notwendig, so ist eine
Anderungsanordnung zu erteilen.

Sind eine férmliche Zahlungsanordnung und die zahlungsbegrin-
denden Unterlagen in einem automatisierten Verfahren erstellt wor-
den und werden sie ungultig gemacht oder geandert, so sind die
hierzu gespeicherten Angaben entsprechend zu berichtigen.

Mufd ein nach Nr. 4.8 erzeugter Datensatz geandert werden und ist
die Anderung noch zuldssig und noch maglich, so ist

der Datensatz zu I6schen, wenn die Zahlung nicht angenommen o-
der nicht geleistet werden soll. Die Léschung ist in den zahlungsbe-
grundenden Unterlagen zu vermerken,
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22.1

22.11

22.1.2

22.1.3

2214

22.2
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der Datensatz unter Beachtung der Nr. 3.1.4 HKR-ADV-Best nach-
vollziehbar zu berichtigen, wenn er fehlerhaft ist.

Allgemeine Zahlungsanordnungen

Der Senator flir Finanzen kann zulassen, dal} anstelle von formlichen
Zahlungsanordnungen allgemeine Zahlungsanordnungen erteilt wer-
den

fur Einzahlungen und Auszahlungen, die aufgrund amtlicher Ge-
bahrentarife oder amtlicher Festsetzungen anzunehmen oder zu
leisten sind,

fur Einzahlungen und Auszahlungen, die die Kasse im Rahmen ihres
Aufgabenbereichs selbst zu veranlassen hat (z.B. Zinsen, Saumnis-
zuschlage),

fur Auszahlungen gegen sofortigen Empfang von Kleinhandelsware
oder fur andere Auszahlungen, die nach der Verkehrssitte sofort in
bar zu leisten sind,

in anderen Fallen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Frei-
en Hansestadt Bremen.

Allgemeine Zahlungsanordnungen durfen nur erteilt werden, wenn
der Kasse oder Zahlstelle Unterlagen zur Verfugung stehen, die die
Zahlung begrinden und aus denen insbesondere die Betrage, die
Zahlungspflichtigen oder die Empfangsberechtigten, die Buchungs-
stelle und das Haushaltsjahr sowie gegebenenfalls die Nummer der
Eintragung in die Haushaltsiberwachungsliste und das Namenszei-
chen des Listenfuhrers ersichtlich sind. Die Unterlagen kdnnen der
Kasse oder Zahistelle in visuell nicht lesbarer Form zur Verfliigung
gestellt werden. Die sachliche und rechnerische Richtigkeit dieser
Unterlagen ist unter entsprechender Anwendung der Nrn. 11 bis 19
festzustellen und zu bescheinigen. Fir die Anderung der Unterlagen
gilt Nr. 21 entsprechend. Das Nahere regelt im Einzelfall der Senator
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fur Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen.

22.3  Allgemeine Zahlungsanordnungen kdnnen erteilt werden

22.3.1 durch Verwaltungsvorschriften oder allgemeine Dienstanweisungen
oder

22.3.2 als Einzel-, Sammel- oder Daueranordnungen (Nrn. 3.2 bis 3.4).

224  Allgemeine Zahlungsanordnungen nach Nr. 22.3.2 muissen insbe-
sondere enthalten

22.4.1 die Bezeichnung der Kasse, gegebenenfalls auch die Bezeichnung
der Zahlstelle,

22.4.2 die Bezeichnung der Art der Einzahlungen oder Auszahlungen,

22.4.3 die Anordnung zur Annahme oder Auszahlung,

22.4.4 die Buchungsstelle und das Haushaltsjahr,

22.4.5 die Bescheinigung der sachlichen und gegebenenfalls auch der
rechnerischen Richtigkeit,

22.4.6 die Bezeichnung der anordnenden Stelle,

22.4.7 das Datum der Anordnung und

22.4.8 die Unterschrift des Anordnungsbefugten.

22.5 Fur elektronisch erteilte allgemeine Zahlungsanordnungen nach
Nr. 22.3.2 gilt Nr. 5.5 entsprechend.
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Dritter Abschnitt: Andere Kassenanordnungen

23.

24.

241

2411

24.1.2

24.2

24.21

24.2.2

24.2.3

24.2.4

25.

6/96

Allgemeines

Fir die Erteilung anderer Kassenanordnungen gelten die Nrn. 3 bis
22, soweit in den Nrn. 24 bis 26 oder vom Senator fur Finanzen im
Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bre-
men nichts anderes bestimmt ist.

Anordnungen fur Wertgegenstande

Anordnungen fur Wertgegenstande (Nr. 54) sind

Einlieferungsanordnungen fur in Verwahrung zu nehmende Gegen-
sténde,

Auslieferungsanordnungen flur auszuliefernde Gegenstande.

Anordnungen fur Wertgegenstande mussen insbesondere enthalten

die Bezeichnung der Kasse oder Zahlstelle, die den Wertgegenstand
in Verwahrung nehmen oder ausliefern soll,

die Anordnung zur Annahme oder Auslieferung des Wertgegen-
standes,

die Bezeichnung oder Beschreibung des Wertgegenstandes und

den Einlieferer oder Empfangsberechtigten.

Sonstige Kassenanordnungen

Inhalt und Form sonstiger Kassenanordnungen bestimmt der Senator

fur Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen.
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26.

26.1

26.2

26.2.1

26.2.2

26.3

26.3.1

26.3.2

26.3.3

26.3.4

26.4

26.5

28

Anderungsanordnungen

Sind Angaben in der Kassenanordnung zu andern oder zu erganzen
und befindet sich diese nicht mehr bei der anordnenden Stelle, so ist
eine Anderungsanordnung zu erteilen.

Anderungsanordnungen sind zu erteilen als

formliche Anderungsanordnungen oder

allgemeine Anderungsanordnungen.

Die férmliche Anderungsanordnung muB insbesondere enthalten

die Bezeichnung der Kasse, gegebenenfalls auch die Bezeichnung
der Zahlstelle, die die Anordnung ausfuhren soll,

den Hinweis auf die zu andernde Kassenanordnung,
die Anordnung zur Anderung und
die Begriindung fiir die Anderung.

Férmliche Anderungsanordnungen sind auch zu erteilen, wenn auf-
grund von Zahlungsanordnungen Zahlungen gebucht worden sind,
die Buchungsstelle oder das Haushaltsjahr sich andert und die Bu-
cher noch nicht abgeschlossen sind. Das gleiche gilt, wenn Titelver-
wechslungen im neuen Haushaltsjahr auszugleichen sind (Nrn. 4.1
und 4.2 zu § 35), und zwar auch dann, wenn die Titelverwechslung
auf eine fehlerhafte Buchung zuriickzufiihren ist. Die Ande-
rungsanordnungen sind fur alle beteiligten Buchungsstellen zu ertei-
len; sie sollen im Durchschreibeverfahren erstellt werden.

Die férmlichen Anderungsanordnungen fiir Umbuchungen miissen

Uber die in Nr. 26.3 aufgeflihrten Angaben hinaus die umzubu-
chenden Betrage enthalten.
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Eine allgemeine Anderungsanordnung kann erteilt werden, wenn fir
einen feststehenden Kreis von Zahlungspflichtigen oder Empfangs-
berechtigten die zu zahlenden Betrage einheitlich geandert werden
sollen.

Kann ein nach Nr. 4.8 erzeugter fehlerhafter Datensatz nicht mehr
geandert werden, so ist eine Anderungsanordnung zu erteilen. Diese
muf} die sachliche und zeitliche Zuordnung zu dem fehlerhaften Da-
tensatz nachvollziehbar erkennen lassen.

Kasseninterne Auftrage

Liegt eine Kassenanordnung nicht vor oder ist sie nicht erforderlich,
so hat die Kasse einen kasseninternen Auftrag als Grundlage fir die
Zahlung und Buchung zu fertigen, wenn Unterlagen nach Nr. 22.2
nicht vorliegen oder aus vorhandenen Unterlagen die Buchungsstelle
nicht ersichtlich ist.

Die kasseninternen Auftrage mussen die fur die Zahlung und Bu-
chung erforderlichen Angaben enthalten. Sie sind vom Kassenleiter
und vom Sachgebietsleiter Buchfiihrung zu unterschreiben. Der Se-
nator fur Finanzen kann zulassen, dass anstelle des Kassenleiters o-
der des Sachgebietsleiters Buchfuhrung die Unterschrift von einem
anderen vom Kassenleiter dazu ermachtigten Beamten oder Ange-
stellten geleistet wird.

Die Nrn. 27.1 und 27.2 gelten sinngemalf flir Zusammenstellungen
von Einzelbelegen (Nr. 19.2 zu § 71).

Kasseninterne Auftrage kénnen in visuell nicht lesbarer Form erteilt
werden. An die Stelle der Unterschriffen nach Nr.27.2 mussen
Merkmale treten, durch die die Unterzeichner gleichwertig identifiziert
werden.
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B. ZAHLUNGEN, WERTGEGENSTANDE
Vierter Abschnitt: Zahlungsverkehr
28. Bewirken von Zahlungen
28.1 Zahlungen werden bewirkt durch

28.1.1 Uberweisung oder Einzahlung auf ein Girokonto der Kasse so
wie Uberweisung oder Auszahlung von einem solchen Konto,

28.1.2 Ubergabe oder Ubersendung von Zahlungsmitteln (Bargeld,
Schecks),

28.1.3 Verrechnung von Betragen.

28.2  Das Nahere uber Zahlungen durch Schecks und in fremder Wahrung
enthalten die Anlagen 1 und 2.

29. Zahlungsarten

29.1 Zahlungen sind unbar, bar oder im Wege der Verrechnung anzu-
nehmen oder zu leisten,

29.2  Unbar ist der Zahlungsverkehr, wenn

29.2.1 Zahlungen durch buchméBige Ubertragung von Guthaben bei einem
Kreditinstitut angenommen oder geleistet werden (Uberweisung),

29.2.2 Zahlungen einem Konto der Kasse gutgeschrieben oder zur Last ge-
schrieben werden, der Einzahler dagegen Bargeld bei einem Kredit-
institut einzahlt (Zahlschein) oder der Empfanger Bargeld von einem

Kreditinstitut erhalt (Zahlungsanweisung),

29.2.3 Schecks uUbersandt werden.
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29.3 Bar ist der Zahlungsverkehr, wenn Bargeld Ubergeben oder uber-
sandt wird. Als barer Zahlungsverkehr gilt auch die Ubergabe von
Schecks.

29.4 Im Wege der Verrechnung werden Zahlungen angenommen und ge-
leistet, wenn sie gleichzeitig als Einzahlung und als Auszahlung ge-
bucht werden (Nrn. 34 und 35).

30. Forderung des unbaren Zahlungsverkehrs

30.1 Zahlungen sind unbar zu bewirken, soweit nicht eine Verrechnung in
Betracht kommt oder in begrindeten Ausnahmefallen die bare Zah-
lung geboten ist.

30.2  Durch Aushang im Kassenraum und auf jede sonst geeignete Weise
sind die Zahlungspflichtigen darauf hinzuweisen, sich des unbaren
Zahlungsverkehrs durch Uberweisung oder Einzahlung auf ein Konto
zu bedienen. In allen geeigneten Fallen sind den Zahlungsaufforde-
rungen mit Kassenzeichen versehene Zahlschein- oder Zahlkarten-
vordrucke beizufugen. Insbesondere bei wiederkehrenden Einzah-
lungen soll nach naherer Bestimmung des Senators flr Finanzen den
Zahlungspflichtigen die Teilnahme am Lastschrifteinzugsverkehr er-
mdglicht werden; die Ermachtigung des Zahlungspflichtigen muss der
Kasse vorliegen.

30.3 Auszahlungen sind grundséatzlich durch Uberweisung auf ein Konto
des Empfangsberechtigten bei einem Kreditinstitut zu leisten. Die
Empfanger wiederkehrender oder ofter zu leistender einmaliger Zah-
lungen sind in geeigneter Weise zur Angabe, gegebenenfalls zur Ein-
richtung eines Kontos zu veranlassen.

30.4  Unterhalt der Empfangsberechtigte kein Konto oder kann ein solches
nicht ermittelt werden, so ist die Auszahlung durch Vermittlung des
Postgiroamts im Wege der Zahlungsanweisung zur Verrechnung zu
leisten. Ausnahmsweise kann die Auszahlung im Wege der Zah-
lungsanweisung zur Geldzustellung geleistet werden, wenn dieser
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32

30.5

31.

31.1

31.2

31.3

Zahlungsweg vom Empfangsberechtigten vorgeschrieben worden o-
der aus der Sicht der Kasse zweckmafig ist.

Auszahlungen im Lastschrifteinzugsverkehr kénnen bei Korper-
schaften des o6ffentlichen Rechts sowie solchen Glaubigern des Pri-
vatrechts zugelassen werden, bei denen ein Missbrauch der Ein-
zugsermachtigung nicht zu befurchten ist. Es ist sicherzustellen, dass
der zu belastende Betrag so rechtzeitig der Kasse bekanntgegeben
wird, dass sie ihr Konto erforderlichenfalls bis zum Falligkeitstag ver-
starken oder den Glaubiger zur Ricknahme des Lastschriftauftrags
veranlassen kann. Die Mdglichkeit des Widerspruchs gegen eine be-
reits vorgenommene Lastschrift richtet sich nach den Bestimmungen
des Kreditgewerbes Uber den Lastschrifteinzugsverkehr. Die Teil-
nahme am Lastschrifteinzugsverkehr bedarf der Einwilligung des Se-
nators fur Finanzen.

Verkehr mit Kreditinstituten

Die Kasse ist an den Giroverkehr der Deutschen Bundesbank anzu-
schlieRen. Die Landeshauptkasse ist auerdem an den Giroverkehr
der Bremer Landesbank anzuschliel3en; der Geschaftsverkehr mit
dieser regelt sich nach den Bestimmungen der Anlage 4.

Die Kasse kann mit Einwilligung des Senators fur Finanzen an den
Verkehr mit sonstigen Kreditinstituten angeschlossen werden, wenn
ein zwingendes dienstliches Bedurfnis besteht. Der Geschaftsverkehr
der Kasse mit den Kreditinstituten regelt sich, soweit es sich um die
Bremer Landesbank oder um Sparkassen in der Freien Hansestadt
Bremen handelt, nach den Bestimmungen der Anlage 4, andernfalls
nach den zwischen dem Senator fur Finanzen und dem in Betracht
kommenden Kreditinstitut zu treffenden Vereinbarungen.

Die von der Kasse auszustellenden Schecks und Uberweisungsauf-
trage sind vom Kassenleiter und vom Sachgebietsleiter Zah-
lungsverkehr zu unterschreiben.
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31.4  Die Namen und Unterschriftsproben der zur Verfligung Uber die Kon-
ten bei den Kreditinstituten berechtigten Beamten und Angestellten
sind den Kreditinstituten auf den daflr vorgesehenen Vordrucken
mitzuteilen. Die Mitteilung muss den Abdruck des Dienststempels
und den Sichtvermerk des Leiters der Dienststelle, der die Kasse an-
gehort oder, wenn die Kasse als Landesbehodrde errichtet ist, des
Kassenaufsichtsbeamten enthalten. Bei Anderungen ist entspre-
chend zu verfahren.

31.5 Die Kasse hat bei den in Betracht kommenden Niederlassungen bzw.
Filialen der Deutschen Post AG zu beantragen, dass die dort fur sie,
fur die mit ihr im Abrechnungsverkehr stehenden Zahlstellen und fur
die anordnenden Stellen eingehenden Einzahlungen dem Postbank-
konto der Kasse gutgeschrieben werden.

32. Bargeld
32.1 Bargeld sind Euro-Minzen, Euro-Banknoten und fremde Geldsorten.

32.2 Kassen und Zahlstellen haben Euro-Banknoten ohne Einschrankung
anzunehmen. Sie sind ebenso wie die Empfanger von Auszahlungen
nicht verpflichtet, mehr als 50 Euro-Mlnzen bei einer einzelnen Zah-
lung anzunehmen.

33. Wechsel

33.1  Wechsel durfen nur zur Sicherheitsleistung angenommen werden.
Sie gehoéren nicht zum Kassenistbestand und sind, soweit sie nicht
aufgrund besonderer Weisung an eine andere Stelle abzuliefern
sind, bis zum Falligkeitstag im Kassenbehalter aufzubewahren.

*) vgl. § 14 des Gesetzes liber die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957
(BGBI. | S. 745) und § 3 des Gesetzes Uber die Auspragung von Scheide-
munzen vom 8. Juli 1950 (BGBI. | S. 323)
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34

33.2

34.

34.1

34.2

34.3

34.4

Am Falligkeitstag hat die Kasse die Einlésung des Wechsels und im
Falle der Nichteinlésung unverzuglich die Erhebung des Wechsel-
protestes zu veranlassen.

Verrechnung im Wege der Aufrechnung

Hat die Kasse eine Auszahlung fur die Freie Hansestadt Bremen an
einen Empfangsberechtigten zu leisten, gegen den die Freie Hanse-
stadt Bremen eine fallige Forderung hat, so ist gegen den Anspruch
des Empfangsberechtigten auf den auszuzahlenden Betrag aufzu-
rechnen. Mit kinftig fallig werdenden Forderungen kann gegen den
Anspruch auf den auszuzahlenden Betrag aufgerechnet werden,
wenn der Empfangsberechtigte zustimmt. Die Zustimmung wird ver-
mutet, wenn die Forderung, mit der aufgerechnet werden soll, inner-
halb eines Monats nach dem Zeitpunkt fallig wird, an dem die Aus-
zahlung zu leisten ist.

Ist ein Zahlungspflichtiger mit einer Einzahlung fir die Freie Hanse-
stadt Bremen an die Kasse im Ruickstand und ist ihr bekannt, dass er
einen Anspruch gegen eine andere Kasse der Freien Hansestadt
Bremen auf Auszahlung eines Betrages hat, so hat die Kasse ihre
Forderung der anderen Kasse mitzuteilen und sie zu ersuchen, mit
dieser Forderung gegen den Anspruch des Zahlungspflichtigen auf-
zurechnen.

Die Kasse, die die Auszahlung zu leisten hat, hat die Aufrechnung
schriftlich zu erklaren. In der Erklarung sind die Anspriche, die ge-
geneinander aufgerechnet werden, einzeln nach Grund und Betrag
zu bezeichnen. Je eine Ausfertigung der Aufrechnungserklarung ist
dem Betroffenen, den anordnenden Stellen und den beteiligten Kas-
sen zu Ubersenden.

Unbeschadet anderweitiger Regelungen kann gegenuber einer Kas-
se der Freien Hansestadt Bremen nach § 395 BGB die Aufrechnung
nur erklart werden, wenn dieselbe Kasse sowohl flr die Auszahlung
als auch fir die Einzahlung zustandig ist.
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35. Verrechnung im Wege des Buchausgleichs, Verrechnung inner-
halb der Kasse

35.1 Hat die Kasse einen Betrag mit einer anderen Kasse der Freien Han-
sestadt Bremen zu verrechnen, so ist die Zahlung durch Buchaus-
gleich zu bewirken. Betrage von weniger als 5.000 Euro kénnen U-
berwiesen werden; Nummer 52 bleibt unberthrt. Barzahlungen zwi-
schen den Kassen der Freien Hansestadt Bremen sind nicht zulds-

sig.

35.2  Der Buchausgleich ist grundsatzlich von der fur die Auszahlung zu-
standigen Kasse zu veranlassen. Er wird von der Landeshauptkasse
durchgefuhrt, die den Betrag der fur die Auszahlung zustandigen
Kasse zur Last und der anderen Kasse gutschreibt. Der Buchaus-
gleich kann von der fur die Einzahlung zustandigen Kasse veranlasst
werden, sofern der Senator fur Finanzen das fur bestimmte Zahlun-
gen zugelassen und die fur die Erteilung der Auszahlungsanordnung
zustandige Stelle bestatigt hat, dass der zustandigen Kasse die Aus-
zahlungsanordnung mit dem Vermerk ,Betrag wird durch Buch-
ausgleich eingezogen* erteilt worden ist.

35.3 Sind innerhalb der Kasse Betrage bei mehreren Buchungsstellen
miteinander zu verrechnen, so sind die auszugleichenden Betrage
gleichzeitig als Auszahlung und als Einzahlung zu buchen.

35.4 Die Nrn. 35.1 und 35.3 gelten auch fur den Verkehr zwischen der

Freien Hansestadt Bremen (Land) und der Freien Hansestadt Bre-
men (Stadtgemeinde).
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Funfter Abschnitt: Einzahlungen und Auszahlungen
Erster Unterabschnitt: Einzahlungen
36. Leistungsort, Einzahlung an die zustandige Kasse

36.1  Zahlungsaufforderungen mussen die Bezeichnung der zustandigen
Kasse als Leistungsort und das fur die Buchung erforderliche Kas-
senzeichen enthalten; der Zahlungspflichtige ist darauf hinzuweisen,
dalk das Kassenzeichen bei der Zahlung anzugeben ist.

36.2 Als Einzahlung an die zustandige Kasse gelten auch Einzahlungen,
die fUr ihre Rechnung an eine Ubergeordnete oder beauftragte Kasse
(Nr. 52) oder bei einer Zahlstelle im Rahmen der ihr Ubertragenen
Aufgaben entrichtet werden.

36.3 Einzahlungen durch Ubergabe von Zahlungsmitteln sind im Kas-
senraum an den besonders kenntlich gemachten Stellen (Schalter)
von den dazu ermachtigten Beamten und Angestellten anzunehmen.

36.4 Die Namen und Unterschriftsproben der zur Unterzeichnung von
Quittungen ermachtigten Beamten und Angestellten sind durch Aus-
hang im Kassenraum bekanntzugeben. Der Aushang muss mit dem
Abdruck des Dienststempels und dem Sichtvermerk des Kassen- o-
der Zahlstellenaufsichtsbeamten versehen sein.

36.5 AuRerhalb des Kassenraumes diirfen Einzahlungen durch Ubergabe
von Zahlungsmitteln nur von Bediensteten angenommen werden, die
hierzu besonders ermachtigt worden sind. Die Ermachtigten haben
ihren Dienstausweis mitzufuhren und auf Verlangen vorzuzeigen.

36.6  Schecks, die bei einer anderen Stelle als der Kasse oder Zahlstelle
eingehen, sind sofort an die zustandige Kasse weiterzuleiten. Soweit
sie beim Eingang nicht bereits den Vermerk ,Nur zur Verrechnung®
tragen, sind sie mit diesem Vermerk zu versehen.
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37. Annahme von Einzahlungen

37.1 Kassen und Zahlstellen durfen Einzahlungen nur aufgrund schriftli-
cher oder nach Nr. 4.8 erteilter Annahmeanordnungen annehmen;
dies gilt nicht fur Kassen- und Zahlstellenbestandsverstarkungen so-
wie fur Ablieferungen im Rahmen der Geldverwaltung.

37.2  Einzahlungen durch Ubergabe von Zahlungsmitteln sind auch ohne
Annahmeanordnung anzunehmen, sofern sachliche Grinde dafur
vorliegen. Ein sachlicher Grund liegt insbesondere dann vor, wenn
durch die Annahmeverweigerung ein Schaden flur die Freie Hanse-
stadt Bremen eintreten kdnnte. Bei Einzahlungen nach Satz 1 ist ein
vom Einzahler unterschriebener Einzahlungsschein Uber den Betrag
und den Grund der Einzahlung zu fordern; als Einzahlungsschein
kann eine zweite Durchschrift der Quittung verwendet werden
(Nr. 39.5).

37.3 Die nach Nr. 37.2 angenommenen Einzahlungen sowie unbare oder
durch Ubersendung von Zahlungsmitteln eingehende Einzahlungen,
fur die Annahmeanordnungen nicht vorliegen, sind von der Kasse als
Verwahrungen nachzuweisen. Ist der Kasse die endgultige Bu-
chungsstelle bekannt, so kénnen die Einzahlungen dort gebucht
werden; die flr die Anordnung zustandige Stelle ist von der Einzah-
lung zu unterrichten und zur unverzuglichen Erteilung der An-
nahmeanordnung zu veranlassen.

37.4 Die Kasse hat die anordnende Stelle von Einzahlungen zu un-
terrichten, wenn dies in begrindeten Ausnahmefallen in der Annah-
meanordnung oder der Unterlage zu einer allgemeinen An-
nahmeanordnung (Nr. 22.2) verlangt wird. Der Eingang von Betra-
gen, die zur Hinterlegung eingezahlt worden sind, ist der Hinterle-
gungsstelle in jedem Falle anzuzeigen.

38. Prifung von Zahlungsmitteln und Wertsendungen
38.1 Zahlungsmittel, die der Kasse oder Zahlstelle Ubergeben werden,

sind in Gegenwart des Einzahlers auf Echtheit, Vollzahligkeit und
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Vollstandigkeit zu prifen. Wertsendungen, die der Kasse oder Zahl-
stelle zugehen, sollen von dem zustandigen Beamten oder Ange-
stellten in Gegenwart eines Zeugen geodffnet und geprift werden.
Enthalten andere Sendungen Zahlungsmittel, so soll zu der Prifung
ebenfalls ein Zeuge hinzugezogen werden.

38.2 Wertsendungen und versiegelte oder mit Plombenverschluss verse-
hene Geldbeutel, die bei der Kasse oder Zahlstelle eingehen, sind
sofort daraufhin zu prufen, ob die auldere Umhullung und der Siegel-
oder Plombenverschluss unversehrt sind. Ist das nicht der Fall, so
sind die Wertsendungen oder Geldbeutel zurickzuweisen. Ord-
nungsgemal verschlossene Rollen oder Geldbeutel, die der Kasse
oder Zahlstelle von einer anderen Kasse oder Zahlstelle, von einer
anderen juristischen Person des o6ffentlichen Rechts oder von einem
Kreditinstitut zugegangen sind, durfen ungeo6ffnet weitergegeben
werden, wenn die auldere Beschaffenheit unmittelbar vor der Weiter-
gabe gepruft worden und nicht zu beanstanden ist.

38.3  Wertsendungen, die flr eine Kasse oder Zahlstelle bestimmt sind,
jedoch einer anderen Stelle zugehen, sind sofort daraufthin zu prufen,
ob die aullere Umhullung unversehrt ist. Ist dies der Fall, so ist die
Wertsendung unverzuglich ungeoéffnet der zustandigen Kasse oder
Zahlstelle zuzuleiten. Beschadigte Wertsendungen sind zurlickzu-
weisen. Enthalten andere Sendungen Bargeld oder Wertgegen-
stande, so ist Uber H6he und Art ein Vermerk zu fertigen. Der Ver-
merk ist zusammen mit dem Bargeld oder den Wertgegenstanden
unverzuglich der Kasse oder Zahlstelle zuzuleiten.

38.4  Werden bei der Prifung von Zahlungsmitteln, die der Kasse oder
Zahlstelle Ubersandt wurden oder ihr nach Nr. 38.3 zugegangen sind,
Unstimmigkeiten festgestellt, so sind sie aktenkundig zu machen; der
zur Prufung hinzugezogene Zeuge hat den Vermerk ebenfalls zu
unterschreiben. Beweismittel, die fur die Aufklarung von Unstimmig-
keiten von Wert sein kbnnen (Umhullungen und dergl.), sind aufzu-
bewahren.
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38.5  Fuir die Behandlung nachgemachter, verfalschter, als Falschgeld ver-
dachtigter, beschadigter oder abgenutzter auf Euro oder Cent lau-
tender Munzen (Euro-Munzen) und Euro-Banknoten gelten die Be-
stimmungen der Anlage 3. Andere Zahlungsmittel, deren Echtheit
zweifelhaft ist, sind zurlickzuweisen; liegt der Verdacht einer strafba-
ren Handlung vor, so ist die zustandige Polizeidienststelle zu ver-
standigen.

39. Quittung bei Einzahlungen

39.1 Uber jede Einzahlung, die durch Ubergabe von Zahlungsmitteln ent-
richtet wird und die nicht den Gegenwert fur verkaufte Wertzeichen
und Vordrucke darstellt, ist dem Einzahler unaufgefordert eine Quit-
tung zu erteilen. Uber andere Einzahlungen ist eine Quittung nur auf
Verlangen auszustellen. Quittungen Uber gerichtliche Hinterlegungen
sind fur jede Einzahlung auf dem Zweitstlick des Annahmeantrages
zu erteilen.*) Nr. 4 der Anlage 1 ist zu beachten. Die Quittung darf nur
mit zugelassenen Schreibmitteln (Nr. 2.3) ausgestellt werden.

39.2 Die Quittung muss enthalten

39.2.1 das Empfangsbekenntnis,

39.2.2 die Bezeichnung des Zahlungspflichtigen,

39.2.3 den Betrag,

39.2.4 den Grund der Einzahlung,

39.2.5 die Maschinenlaufnummer oder einen anderen Hinweis, der die Ver-
bindung zur Buchfihrung herstellt,

39.2.6 den Ort und das Datum der Einzahlung,

39.2.7 die Bezeichnung der Kasse oder Zahlstelle und

*

) val. § 6 Nr. 1 Hinterlegungsordnung vom 10. Marz 1937 (RGBI. S. 285)
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39.2.8 bei handschriftlichen Quittungen mit eingedruckter fortlaufender Nu-
merierung sowie bei maschinellen Quittungen - hier gentgt auch das
Namenszeichen des Beamten oder Angestellten - die Unterschrift
des die Zahlung annehmenden Beamten oder Angestellten,

39.2.9 bei anderen handschriftlichen Quittungen die Unterschriften des die
Zahlung annehmenden Beamten oder Angestellten und eines weite-
ren Beamten oder Angestellten der Kasse oder Zahlstelle.

39.3  Auf Quittungen, die auf Verlangen des Einzahlers ausgestellt wer-
den, ist der Zahlungsweg zu vermerken. Zweitschriften von Quittun-
gen sind als solche zu kennzeichnen. Die Quittung Uber die zur Hin-
terlegung eingezahlten Betrage, fur die eine Annahmeanordnung
nicht vorliegt, muss zusatzlich den Vermerk enthalten ,Annahme gilt
noch nicht als Hinterlegung®. Ist der Tag der Ausstellung der Quittung
nicht zugleich der Einzahlungstag (Nr. 40), so ist dieser in der Quit-
tung zu vermerken.

39.4  Betrage von 100 Euro und mehr sind in Buchstaben zu wiederholen.
Bei maschinell erteilten Quittungen entfallt die Wiederholung des Eu-
ro-Betrages.

39.5  Quittungen sind mit einer Durchschrift auszustellen. Bei Bedarf kann
eine weitere Durchschrift als Einzahlungsschein verwendet werden
(Nr. 37.2).

39.6  Die Durchschriften der Quittungen sind blockweise zu sammeln. Ist
ein Block verbraucht, so sind die Durchschriften vom Kassenleiter o-
der dem von ihm damit beauftragten Beamten oder Angestellten auf
Vollzahligkeit zu prafen und bis zum Ablauf der besonders bestimm-
ten Aufbewahrungsfrist aufzubewahren.

39.7  Die Vordrucke fur handschriftlich auszustellende Quittungen sind in
Blocken mit Doppelblattern herzustellen. Der Vordruck flr die Durch-
schrift ist andersfarbig zu halten. Die einzelnen Blatter jedes Blocks
mussen aufgedruckte fortlaufende Nummern tragen, wobei das
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zweite Blatt die gleiche Nummer wie das erste enthalten und als
Durchschrift gekennzeichnet sein muss

39.8 Sind Quittungsvordrucke nach Nr. 39.7 verschrieben oder un-
brauchbar geworden, so sind sie zu durchkreuzen und bei den
Durchschriften zu belassen.

39.9 Zu- und Abgange an Quittungsbldocken sind besonders nachzuwei-
sen. Die Zugange sind durch die Lieferungsbescheinigungen, die
Abgange durch die Empfangsbescheinigungen der Beamten oder
Angestellten, denen Quittungsbldcke ausgehandigt werden, zu bele-
gen. Jedem Beamten oder Angestellten, der handschriftlich Quittun-
gen im Durchschreibeverfahren auszustellen hat, ist moglichst nur
ein Block auszuhandigen. In der Empfangsbescheinigung sind die
Nummern der im Block enthaltenen Quittungsblatter anzugeben. Bei
der Aushandigung der Blocke haben der aushandigende und der
empfangende Beamte oder Angestellte zu prifen, ob samtliche
Blatter in dem Block enthalten sind. Fehlerhafte Blocke sind nicht
auszuhandigen oder wieder zurlickzugeben. Wird ein Quittungsblock
nicht vollstandig aufgebracht, so ist er gegen Empfangsbescheini-
gung dem Beamten oder Angestellten zurickzugeben, der den Be-
stand verwaltet. Der Quittungsblock ist unter Angabe der Zahl der zu-
rickgegebenen Blatter wieder als Zugang nachzuweisen.

39.10 Kommt ein Quittungsblock oder ein Quittungsblatt abhanden, so ist
dem Kassenleiter oder Zahlstellenverwalter und dem Kassen- oder
Zahlstellenaufsichtsbeamten sofort Anzeige zu erstatten. Der Sach-
verhalt ist schriftlich festzuhalten.

39.11 Der Senator fur Finanzen kann Ausnahmen von den Bestimmungen
der Nrn. 39.2 bis 39.10 zulassen.

40. Einzahlungstag
Als Einzahlungstag im Sinne dieser Vorschrift gilt
40.1 bei Uberweisung oder Einzahlung auf ein Konto der Tag der Gut-

schrift auf dem Girokonto der zustandigen Kasse,
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40.2 bei Ubergabe oder Ubersendung von Zahlungsmitteln der Tag des
Eingangs bei der zustandigen Kasse oder Zahlstelle,

40.3 bei Ubergabe von Zahlungsmitteln an einen Beamten oder Ange-
stellten, der aufgrund besonderer Weisung mit der Annahme der
Einzahlung auRerhalb des Kassenraumes beauftragt ist, der Tag der
Ubergabe,

40.4  bei Zahlungen im Wege der Verrechnung mit Ausnahme der Auf-
rechnung

40.4.1 der Einzahlungstag nach den Nrn. 40.1 bis 40.3, wenn es sich um die
Verrechnung von Zahlungen handelt, die im baren oder unbaren
Zahlungsverkehr angenommen worden sind,

40.4.2 der Buchungstag (Nr. 20.2 zu § 71) in den Ubrigen Fallen,

40.5 Dbei Verrechnung von Zahlungen im Wege der Aufrechnung (Nr. 34)
der Tag, an dem sich die Anspriche aufrechenbar gegenuberstehen;
vom Senator fir Finanzen getroffene abweichende Regelungen blei-
ben unberihrt.

41. Rechtzeitige und volistandige Entrichtung von Einzahlungen

41.1 Die Kasse hat die rechtzeitige und vollstandige Entrichtung der Ein-
zahlungen aufgrund von Sollstellungen, Annahmeanordnungen oder
sonstigen Unterlagen zu Uberwachen.

41.2  Ob eine Einzahlung rechtzeitig entrichtet ist, bestimmt sich nach den
fur das Schuldverhaltnis geltenden besonderen Vorschriften (z.B.

§ 224 AO, §§ 186 ff., §§ 270 ff., §§ 284 ff. BGB).

41.3  Wird eine Einzahlung nicht rechtzeitig oder nicht vollstandig entrich-
tet, so hat die Kasse den Schuldner zu mahnen und bei erfolgloser.
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Mahnung die Einziehung des Betrages zu veranlassen. Andere
Regelungen in Rechts- oder Verwaltungsvorschriften sowie abwei-
chende schriftliche Weisungen der anordnenden Stelle bleiben unbe-
ruhrt.

414 In geeigneten Fallen kann die Kasse vor Einleitung des Ein-
ziehungsverfahrens die Erhebung durch Postnachnahme versuchen.
Hiervon ist abzusehen, wenn

41.4.1 der geschuldete Betrag 150 Euro im Einzelfall Gbersteigt,

41.4.2 es sich um eine Behorde oder um einen im Ausland wohnenden
Schuldner handelt oder

41.4.3 anzunehmen ist, dass die Nachnahme nicht eingeldst werden wird.

41.5 Inwieweit die Postnachnahme als Mahnung gilt, richtet sich nach den
jeweiligen Rechtsvorschriften.

42. Behandlung von Mehr- und Minderbetragen sowie von gefunde-
nem Bargeld, haushaltsmaBige Vereinnahmung von Hinterle-
gungen

421 Ergeben sich bei Einzahlungen Mehrbetrage, die nicht mit falligen o-
der fallig werdenden Forderungen verrechnet werden koénnen, so
sind sie an den Einzahler zurlickzuzahlen. Betrage bis einschliellich
funf Euro sind nur auf Antrag zurlickzuzahlen. Werden Betrage nicht
zurtckgezahlt und kénnen sie auch nicht mit anderen Forderungen
verrechnet werden, so sind sie bei der urspringlichen Buchungsstelle
zu belassen.

422  Einzahlungen, die durch Ubersendung von Zahlungsmitteln oder
durch Uberweisung entrichtet werden, ohne dass der Einzahler er-
mittelt werden kann, sind als Verwahrungen nachzuweisen und wie
Kassenuberschisse abzuwickeln (Nr. 23.6 zu § 71). Bei gefundenem
Bargeld ist entsprechend zu verfahren.
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42.3 In Fallen, in denen Betrage von mehr als finf Euro nach Nr. 42.2 wie
Kassenuberschisse abzuwickeln sind, ist der Sachverhalt alsbald
durch Aushang offentlich bekanntzumachen und der Emp-
fangsberechtigte zur Anmeldung seiner Rechte binnen einer Frist von
sechs Wochen aufzufordern.*)

42.4  Vor Ablauf des Haushaltsjahres hat die Kasse fir jede Hinter-
legungsstelle Verzeichnisse Uber die Geldhinterlegungen auf-
zustellen, die infolge Erléschens des Anspruchs auf Herausgabe
(§§ 19 ff. Hinterlegungsordnung) oder nach naherer Bestimmung des
Senators fur Justiz und Verfassung vor Erléschen des Anspruchs auf
Herausgabe haushaltsmafig zu vereinnahmen sind.

42.5 Minderbetrage sind sofort nachzufordern, soweit nicht die Nachforde-
rung nach den Uber die Behandlung von Kleinbetragen getroffenen
Bestimmungen unterbleiben darf.

43. Reihenfolge der Tilgung

43.1 Hat ein Schuldner mehrere Betrage zu zahlen und reicht der gezahite
Betrag zur Tilgung samtlicher Schulden nicht aus, so wird diejenige
Schuld getilgt, die der Schuldner bei der Zahlung bestimmt.

43.2  Trifft der Schuldner keine Bestimmung und reicht die Einzahlung zur
Tilgung der ganzen Schuld nicht aus, so ist die Zahlung zunachst auf
Strafen oder BulRen in Geld, Zwangsgelder und Kosten, dann auf
Zinsen und zuletzt auf die Hauptforderung anzurechnen. Innerhalb
dieser Reihenfolge sind die einzelnen Schulden nach ihrer Falligkeit
zu ordnen; bei gleichzeitig fallig gewordenen Betragen best immt die
Kasse die Reihenfolge der Tilgung. Anderweitige gesetzliche Rege-
lungen bleiben unberihrt.

K §§ 982, 983 BGB in Verbindung mit der Bekanntmachung vom 16. Juni 1898 (RGBI. S. 912)
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43.3  Der Senator fur Finanzen kann in automatisierten Verfahren eine von
Nr. 43.2 abweichende Reihenfolge der Tilgung bestimmen, wenn si-
chergestellt ist, dass gegebenenfalls der gesetzlichen Regelung
nachtraglich entsprochen werden kann.

44. Stundung von Anspriichen

44 .1 Die Stundung von Ansprichen ist Aufgabe der anordnenden
Stelle.

44.2  Stundet die anordnende Stelle einen Anspruch, so hat sie der Kasse
rechtzeitig, mindestens gleichzeitig mit der Benachrichtigung des
Zahlungspflichtigen eine Anderungsanordnung (Nr. 26) zu erteilen.

44.3  Der fur die anordnende Stelle zustandige Senator kann mit Einwilli-
gung des Senators flr Finanzen die Kasse allgemein oder fir be-
stimmte Anspriche ermachtigen, Stundungen zu gewahren. Die
Kasse hat die fur die Stundung maRgebenden Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften zu beachten (z.B. §§222 und 234 AO,
VV zu § 59).

45, Berechnung von Zinsen und Saumniszuschlagen bei Einzahlun-
gen

451 Zinsen sind zu berechnen, wenn der Zinsanspruch feststeht.

45.2 Die Berechnung der Zinsen ist Aufgabe der anordnenden Stelle. Die
Kasse kann mit der Berechnung beauftragt werden; hierzu bedarf es
der Einwilligung des Senators fur Finanzen. Berechnet die Kasse die
zu erhebenden Zinsbetrage, so hat die anordnende Stelle die mal3-
gebenden Berechnungsgrundlagen in der Kassenanordnung an-
zugeben (Nr. 6.6) oder der Kasse in anderer Form schriftlich mitzu-
teilen.

45.3 Bei der Berechnung der Zinsen werden das Jahr mit 360 Tagen und
jeder Monat mit 30 Tagen gerechnet.
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45.4

45.5

45.6

Wird der Anspruch erflllt, so endet die Verzinsung mit Ablauf des
Tages, der sich nach Nr. 41.2 ergibt, hilfsweise mit Ablauf des dritten
Tages vor dem Einzahlungstag (Nr. 40). Zinssatzanderungen sind
vom Tage nach dem Inkrafttreten an zu bertcksichtigen.

FUr die Berechnung von Saumniszuschlagen gelten die Bestim-
mungen der Nrn. 45.2 bis 45.4 sinngemall.

Von den Bestimmungen der Nrn. 45.2 bis 45.5 abweichende Rechts-
und Verwaltungsvorschriften oder vertragliche Vereinbarungen blei-
ben unberihrt.

Zweiter Unterabschnitt: Auszahlungen

46.

46.1

46.2

46.3

46

Leistung von Auszahlungen

Kassen und Zahlstellen dirfen Auszahlungen nur aufgrund schriftli-
cher oder nach Nr. 4.8 erteilter Auszahlungsanordnungen leisten;
das gilt nicht fur Ablieferungen im Rahmen der Geldverwaltung sowie
fur Kassen- und Zahlstellenbestandsverstarkungen.

Vor dem in der Auszahlungsanordnung angegebenen Falligkeitstag
dirfen Auszahlungen nur aufgrund einer Anderungsanordnung
(Nr. 26) geleistet werden; Nr. 50.1 bleibt unberthrt.

Die Kasse kann angenommene Betrage ohne Auszah-
lungsanordnung zurlckzahlen, wenn der Betrag irrtimlich eingezahit
oder nach Nr. 37.2 oder Nr. 37.3 angenommen worden ist. Zur Rick-
zahlung von Betragen, die zur Hinterlegung eingezahlt worden sind,
ohne dass eine Annahmeanordnung vorliegt, bedarf es einer schriftli-
chen Weisung der Hinterlegungsstelle. Betrage, die fur eine andere
Kasse der Freien Hansestadt Bremen oder fur eine Kasse einer an-
deren juristischen Person des offentlichen Rechts bestimmt sind,
kénnen ohne Auszahlungsanordnung weitergeleitet werden.
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46.4  Die Uberweisungstrager und -listen sowie die sonstigen Unterlagen
fur die Einzelbetrage kdnnen bei Massenzahlungen bereits vor der
Hingabe des Uberweisungsauftrags dem die Uberweisung ausfih-
renden Kreditinstitut zugeleitet werden.

Voraussetzung hierfur ist, dass die zu Uberweisenden Betrage erst
an dem von der Kasse bestimmten Tag abgebucht werden, dass ein
Ruckruf der in den Unterlagen genannten Einzelbetrage bis zum
letzten Arbeitstag vor dem im Uberweisungstrager angegebenen
Zahltag mdglich ist und dass hierliber mit dem die Uberweisung
ausfihrenden Kreditinstitut eine schriftliche Vereinbarung besteht.

46.5 Nr. 46.4 gilt sinngemal auch fir Massenzahlungen, die im Wege des
beleglosen Datentrageraustauschs geleistet werden.

47. Zahlungsempfanger

47 .1 Auszahlungen sind an den in der Auszahlungsanordnung bezeich-
neten Empfanger zu leisten. Bedarf es keiner formlichen Auszah-
lungsanordnung, so hat die Kasse oder Zahlstelle den Empfanger
selbst zu ermitteln.

47.2  Bestehen Zweifel hinsichtlich der Person des Empfangers (z.B. we-
gen Todesfalles) oder hat die Kasse oder Zahlstelle Grund zu der
Annahme, dass der in der Auszahlungsanordnung bezeichnete oder
von ihr ermittelte Empfanger nicht empfangsberechtigt ist (z.B. we-
gen Konkurses, Abtretung der Forderung), so ist vor der Auszahlung
die Entscheidung der anordnenden Stelle einzuholen.

47.3  Fehlt bei den durch Uberweisung auszufiihrenden Anordnungen die
Kontobezeichnung des Empfangers (Kreditinstitut, Kontonummer und
gegebenenfalls Bankleitzahl) oder sind mehrere Konten angegeben,
so hat die Kasse die Uberweisung auf dem fir sie zweckmaRigsten
Wege auszufuhren; im tbrigen gilt Nr. 30.3 letzter Satz.

47.4  Vor der Auszahlung durch Ubergabe von Zahlungsmitteln soll die
Kasse oder Zahlstelle vom Empfangsberechtigten, Bevollmachtigten
oder Uberbringer einer giltigen Quittung einen Ausweis Uber die
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Person verlangen, es sei denn, dass der Empfanger dem die Aus-
zahlung leistenden Beamten oder Angestellten personlich bekannt
ist. Von einem Bevollmachtigten kann auf’erdem ein Ausweis uUber
seine Empfangsberechtigung (z.B. Vollmacht, Bestellungsurkunde,
Registerauszug) gefordert werden.

48. Bescheinigungen uber unbare Auszahlungen und uber Verrech-
nungen

48.1 Wird eine Auszahlung unbar oder durch Verrechnung geleistet, so
sind auf dem Beleg Tag und Zahlungsweg zu bescheinigen. Die Be-
scheinigung kann auch auf einer Zusammenstellung von einzelnen
Belegen abgegeben werden; in diesem Falle ist die Auszahlung auf
den einzelnen Belegen durch den Stempelaufdruck ,Bezahlt* oder in
anderer Weise kenntlich zu machen. Die Bescheinigung lautet

48.1.1 bei Uberweisungen (Nr. 29.2.1) ,Ausgezahlt durch Uberweisung am

48.1.2 bei Auszahlungen durch Zahlungsanweisung (Nr. 29.2.2) ,Ausgezahlt

“

durch Zahlungsanweisung am ...... ,

48.1.3 bei Auszahlungen im Lastschrifteinzugsverkehr ,Ausgezahlt durch
Abbuchung am ...... “oder

48.1.4 bei Auszahlungen durch Verrechnung ,Ausgezahlt durch Verrech-

nung am ...... :

48.2 Die Bescheinigung ist in den Fallen der Nrn. 48.1.1 bis 48.1.3 von
dem vom Kassenleiter dazu bestimmten Sachbearbeiter oder Mitar-
beiter des Sachgebiets Zahlungsverkehr und in den Fallen der
Nummer 48.1.4 von dem dazu bestimmten Sachbearbeiter oder Mit-
arbeiter des Sachgebiets Buchflhrung zu unterschreiben.

48.3  Werden die Auszahlungsunterlagen in einem automatisierten Verfah-
ren erstellt und werden dabei die richtige und vollstandige Datener-
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fassung, -eingabe, -verarbeitung und -ausgabe von den dafur zu-
standigen Stellen gesondert bescheinigt, so erstreckt sich die Be-
scheinigung der Kasse nach Nr. 48.1 nur auf die ordnungsgemalie
Auszahlung des Gesamtbetrages.

48.4 Werden Auszahlungen in automatisierten Verfahren zahlbar ge-
macht, so kann auf die Bescheinigung verzichtet werden, wenn Tag
und Art der Zahlung anhand der Buchflihrung nachgewiesen werden
koénnen.

49. Quittung bei Auszahlungen

49.1 Bei jeder Auszahlung durch Ubergabe von Zahlungsmitteln ist eine
Quittung des Empfangers zu verlangen. Die Quittung darf nur mit zu-
gelassenen Schreibmitteln (Nr. 2.3) ausgestellt werden.

49.2  Werden Auszahlungen an den Uberbringer einer Quittung geleistet,
so hat der Uberbringer den Empfang auf der Quittung zu bescheini-
gen.

49.3 Ist die Auszahlung zur Weiterleitung an Forderungsberechtigte be-
stimmt, so genugt die Unterschrift des in der Auszahlungsanordnung
bezeichneten Empfangsberechtigten (Nr. 7.2). Dieser hat sich grund-
satzlich die ordnungsgemalie Weiterleitung des Betrages bestatigen
zu lassen; diese Bestatigungen sind dem Rechnungsbeleg einzufu-
gen oder vom Empfangsberechtigten bis zum Abschluss der Rech-
nungsprufung aufzubewahren.

49.4  Die Quittung muss enthalten
49.4.1 das Empfangsbekenntnis,
49.4.2 den Betrag,

49.4.3 den Grund der Auszahlung,

49.4.4 den Ort und das Datum der Ausstellung,
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49.4.5 die Bezeichnung der Kasse oder Zahlistelle und

49.4.6 die Unterschrift des Empfangsberechtigten, seines Vertreters oder

49.5

49.6

49.7

49.8

49.9

49.10

Bevollmachtigten.

Betrage von 1.000 Euro und mehr sind in Buchstaben zu wie-
derholen. Bei maschinell vorbereiteten Quittungen entfallt die Wie-
derholung des Euro-Betrages.

Ist der Tag der Ausstellung der Quittung nicht zugleich der Tag der
Auszahlung, so ist dieser in der Quittung zu vermerken.

Wird der Kasse oder Zahistelle ein Nachweis uber die Emp-
fangsberechtigung (z.B. Vollmacht) vorgelegt, so ist er der Quittung
beizufigen; ist dies nicht mdglich, so sind die wesentlichen Angaben
des Nachweises in der Quittung zu vermerken.

Quittungen, in denen der Betrag geandert ist, dirfen nicht ange-
nommen werden; sonstige Anderungen soll die Kasse oder Zahistelle
sich vom Empfanger bestatigen lassen.

Liegt ein Schriftstlick vor, das den Betrag - gegebenenfalls auch in
Buchstaben - den Grund der Auszahlung und die Bezeichnung der
Kasse oder Zahlstelle enthalt, so soll die Quittung mit den Worten
.Betrag erhalten und unter Angabe von Ort und Datum der Ausstel-
lung sowie mit der Unterschrift des Empfangers auf dem Schriftstlick
abgegeben werden. Bei listenmassigen Auszahlungsunterlagen mit
Quittungsspalte genlgt die Unterschrift des Empfangers in dieser
Spalte.

Bei Auszahlungen gegen sofortigen Empfang von Kleinhandelsware
genugen die Ublichen Kassenzettel als Quittung; entsprechendes gilt
bei anderen Auszahlungen, die nach der Verkehrssitte sofort in bar
zu entrichten sind.
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49.11 Empfanger, die nicht schreiben kdénnen, sollen die Quittung durch
Handzeichen vollziehen. Auszahlungen an diese Empfanger sind
durch einen bei der Auszahlung anwesenden Zeugen und durch den
die Auszahlung leistenden Beamten oder Angestellten zu bescheini-
gen. Fur Auszahlungen an Blinde, Lesensunkundige und an Perso-
nen, die die Quittung in anderen als deutschen oder lateinischen
Buchstaben vollziehen, gilt Satz 2 entsprechend.

50. Rechtzeitige Leistung von Auszahlungen

50.1 Die Kasse oder Zahlistelle hat die Auszahlungsanordnung so recht-
zeitig auszuflhren, dass der Betrag dem Empfanger am Fal-
ligkeitstag zur Verfligung steht.

50.2  Auszahlungsanordnungen, die bei der Kasse oder Zahlstelle ver-

spatet eingehen oder in denen ein Falligkeitstag nicht angegeben ist,
sind sofort auszufuhren.

51. Berechnung von Zinsen bei Auszahlungen
Fir die Berechnung von Zinsen sind die Bestimmungen der Nrn. 45.1

bis 45.4 und 45.6 sinngemal anzuwenden.

Dritter Unterabschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

52. Auftragszahlungen

Die Kasse kann ausnahmsweise eine andere Kasse der Freien Han-
sestadt Bremen schriftlich beauftragen, fur sie eine Einzahlung anzu-
nehmen oder eine Auszahlung zu leisten. Die beauftragte Kasse hat
den angenommenen oder ausgezahlten Betrag unverzlglich im
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52

Wege des Buchausgleichs mit der beauftragenden Kasse zu ver-
rechnen (Nr. 35).

53. Berechnung von Teilbetragen

53.1 Sind von Zahlungen, die in Jahresbetragen festgesetzt sind, Monats-
betrage zu berechnen, so gilt ein Zwdlftel des Jahresbetrages als
Monatsbetrag. Bei der Berechnung von Tagesbetragen von festge-
setzten Jahres- oder Monatsbetragen wird das Jahr mit 360 Tagen
und jeder Monat mit 30 Tagen gerechnet, soweit nicht etwas anderes
bestimmt ist.

53.2 Die bei der Berechnung sich ergebenden Bruchteile eines Cents
werden bei Einzahlungen auf einen vollen Cent abgerundet und bei
Auszahlungen auf einen vollen Cent aufgerundet. Hierbei entste-
hende Minder- und Mehrbetrage sind nicht auszugleichen.

Sechster Abschnitt: Wertgegenstande

54. Arten der Wertgegenstande

54 .1 Wertgegenstande sind Wertpapiere, Wertzeichen mit Ausnahme der
Postwertzeichen, geldwerte Drucksachen, Kostbarkeiten und sonsti-
ge als Hinterlegung zu behandelnde Sachen.

54.1.1 Wertpapiere sind Urkunden, die das in ihnen verbriefte Recht derart
verkorpern, dass sie selbst zum Trager des Rechts werden und dass
der Besitz der Urkunde zur Ausubung des Rechts notwendig ist.
Wertpapiere sind demnach Schuldverschreibungen auf den Inhaber
(Hypothekenpfandbriefe, Kommunalobligationen), Investmentzertifi-
kate, Zinsscheine, Aktien, Kuxe, Wechsel u. dergl. Als Wertpapiere
im Sinne dieser Bestimmungen gelten Urkunden, bei denen das in
ihnen verbriefte Recht auch ohne den Besitz der Urkunde ausgeubt
werden kann. Dazu gehdéren Hypothekenbriefe, Grundschuldbriefe,
Rentenschuldbriefe, Depotscheine (Depot-quittungen), Sparbicher u.
dergl.
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54.1.2 Zu den Wertzeichen und geldwerten Drucksachen gehdren insbe-
sondere Kostenmarken, GeblUhrenmarken, Steuerzeichen, Geblh-
renkarten (auch Eintrittskarten) aller Art mit und ohne Wertaufdruck,
die bei der Erhebung von Einnahmen bei den Dienststellen der Frei-
en Hansestadt Bremen verwendet werden, sowie zum Verkauf be-
stimmter Vordrucke u. dergl.

54.2  Bargeld, Schecks, Schuldversprechen, Schuldanerkenntnisse, Versi-
cherungsscheine, Verpfandungserklarungen, Blrgschaftser-
klarungen sowie Vertragsurkunden jeglicher Art gelten nicht als
Wertgegenstande im Sinne der Nr. 54.1. Die zustandigen Dienst-
stellen kdnnen in begrindeten Ausnahmefallen verlangen, dass sol-
che Urkunden sowie Bargeld und Schecks wie Wertgegenstande be-
handelt werden.

55. Einlieferung und Auslieferung von Wertgegenstanden

55.1  Wertgegenstande, die der Freien Hansestadt Bremen gehdren, die
als Sicherheit oder zur voribergehenden Verwahrung angenommen
werden oder die beschlagnahmt worden sind, sind bei einer Kasse
oder mit Einwilligung des Senators fur Finanzen bei einer Zahlstelle
einzuliefern. Das gleiche gilt fir Wertgegenstande, die nach den Vor-
schriften der Hinterlegungsordnung zu hinterlegen sind (gerichtliche
Werthinterlegungen).

55.2  Nr. 55.1 gilt nicht fur Wertgegenstande,

55.2.1 die zu Sammlungen der Museen oder zu sonstigen kulturellen Ein-
richtungen gehdren,

55.2.2 die von Dienststellen des Landes z.B. fur die in Heimen, Kranken-
hausern oder Justizvollzugsanstalten untergebrachten Personen auf-
bewahrt werden,

55.2.3 die von der Staatsanwaltschaft oder deren Hilfsbeamten als Be-

weisstlicke sichergestellt worden sind,
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55.2.4 die nach schriftlicher Entscheidung des Leiters einer Dienststelle der
Freien Hansestadt Bremen zur Erflllung ihrer Aufgaben gegenstand-
lich bendtigt werden,

55.2.5 fur die eine Sonderregelung durch den Senator fur Finanzen getrof-
fen worden ist.

55.3  Wertgegenstande sind nur aufgrund schriftlicher Einlieferungs- oder
Auslieferungsanordnung der zustandigen Dienststelle anzunehmen
oder auszuliefern (Nr. 24).

55.4  Wertgegenstande sind bei der Einlieferung je nach ihrer Art auf Voll-
zahligkeit oder Vollstandigkeit und - soweit mdglich - auf Wert, Be-
schaffenheit, Echtheit und Gewicht zu untersuchen. Die Untersu-
chung obliegt dem mit der Annahme von Wertgegenstanden betrau-
ten Beamten oder Angestellten; sie ist moglichst in Gegenwart des
Einlieferers, andernfalls in Gegenwart eines Zeugen vorzunehmen.
Soweit die Kasse oder Zahlstelle nicht in der Lage ist, die Wertge-
genstande zu untersuchen, hat sie die Entscheidung der zustandigen
Dienststelle Uber die Heranziehung eines Sachverstandigen her-
beizufuhren.

55.5  Uber die Einlieferung von Wertgegenstéanden sind Quittungen zu er-
teilen. Darin sind der Name des Einlieferers sowie Art, Stiickzahl und
Nennwert des Gegenstandes und der Grund der Einlieferung anzu-
geben. Bescheinigungen Uber die Echtheit, den tatsachlichen Wert
oder den Verkehrswert durfen nicht erteilt werden. Bei der Einliefe-
rung von Wertgegenstanden als Sicherheit tritt an die Stelle der
Quittung eine Verwahrungsbescheinigung.

55.6  Die auszuliefernden Wertgegenstande sind als Einschreiben oder als
Wertsendung zu Ubersenden, sofern die unmittelbare Aushandigung
durch die Kasse oder Zahlstelle nicht ausdricklich von der zustan-
digen Dienststelle angeordnet oder vom Empfangsberechtigten ver-
langt wird. Bei unmittelbarer Aushandigung ist eine Quittung zu for-
dern. Wertgegenstande, fur die eine Verwahrungsbescheinigung er-
teilt worden ist, durfen nur gegen Rickgabe dieser Bescheinigung
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ausgeliefert werden. Kann die Verwahrungs-bescheinigung aus-
nahmsweise nicht zurickgegeben werden, so ist die Entscheidung
der zustandigen Dienststelle einzuholen.

55.7  Soweit in den Nrn. 55.1 bis 55.6 nichts anderes bestimmt ist, gelten
fur die Einlieferung und Auslieferung von Wertgegenstanden die Be-
stimmungen Uber Einzahlungen und Auszahlungen (Nrn. 28 bis 53)
sinngeman.

56. Verwaltung von Wertgegenstanden

56.1 Die Kasse oder Zahlstelle hat fur den unveranderten Zustand der
eingelieferten Wertgegenstande und deren sachgerechte Behand-
lung (Verpackung, Lagerung usw.) zu sorgen und die Wertgegens-
tande ggf. verwechslungssicher zu kennzeichnen. Sie hat bdrsenfa-
hige Wertpapiere in ein offenes Depot, andere Wertpapiere und
Kostbarkeiten in ein Schliel3fach oder in angeordneten Ausnahme-
fallen in ein geschlossenes Depot gegen Depotschein bei einem
Kreditinstitut einzuliefern, ohne dass hierdurch ihre Zustandigkeit fur
den Nachweis dieser Wertgegenstande beruhrt wird. Die Verwahrung
und Verwaltung der in ein offenes Depot eingelieferten Wertpapiere
obliegt dem Kreditinstitut. Die Einlieferungsbestatigungen, die
Schlussel zum Schliel3fach oder die Depotscheine sind anstelle der
Wertpapiere und Kostbarkeiten im Verwahrgelass aufzubewahren.
Die aus gerichtlich hinterlegten Wertpapieren eingehenden Geldbe-
trage sind als Geldhinterlegungen nachzuweisen.

56.2  Barabhebungen von Sparblchern, die von der Kasse oder Zahlstelle
verwaltet werden, sind unzuldssig; abgerufene Betrage sind auf ein
Konto der Kasse Uberweisen zu lassen.

56.3  Die durch die Verwaltung der Wertgegenstande entstandenen Ausla-
gen sind der zustandigen Dienststelle mitzuteilen, die Uber die Er-

stattung entscheidet.

56.4 Veranderungen im Bestand der Hinterlegungsmasse gerichtlicher
Werthinterlegungen sind der Hinterlegungsstelle mitzuteilen.
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56.5 Vor Ablauf des Haushaltsjahres sind die gerichtlichen Wert-
hinterlegungen, die infolge Erléschens des Anspruchs auf Her-
ausgabe (§§ 19ff. Hinterlegungsordnung) dem Lande verfallen sind,
festzustellen und der Hintelegungsstelle mitzuteilen.

56.6  Alle Wertzeichen und geldwerten Drucksachen der Freien Hanse-
stadt Bremen sind von der Druckerei oder dem Verlag an die zustan-
dige Kasse oder mit Einwilligung des Senators flr Finanzen an eine
Zahlstelle oder eine andere Stelle auszuliefern. Diese nimmt die
Wertzeichen und die geldwerten Drucksachen in Verwahrung und
handigt sie auf schriftliche Anforderung den Bedarfsstellen gegen
Quittung aus.

56.7  Unbrauchbar gewordene Wertzeichen und geldwerte Drucksachen
sind vom zustandigen Sachbearbeiter fir den Zahlungsverkehr in
Gegenwart des Kassenleiters oder eines von ihm beauftragten Be-
amten oder Angestellten der Landeskasse zu vernichten. Uber die
Vernichtung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von den Beteiligten
zu unterschreiben ist. Aufgerufene Wertzeichen und geldwerte
Drucksachen sind entsprechend zu behandeln.

57. Aufbewahrung der Wertgegenstande
Wertgegenstande sind, soweit der Senator fur Finanzen nichts ande-
res bestimmt hat, in einem Verwahrgelass unter doppeltem Ver-
schluss aufzubewahren.

Siebenter Abschnitt: Geldverwaltung

58. Verwendung der Einzahlungen
Einzahlungen fur die Freie Hansestadt Bremen dirfen nur zu Aus-
zahlungen fir die Freie Hansestadt Bremen verwendet werden. An-
dere Auszahlungen (Nr. 3.8 zu § 79) durfen nur geleistet werden,

wenn Kassenmittel hierflr zur Verfugung stehen oder der Senator fur
Finanzen Ausnahmen zugelassen hat.
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59. Kassenistbestand

59.1 Der Kassenistbestand setzt sich aus den Zahlungsmitteln, den ange-
zahlten Belegen und den Bestanden aus den Kontogegenbuchern
(Nr. 15 zu § 71) zusammen. Von Zahlungsmitteln, die als Sicherheit
angenommen worden sind, ist nur Bargeld zum Kassenistbestand zu
rechnen.

59.2 Die Kasse hat ihren Bedarf an Bargeld durch Abhebung von ihren
Guthaben bei den Kreditinstituten zu decken, soweit die baren Ein-
zahlungen nicht ausreichen. Der Bestand an Bargeld darf beim Ta-
gesabschluss den Betrag nicht Ubersteigen, der als Wechselgeld und
fur die vor der Verstarkung des Bargeldbestandes am nachsten Ar-
beitstag voraussichtlich durch Ubergabe von Bargeld zu leistenden
Auszahlungen erforderlich ist. Die Kasse hat Bargeld, das den zulas-
sigen Bestand Ubersteigt, ihren Konten bei den Kreditinstituten zu-
zufuahren.

59.3 Die Guthaben der Landeskasse bei den Kreditinstituten beim Tages-
abschluss sind unter Bertcksichtigung der Verstarkungs-
mdglichkeiten so niedrig wie mdglich zu halten. Dabei kdnnen Betra-
ge, die der Kasse zur Wahrnehmung anderer Kassenaufgaben zur
Verfuigung stehen (Nr. 58), unbericksichtigt bleiben.

60. Kassenbestandsverstarkung

60.1 Reicht der Kassenistbestand der Landeskasse zur Leistung der Aus-
zahlungen nicht aus, so verstarkt sie ihr Guthaben bei der ihr Giro-
konto fuhrenden Stelle der Deutschen Bundesbank aus dem Gutha-
ben der Landeshauptkasse.

60.2  Mit Einwilligung des Senators fur Finanzen kénnen Kassen anderer
Korperschaften sowie Zahlistellen ihr Guthaben aus dem Guthaben
der Landeshauptkasse bei der Deutschen Bundesbank verstarken,
wenn sie mit ihr im Abrechnungsverkehr stehen.
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60.3 Die Kassen und die nach Nr. 60.2 berechtigten Stellen reichen zur
Verstarkung ihres Guthabens der ihr Konto fuhrenden Stelle der
Deutschen Bundesbank einen Verstarkungsauftrag ein. Dieser soll
auf volle tausend Euro aufgerundet werden.

60.4  FUr den Verstarkungsauftrag sind die Vordrucke der Deutschen Bun-
desbank zu verwenden.

60.5 Fur die Unterzeichnung der Verstarkungsauftrage gilt Nr. 31.3 ent-
sprechend.

60.6  Der im Verstarkungsauftrag angegebene Betrag wird dem Guthaben
der Landeskasse oder der nach Nr. 60.2 berechtigten Stelle am Tage
des Eingangs des Auftrags bei der ihr Konto fihrenden Stelle der
Deutschen Bundesbank gutgeschrieben.

60.7 Die Landeshauptkasse hat erforderlichenfalls den Ausgleich auf ih-
rem Girokonto noch am Tage der Belastung herbeizufihren.

60.8  Mit Einwilligung des Senators flr Finanzen kdnnen Kassen und Zahl-
stellen sowie die nach Nr. 60.2 berechtigten Stellen ihren Kassenist-
bestand zu Lasten des Guthabens der Landeshauptkasse bei der
Bremer Landesbank oder einer Sparkasse in der Freien Hansestadt
Bremen verstarken; die naheren Bestimmungen hierzu enthalt die
Anlage 5.

61. Ablieferung
Die Landeskasse hat taglich die entbehrlichen Guthaben bei den
Kreditinstituten unmittelbar durch Uberweisung an die Landeshaupt-

kasse abzuliefern. Die Ablieferungen sollen auf volle tausend Euro
abgerundet werden.
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62. Kassenbehalter, Beforderung von Zahlungsmitteln

62.1 Zahlungsmittel, die nicht unmittelbar zur Auszahlung am Schalter be-
notigt werden, sind unter dem gemeinsamen Verschluss des Kas-
senleiters oder des Sachgebietsleiters Zahlungsverkehr und des
Sachbearbeiters fur den baren Zahlungsverkehr im Kassenbehalter
aufzubewahren. Die am Verschluss Beteiligten haben die Schlissel
sorgfaltig und gegen den Zugriff Unberechtiger geschutzt aufzube-
wahren. Nach Dienstschluss durfen die Schlissel nicht im Dienstge-
baude belassen werden.

62.2 Vordrucke fiir Schecks, Uberweisungs- und Verstarkungsauftrage
sind im Kassenbehalter oder, wenn bei der Kasse ein barer Zah-
lungsverkehr nicht stattfindet, in einem Stahlschrank mit entspre-
chenden Verschlusseinrichtungen oder im Verwahrgelass aufzube-
wahren.

62.3 Zu jedem Schloss eines Kassenbehalters mussen zwei Schlussel
vorhanden sein. Die zweiten Schlussel und die fur die Einstellung von
Zahlenkombinationsschldssern zu verwendenden Zahlen- oder Buch-
stabenkombinationen sind in je einem vom Kassenaufsichtsbeamten
oder von einem damit Beauftragten zu versiegelnden Briefumschlag
mit der Bezeichnung der Kasse im Stahlschrank einer Dienststelle o-
der in einem Schliel3fach eines Kreditinstituts aufzubewahren. Die
Briefumschlage durfen nur von den in Nr. 62.1 genannten Beamten
oder Angestellten und nur im Beisein des Kassenaufsichtsbeamten
oder des Beauftragten gedffnet werden. Das Nahere Uber die Auf-
bewahrung und die Herausgabe der Briefumschlage regelt der fir die
Kasse zustandige Leiter der Dienststelle oder, wenn die Kasse als
Landesbehdrde errichtet ist, der Senator fur Finanzen.

62.4  Der Verlust eines SchlUssels ist dem Leiter der Dienststelle und dem
Kassenaufsichtsbeamten unverziglich anzuzeigen. Der Leiter der
Dienststelle hat die Anderung des Schlosses und die Anfertigung
neuer SchlUssel zu veranlassen.
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62.5 Fur die Sicherung der Kassenraume und des Kassenbehalters sowie
fur die bei der Beférderung von Zahlungsmitteln zu treffenden Siche-
rungsmallnahmen gelten die hierflr erlassenen besonderen Bestim-
mungen.

63. Verpacken von Euro-Miinzen und Euro-Banknoten

63.1 Euro-Minzen und Euro-Banknoten sind nach den Richtlinien der
Deutschen Bundesbank zu verpacken. Das Verpackungsmaterial
(Rollenpapier, Streifbander) muss den Mustern der Deutschen Bun-
desbank entsprechen.

63.2  Auf der Verpackung sind der Inhalt und die Bezeichnung der Kasse
anzugeben. Die Ubereinstimmung des Inhalts mit den Angaben auf
der Verpackung ist durch Namenszeichen und Datum zu bestatigen.

63.3 Werden Geldrollen gedffnet oder aus Geldscheinpackchen Euro-
Banknoten enthommen, so ist das Rollenpapier oder das Streifband
nach Feststellung der Richtigkeit des Inhalts durchzureil3en.

64. Verlust von Schecks, Uberweisungs- und Verstar-
kungsauftragen sowie von Scheckvordrucken

Kommen von der Kasse ausgestellte Schecks, Uberweisungsauf-
trage, Verstarkungsauftrage oder Vordrucke fur Schecks abhanden,
so ist das zustandige Kreditinstitut unverztglich fernmindlich und
schriftlich zu benachrichtigen. Bei abhanden gekommenen Schecks
ist erforderlichenfalls das Aufgebotsverfahren einzuleiten.
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Anlage 1

(zu Nr. 28.2 zu § 70)
Verfahren bei der Annahme von Schecks
INHALT

Arten von Schecks

Annahme von Schecks

Scheckbetrag

Quittung

Verrechnungsschecks, Blankoindossament
Gegenleistung bei Einzahlung durch Scheck
Einreichung und Einlésung von Schecks
Verfahren beim Abhandenkommen von Schecks

Arten von Schecks

Schecks sind schriftliche Anweisungen an die bezogenen Kreditinsti-
tute, aus den Guthaben der Scheckaussteller bestimmte Geldbetrage
an die Zahlungsempfanger zu zahlen.

Es ist nach Inhaberschecks, Orderschecks und Rektaschecks zu un-
terscheiden. Der Scheck ist

Inhaberscheck, wenn als Zahlungsempfanger sein Inhaber be-
zeichnet ist. Er gilt als Inhaberscheck, wenn als Zahlungsempfanger
eine bestimmte Person mit dem Zusatz ,oder Uberbringer bzw. ei-
nem gleichbedeutenden Vermerk oder wenn kein Zahlungsempfanger
angegeben ist. Der Inhaberscheck kann formlos weitergegeben wer-
den;

Orderscheck, wenn er mit oder ohne den ausdrucklichen Vermerk ,an
Order* auf einen bestimmten Zahlungsempfanger ausgestellt ist. Der
Orderscheck kann durch Indossament und formlose Weitergabe -
bertragen werden,;
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1.2.3

1.3

1.3.1

1.3.2

1.3.3

2.1

2.2

2.2.1

Rektascheck, wenn er wie der Orderscheck auf einen bestimmten
Zahlungsempfanger ausgestellt ist, aber den Vermerk des Ausstellers
,hicht an Order“ oder einen gleichbedeutenden Vermerk tragt.

Im Sinne dieser Bestimmungen ist auRerdem zu unterscheiden nach
Schecks, die

auf Euro lauten und auf Kreditinstitute im Inland gezogen sind (In-
landsschecks),

auf Euro oder auf fremde Wahrungen lauten und auf Kreditinstitute im
Ausland gezogen sind (Auslandsschecks),

auf fremde Wahrungen lauten und auf Kreditinstitute im Inland ge-
zogen sind (Fremdwahrungsschecks).

Annahme von Schecks

Kassen und Zahlstellen haben Inlandsschecks sowie Auslands-
schecks, deren sofortige Gutschrift (Nr. 7.1) sichergestellt ist, als Ein-
zahlung anzunehmen, soweit nachstehend nicht etwas anderes be-
stimmt ist.

Kassen und Zahlstellen dirfen nicht annehmen

Orderschecks, in denen der Aussteller weder die Kasse, Zahlstelle
noch eine Dienststelle der Freien Hansestadt Bremen als Zahlungs-
empfanger bezeichnet hat, es sei denn, dal} der Einzahler sich durch
eine ununterbrochene Reihe von Indossamenten (auch Blankoindos-
samenten) als rechtmaliger Inhaber ausweist und er den Scheck an
die Kasse, Zahlstelle oder Dienststelle der Freien Hansestadt Bremen
indossiert hat oder mit seinem Blankoindossament versehen hat,
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Rektaschecks,

Schecks, in denen der Vermerk ,Nur zur Verrechnung® mit einem Zu-
satz versehen ist (z.B. ,Nur zur Verrechnung mit Firma ...“), auch
wenn dieser Zusatz gestrichen ist.

Schecks, die so spat eingehen, dal} sie innerhalb der Vorlegungsfrist
(Art. 29 Scheckgesetz’) weder dem bezogenen Kreditinstitut vorge-
legt, noch einer Abrechnungsstelle (Art. 31 Scheckgesetz) eingelie-
fert werden kdnnen, sollen ebenfalls nicht angenommen werden.

Kassen und Zahlstellen kénnen die Annahme von Schecks ableh-
nen, wenn zu vermuten ist, dal} sie mangels Deckung nicht eingeldst
werden. Nicht abgelehnt werden darf die Annahme von Schecks, die
von einer Stelle der Deutschen Bundesbank bestatigt sind und inner-
halb der in dem Bestatigungsvermerk angegebenen Frist vorgelegt
werden kdnnen.

Schecks, die nicht als Einzahlung angenommen werden, sind unbe-
schadet der Nr. 7.1 Satz 1 wie Wertgegenstande zu behandeln, so-
fern die Annahme nicht abzulehnen ist.

Scheckbetrag

Schecks sollen auf den anzunehmenden Betrag lauten. Fur die
Auszahlung von Mehrbetragen gilt Nr. 6 sinngemal.

")

12/01

Die Vorlegungsfristen betragen flir Schecks,

- die im Inland ausgestellt und zahlbar sind: 8 Tage

- die in Europa oder in einem an das Mittelmeer grenzenden

Land ausgestellt sind: 20 Tage,

die in einem anderen Erdteil ausgestellt sind: 70 Tage.
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4, Quittung
4.1 Werden Einzahlungen durch Ubergabe von Schecks entrichtet, so ist

4.2

4.3

4.4

die Quittung mit dem Vermerk
.Mit Scheck eingezahlt.
Eingang vorbehalten.”

zu versehen.

Bei Schecks, die auf fremde Wahrung lauten, ist die Quittung Uber
die fremde Wahrung zu erteilen.

Ist fur die mit Scheck entrichtete Einzahlung eine Gegenleistung zu
bewirken, so ist in der Quittung auf3erdem zu vermerken, ob die Ge-
genleistung sofort (Nr. 6.2), nach einer Frist von acht Arbeitstagen
(Nr. 6.1.1), nach einer Frist von sechs Wochen (Nr. 6.1.2) oder nach
einer Frist von drei Monaten (Nr. 6.1.3) bewirkt werden darf.

Die Erteilung von Quittungen fur Schecks, die nach Nr. 2.5 nicht als
Einzahlung angenommen werden, richtet sich nach Nr. 55.5 zu § 70.

Verrechnungsschecks, Blankoindossament

Die nicht als Verrechnungsschecks gekennzeichneten Schecks
sind sofort beim Eingang mit dem Vermerk ,Nur zur Verrechnung®
zu versehen. Ein Blankoindossament des Einzahlungspflichtigen
ist durch den Vermerk ,an ... (Bezeichnung der Kasse)“ zu ver-
vollstandigen.
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Gegenleistung bei Einzahlung durch Scheck

Eine Gegenleistung, die von einer vorherigen oder gleichzeitigen
Einzahlung abhangig ist (z.B. Aushandigung von Waren oder Wert-
zeichen), darf erst bewirkt werden, wenn der Scheck vom bezogenen
Kreditinstitut vollstandig eingeldst worden ist. Die Einldsung eines als
Einzahlung angenommenen Schecks wird unterstellt, wenn das
Konto der Kasse innerhalb einer bestimmten Frist nach der Einrei-
chung (Nr. 7.1) nicht wieder mit dem Betrag belastet wird. Die Fristen
betragen

bei Inlandsschecks acht Arbeitstage,

bei Auslandsschecks, deren sofortige Gutschrift sichergestellt ist
(Nr. 7.1) und die in einem Land Europas oder in einem an das Mit-
telmeer grenzenden Land zahlbar sind, sechs Wochen und

bei Auslandsschecks, deren sofortige Gutschrift sichergestellt ist
(Nr. 7.1) und die in einem aussereuropaischen Land zahlbar sind,
drei Monate.

Die Gegenleistung darf vor der Einldsung bewirkt werden, wenn

der Scheck von einer Korperschaft oder Anstalt des offentlichen
Rechts oder von einem Kreditinstitut ausgestellt ist, oder

der Scheck von einer Stelle der Deutschen Bundesbank bestatigt ist
und innerhalb der in dem Bestatigungsvermerk angegebenen Frist
vorgelegt werden kann.
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7.

7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

Einreichung und Einlésung von Schecks

Die Kassen haben alle angenommenen Schecks unverziglich dem
ihr Konto fihrenden Kreditinstitut einzureichen. Hierbei sind die Ge-
schaftsbedingungen der Kreditinstitute und die vom Senator fur Fi-
nanzen mit den Kreditinstituten getroffenen Vereinbarungen zu be-
achten, aus denen sich auch ergibt, welche Schecks zur sofortigen
Gutschrift einzureichen sind und welche nur zur Gutschrift des Ge-
genwertes nach Eingang eingereicht werden kdnnen.

Die Zahlstellen haben alle angenommenen Schecks unverziglich ih-
rer Kasse zuzuleiten. Sie kdnnen Schecks, deren sofortige Gutschrift
sichergestellt ist, auf das Konto der Kasse einreichen.

Kassen und Zahlstellen dirfen angenommene Schecks nicht zur Ba-
reinlésung vorlegen (Nr. 5 Satz 1).

Ist ein Scheck nicht eingelést worden (Ruckscheck), so gilt die Ein-
zahlung als nicht bewirkt. Der Sachverhalt ist auf dem Beleg zu ver-
merken und, soweit erforderlich, der zustandigen Dienststelle unver-
zuglich anzuzeigen. Die Art. 42 bis Art. 45 und Art. 47 Scheckgesetz
sind zu beachten. Ruckschecks durfen nur nach Zahlung des
Scheckbetrages und der Kosten zurlickgegeben werden.

Die Kassen haben Kosten, die dadurch entstehen, dald Schecks
nicht eingeldst worden sind, von dem Zahlungspflichtigen oder gege-
benenfalls von einem anderen Scheckverpflichteten zu erheben.

Verfahren beim Abhandenkommen von Schecks

Ist ein entgegengenommener Scheck abhanden gekommen, so hat
die Kasse oder Zahlstelle den Aussteller und das bezogene Kredit-
institut sofort zur Sperrung des Schecks fernmundlich und schriftlich
aufzufordern. Ein etwa erforderliches Aufgebotsverfahren ist von der
Kasse zu veranlassen.
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(zu Nr. 28.2 zu § 70)

Zahlungen in fremden Geldsorten

INHALT

Nr. 1 Allgemeine Bestimmungen
Nr. 2 Quittung
Nr. 3 Verkauf fremder Geldsorten

Nr. 4 Nachweis fremder Geldsorten

1. Allgemeine Bestimmungen

1.1 Beim baren Zahlungsverkehr mit fremden Geldsorten sind die
Devisenbestimmungen zu beachten.

1.2 Der Senator fur Finanzen bestimmt, ob und inwieweit Kassen und
Zahlstellen Zahlungen in fremden Geldsorten annehmen oder leisten
darfen.

1.3 Sind beim TagesabschluR im Kassenbestand fremde Geldsorten

enthalten, so ist der durch Umrechnung ermittelte Gegenwert (Nr. 2) in
Euro in das Tagesabschlu3buch zu Gbernehmen. Die Zusammensetzung
der fremden Geldsorten ist in der nach Nr.4.1 zu flhrenden
Nachweisung darzustellen.

2, Quittung

2.1 Hat die Kasse oder Zahlstelle eine Zahlung in fremden Geldsorten
anzunehmen oder zu leisten, so ist die Quittung Uber den Betrag in
fremder Wahrung auszustellen. AuRerdem ist der nach den
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Tageskursen errechnete Gegenwert in Euro zu vermerken.

2.2 Die fir die Umrechnung nach Nr. 2.1 malRgebenden Tageskursen
sind bei dem Kreditinstitut zu erfragen, an das die Kasse oder
Zahlstelle fremde Geldsorten verkauft oder von dem sie fremde
Geldsorten ankauft.

3. Verkauf fremder Geldsorten

Als Einzahlung angenommene fremde Geldsorten sind mdglichst bis
zum Tagesabschlul3 an ein Kreditinstitut zu verkaufen. Der Verkauf
kann unterbleiben, wenn die fremden Geldsorten wieder zu Auszah-
lungen bendtigt werden, die der Kasse oder Zahlstelle schon bekannt
sind.

4, Nachweis fremder Geldsorten

4.1 Die Kasse oder Zahlstelle hat Uber alle Zahlungen in fremden
Geldsorten eine Nachweisung zu flhren, in der flr jede einzelne
Zahlung die Betrage in fremder Wahrung, die Umrechnungsbetrage
(Nr. 2) und die beim Verkauf oder beim Ankauf sich ergebenden
Gegenwerte darzustellen sind.

4.2 Unterschiedsbetrage zwischen den Umrechnungsbetragen und den
tatsachlichen Gegenwerten sind als Vermischte Verwaltungsein-
nahmen oder Vermischte Verwaltungsausgaben zu behandeln.

4.3 Die Unterlagen Uber den Verkauf und den Ankauf fremder Geldsorten
sind als Belege zur Nachweisung zu nehmen.
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(zu Nr. 38.5 zu § 70)

Behandlung nachgemachter, verfélschter, als Falschgeld verdachtiger,
beschadigter oder abgenutzter auf Euro oder Cent lautender Miinzen

(Euro-Miinzen) und Euro-Banknoten

INHALT

Nr. 1 Falschgeld

Nr. 2 Behandlung von Euro-Bargeld, dessen Echtheit zweifelhaft ist
Nr. 3 Abgenutzte und beschadigte Euro-Munzen

Nr. 4 Beschadigte Euro-Banknoten

Nr. 5 Verweisung an die Deutsche Bundesbank

1.1

12/01

Falschgeld

Die Kasse oder Zahlstelle hat ihr Ubergebene und von ihr als
nachgemacht oder verfalscht erkannte Euro-Munzen und Euro-
Banknoten (Falschgeld) anzuhalten und der uUbergebenden Person
eine Bescheinigung folgenden Inhalts zu erteilen:

"Die Euro-Munze(n) / Euro-Banknote(n) uber ..... Euro
mit der Kennzeichnung (Mlunzen: Jahreszahl, evtl. MUnzzeichen;
Noten: Noten-Nummer) ....... wurde(n) als Falschgeld angehalten.

Ort, Tag, Bezeichnung der Kasse/Zahlstelle,
Unterschrift, Dienststempel”.

Sofern es nicht ratsam erscheint, die Ubergebende Person
festzuhalten und die nachste Polizeidienststelle
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1.2

1.3

12/01

zu verstandigen, hat die Kasse oder Zahlstelle sich Uber die Person
zu vergewissern und hierlber sowie Uber andere zweckdienliche
Feststellungen (z.B. Uber die Herkunft des Falschgeldes) eine
Verhandlungsniederschrift zu fertigen, die von den Beteiligten zu
unterschreiben ist. Die Verhandlungsniederschrift mit dem Falschgeld
und etwaigen sonstigen Beweismitteln (z.B. Rollenpapier, Streifband,
Beutelfahne) ist von der Kasse unmittelbar der Polizeidienststelle
zuzuleiten, von der Zahlstelle sofort dem Leiter der Dienststelle zu
Ubergeben, der sie an die Polizeidienststelle weiterleitet. Kann eine
Verhandlungsniederschrift nicht gefertigt werden, so ist das
Falschgeld der Polizeidienststelle mit einem Bericht zuzuleiten.

Ist Falschgeld der Kasse oder Zahlstelle Ubersandt worden, so ist
nach Nr. 38.4 Satz 1 zu § 70 sowie sinngemaly nach Nr.1.1 zu
verfahren.

Erhdlt die Kasse oder Zahlstelle nach Nr. 1.1 anzuhaltendes
Falschgeld von einer anderen o6ffentlichen Kasse oder Zahlstelle oder
einem Kreditinstitut, so hat die Kasse, bei Zahlstellen der Leiter der
Dienststelle, das Falschgeld der Polizeidienststelle mit einem Bericht
zuzuleiten. Aullerdem ist eine Bescheinigung nach Nr. 1.1 zu erteilen.
Wegen der Ersatzleistung hat sich die Kasse, bei Zahlstellen der
Leiter der Dienststelle, mit der Stelle, von der sie das Falschgeld
erhalten hat, in Verbindung zu setzen und ihr eine Bescheinigung der
Polizeidienststelle Uber die Einreichung des Falschgeldes oder eine
Durchschrift des Berichts an die Polizeidienststelle zur Verfligung zu
stellen.

Behandlung von Euro-Bargeld, dessen Echtheit zweifelhaft ist

Die Kasse oder Zahlstelle hat Euro-Munzen und Euro-Banknoten,
deren Echtheit wegen ihres Erscheinungsbildes zweifelhaft ist,
anzuhalten und der Ubergebenden oder Ubersendenden Person eine
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3.2

4.1
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Bescheinigung nach Nr. 1.1 zu erteilen, in der die Worte "als
Falschgeld" durch die Worte "wegen Zweifels an der Echtheit" zu
ersetzen sind. Werden solche Euro-Minzen und Euro-Banknoten von
einer Zahlstelle angehalten, so hat diese sie an die Kasse
weiterzuleiten. Die Kasse hat die von ihr oder einer Zahlstelle
angehaltenen Euro-Minzen wund Euro-Banknoten der fur sie
zustandigen Stelle der Deutschen Bundesbank zur Priafung zu
Ubersenden. Im Falle der Echtheit der verdachtigen Stlcke erhalt die
Kasse von der Deutschen Bundesbank den Gegenwert; im Falle der
Unechtheit wird die Kasse von der Deutschen Bundesbank
benachrichtigt. Die Kasse hat die Person, die die Euro-Minzen oder
Euro-Banknoten Ubergeben oder Ubersandt hat, ggf. die Zahlstelle zu
unterrichten.

Abgenutzte und beschadigte Euro-Miinzen

Die Kasse oder Zahlstelle ist nicht verpflichtet Euro-Mlnzen, die
durch Abnutzung an Gewicht oder Erkennbarkeit erheblich eingeblft
haben, sowie unansehnlich gewordene oder beschadigte (auch
durchlécherte oder verrostete) Euro-Minzen anzunehmen oder
umzutauschen. Werden solche Euro-Munzen von einer Zahlstelle
angenommen oder umgetauscht, so hat diese sie an die Kasse
weiterzuleiten. Die Kasse hat die von ihr oder der Zahlstelle etwa
angenommenen oder umgetauschten Euro-Munzen der fir sie
zustandigen Stelle der Deutschen Bundesbank zu Gbersenden; diese
erstattet der Kasse den Gegenwert.

Beschadigte Euro-Minzen sind nicht anzunehmen oder um-
zutauschen, wenn besondere Grinde dagegen sprechen (z.B.
Verdacht auf mutwillige Beschadigung).

Beschadigte Euro-Banknoten

Die Kasse oder Zahistelle darf beschadigte Euro-Banknoten nicht
annehmen.
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5. Verweisung an die Deutsche Bundesbank

Darf oder will die Kasse oder Zahlstelle Euro-Minzen oder Euro-
Banknoten nicht annehmen oder umtauschen, so ist der Besitzer an
eine Zweiganstalt der Deutschen Bundesbank (Landeszentralbank)
Zu verweisen.
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zu Nr. 31.2 zu § 70)

Bestimmungen liber den Verkehr mit der Bremer Landesbank -
Girozentrale - und den Sparkassen in der Freien
Hansestadt Bremen

INHALT

Nr. 1 Abrechnungsverkehr

Nr. 2 Kontoflhrung

Nr. 3 Scheckeinreichung

Nr. 4 Wertpapierdepots und Verwaltung hinterlegter Wertpapiere
Nr. 5 Sonstige Bestimmungen

1. Abrechnungsverkehr

1.1 Die Bremer Landesbank und die Sparkassen stellen die Geldver-
sorgung der Kassen der Freien Hansestadt Bremen nach MalRgabe
der Anlage 5 sicher. Der Senator flr Finanzen teilt der Bremer
Landesbank und den Sparkassen gesondert mit, welche Kassen an
der Geldversorgung durch Verstarkungsauftrag teilnehmen durfen.

1.2 Die Bremer Landesbank und die Sparkassen haben sich, soweit sie
damit beauftragt werden, verpflichtet, die Uberweisungsauftrage fiir
Ablieferungen der entbehrlichen Kassenbestande der Kassen der
Freien Hansestadt Bremen an die Landeshauptkasse bevorzugt zu
behandeln und dieser die abgelieferten Betrage mitzuteilen.

1.3 Die Ablieferungen der Kassen der Freien Hansestadt Bremen an die
Landeshauptkasse werden geblUhrenfrei angenommen und wert-
stellungsneutral durchgefthrt.
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2. Kontofiihrung
2.1 Fir die Landeshauptkasse werden Konten bei der Bremer Landes-

2.2

2.3

24

bank, bei der Sparkasse in Bremen und bei der Stadtischen
Sparkasse Bremerhaven gefuhrt. Die Finanzkassen in Bremen un-
terhalten je ein Girokonto bei der Sparkasse in Bremen, die Finanz-
kasse Bremerhaven ein Girokonto bei der Stadtischen Sparkasse
Bremerhaven.

Die Bremer Landesbank und die Sparkassen stellen sicher, dal} die
Kontofuhrung geblhren- und spesenfrei erfolgt. Hierunter fallen auch
alle kiinftig im Bankbetrieb anfallenden und Ublicherweise erhobenen
Geblihren und Spesen aller Art (auch fiir Uberweisungen an
Empfanger im Ausland), soweit zwischen dem Kreditinstitut und dem
Senator fur Finanzen nichts Abweichendes vereinbart worden ist.

Die allgemein (blichen Scheck- und Uberweisungsvordrucke sowie
Einlieferungsverzeichnisse u.a. werden von der kontoflhrenden
Stelle kostenlos zur Verfligung gestellt. Soweit die Kassen
Spezialvordrucke (z.B. Schuppeniberweisungen) verwenden und
diese durch die kontofihrende Stelle beschafft werden, gehen die
Mehrkosten gegeniber den Normalvordrucken zu Lasten Bremens.
Etwaige Anderungen und Ergdnzungen der Einheitsvordrucke sind
mit der kontofiihrenden Stelle abzusprechen.

Die Bremer Landesbank und die Sparkassen haben sich verpflichtet,
nur solche Uberweisungsvordrukke an die Kassen der Freien
Hansestadt Bremen auszuliefern, in denen die zur Zeit Ubliche
Fakultativklausel ("oder auf ein anderes Konto des Empfangers")
oder eine gleichbedeutende Klausel durch Uberdruck sichtbar
gestrichen ist. Die Kassen diirfen nur solche Uberweisungsvordrucke
verwenden, die sie von der Bremer Landesbank oder den Spar-
kassen aufgrund schriftlicher Anforderung erhalten haben und in
denen die Fakultativklausel durch Uberdruck oder auf andere Weise
sichtbar gestrichen ist.

Die Auftrage der Kassen der Freien Hansestadt Bremen werden so
ausgefuhrt, dall die Gutschrift schnellstmoglich auf dem
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angegebenen Empfangerkonto moglich ist. Die auf Konten der
Kassen der Freien Hansestadt Bremen eingehenden Uberweisungen
werden, soweit sie vor dem Buchungsschnitt eingehen, am Tage des
Eingangs gutgeschrieben und die Kontoauszliige unverzlglich der
Kasse ubermittelt.

Scheckeinreichung

Der Betrag der eingereichten Schecks wird fur alle auf inlandische
Kreditinstitute einschliel3lich deren Zweigstellen gezogene Schecks
am Tage des Eingangs bei der Hauptstelle des das Konto der Kasse
fuhrenden Instituts in einer Summe gutgeschrieben.

Wertpapierdepots und Verwaltung hinterlegter Wertpapiere

Die von der Landeshauptkasse verwalteten Wertpapierdepots
werden bei der Bremer Landesbank eingerichtet.

Die Landeshauptkasse ubergibt die Wertpapiere der Bremer Lan-
desbank in der Regel zur Verwahrung und Verwaltung. Der Bremer
Landesbank obliegt in diesem Fall auch die Uberwachung der
Auslosung, der Kindigung und der sonstigen rechtlichen Auswirkun-
gen auf die Wertpapiere.

Die Landeshauptkasse ubergibt Wertpapiere, die nur kurzfristig zu
verwahren sind, sowie die Wertsachen und Kostbarkeiten der Bremer
Landesbank zur Verwahrung.

Werden ausnahmsweise von einer Kasse der Freien Hansestadt
Bremen Wertpapiere, Wertsachen oder Kostbarkeiten an eine
Sparkasse zur Verwahrung und Verwaltung oder nur zur Verwahrung
Ubergeben, so gelten die Bestimmungen der Nrn. 4.2 und 4.3 ent-
sprechend.

Unberthrt hiervon bleiben Regelungen Uber die Verwaltung hin-
terlegter Wertpapiere (vgl. § 10 der Hinterlegungsordnung vom 10.
Marz 1937).



§ 70

Anlage 4

5. Sonstige Bestimmungen

5.1 Die fir Kassen der Freien Hansestadt Bremen getroffenen Ver-
einbarungen (Nrn. 1 bis 4) gelten sinngemaf auch fur Zahlstellen der
Freien Hansestadt Bremen, soweit sie ermachtigt sind, Konten bei
der Bremer Landesbank oder einer Sparkasse zu unterhalten.

5.2 Ablieferungen der Zahlstellen an die Landeshauptkasse gelten als
Einzahlungen auf das eigene Konto und bleiben gebuhrenfrei.

5.3 Vorschriften in den Allgemeinen Geschaftsbedingungen der Bremer

Landesbank oder der Sparkassen kommen gegeniuber Kassen und
Zahlstellen der Freien Hansestadt Bremen nicht zur Anwendung,
soweit sie diesen Vereinbarungen entgegenstehen.
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zu Nr. 60.8 zu § 70)

Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.

2.1

2.2

N o OO WODN -

Bestimmungen liber Kassen- und Zahlstellen-
bestandsverstarkungen durch Verstarkungsauftrage

INHALT

Allgemeines

Ermachtigungsschreiben

Verstarkungsauftrag

Ausstellen des Verstarkungsauftrags

Verfahren

Barabhebung von Betragen

Aufbewahrung der Vordrucke, Abhandenkommen von Verstarkungs-
auftragen und Schecks

Allgemeines

Der Senator fUr Finanzen bestimmt, welche Kassen und Zahlstellen
der Freien Hansestadt Bremen, die dem Giroverkehr angeschlossen
sind, ihr  Girokontoguthaben aus dem  Guthaben der
Landeshauptkasse bei der Bremer Landesbank verstarken.

Ermachtigungsschreiben

Die Landeshauptkasse teilt der Kasse oder Zahlstelle aufgrund
vorheriger Anmeldung monatlich durch ein Ermachtigungsschreiben
den Betrag mit, bis zu dessen Hohe Verstarkungsauftrage ausgestellt
werden durfen. Das kontofihrende Kreditinstitut erhalt von der
Landeshauptkasse eine Durchschrift des Ermachtigungsschreibens.

Die Kasse oder Zahlstelle hat das Ermachtigungsschreiben bei jeder
Verstarkung ihres Girokontoguthabens durch Verstarkungsauftrag
dem kontofuhrenden Kreditinstitut vorzulegen.

Der in Anspruch genommene Betrag ist von dem insgesamt zur
Verfiugung gestellten Betrag abzuschreiben und von dem Kredit-
institut durch Stempelabdruck und Unterschrift zu bescheinigen.
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2.3

24

3.1

3.2

4.1

4.2

4.3

Uber Mittel, die in dem Monat, fiir den sie zur Verfiigung gestellt sind,
nicht in Anspruch genommen sind, kann nach Ablauf des Monats
nicht mehr verfligt werden.

Das Ermachtigungsschreiben ist der Landeshauptkasse nach Ablauf
des Monats zuriickzugeben.

Verstarkungsauftrag

Zum Zwecke der Verstarkung des Girokontoguthabens reicht die
Kasse oder Zahistelle dem kontofihrenden Kreditinstitut einen
Verstarkungsauftrag ein. Der Betrag des Verstarkungsauftrags darf
den notwendigen Bedarf nicht Gbersteigen.

Form und Inhalt des Verstarkungsauftrags werden vom Senator fur
Finanzen im Einvernehmen mit der Bremer Landesbank und im
Benehmen mit dem kontofihrenden Institut bestimmt.

Ausstellen des Verstarkungsauftrags

Die Verstarkungsauftrage sind auf den Tag auszustellen, an dem der
angeforderte Betrag dem Girokontoguthaben der Kasse oder
Zahlstelle gutgeschrieben werden soll. Die Verstarkungsauftrage sind
dem kontofuhrenden Kreditinstitut bis spatestens 13.00 Uhr
einzureichen.

Fir die Vollziehung der Verstarkungsauftrage gelten Nr. 31.3 zu § 70
und Nr. 5.2 der Anlage 2 zu § 79 sinngemal. Ist eine Zahlstelle nur
mit einem Beamten (Angestellten) besetzt, so bestimmt der
Behordenleiter einen weiteren Beamten (Angestellten), der den
Verstarkungsauftrag an zweiter Stelle unterschreibt.

Die Verstarkungsauftrage sind mit dem Sichtvermerk des Kas-
senaufsichtsbeamten oder Zahlstellenaufsichtsbeamten zu versehen.
Durch den Sichtvermerk wird die Angemessenheit des angeforderten
Betrages bestatigt (Nr. 3.1).
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6.2

7.1

7.2

7.3
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Verfahren

Der in dem Verstarkungsauftrag angeforderte Betrag wird dem
Girokontoguthaben der Kasse oder Zahlstelle mit Wertstellung des
Tages der Hingabe des Verstarkungsauftrages an das Kreditinstitut
gutgeschrieben und durch die Bremer Landesbank von dem
Girokontoguthaben der Landeshauptkasse abgeschrieben.

Barabhebung von Betragen

Fir die Barabhebung vom Girokonto der Kasse oder Zahlstelle ist ein
Scheck auszustellen und dem kontoflihrenden Kreditinstitut
vorzulegen.

FUr die Ausstellung des Schecks gilt Nr. 4.2 entsprechend.

Aufbewahrung der Vordrucke, Abhandenkommen von
Verstarkungsauftragen und Schecks

Die Vordrucke zu den Verstarkungsauftragen und Schecks sind im
Kassenbehalter aufzubewahren.

Die Kasse oder Zahlstelle hat das kontoflihrende Kreditinstitut, die
Bremer Landesbank und die Landeshauptkasse sofort fernmundlich
und schriftlich zu benachrichtigen, wenn Verstarkungsauftrage und
Schecks oder Vordrucke hierzu abhanden gekommen sind.

Unbrauchbar gewordene Vordrucke fur Verstarkungsauftrage und
Schecks sind einzuschneiden und dem Kassen- oder Zahlstellen-
aufsichtsbeamten unverziglich zur Prufung vorzulegen, dieser hat
sie zu vernichten.
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Buchflihrung

(1) Uber Zahlungen ist nach der im Haushaltsplan oder sonst
vorgesehenen Ordnung in zeitlicher Folge Buch zu fiihren.

(2) Der Senator fir Finanzen kann fiir eingegangene Verpflichtungen
und Geldforderungen, die durch Behorden des Landes verwaltet
werden, sowie fiir andere Bewirtschaftungsvorgange die Buchfiihrung
anordnen.

(3) Einnahmen und Ausgaben auf Einnahme- und Ausgabereste
(Haushaltsreste) aus Vorjahren,

1. fur die im Haushaltsplan des laufenden Haushaltsjahres wiederum
ein Titel vorgesehen ist, sind bei diesem zu buchen,

2. fir die im Haushaltsplan des laufenden Haushaltsjahres kein Titel
vorgesehen ist, sind an der Stelle zu buchen, an der sie im Falle der
Veranschlagung im Haushaltsplan vorzusehen gewesen waren.

(4) Absatz 3 Nr. 2 gilt entsprechend fiir auBerplanmaBige Einnahmen
und Ausgaben.

Zu § 71:
INHALT

A. BUCHFUHRUNG UBER ZAHLUNGEN
Erster Abschnitt: Allgemeines
Nr. 1 Zweck der Buchflhrung

Nr. 2 Zustandigkeiten
Nr. 3 Grundsatze der Buchfihrung

01/99
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Zweiter Abschnitt: Blicher
Erster Unterabschnitt: Allgemeines
Nr. 4 Arten der Blcher

Zweiter Unterabschnitt: Zeitblicher
Nr. 5 Hauptzeitbuch

Nr. 6 Vorblcher zum Hauptzeitbuch
Nr. 7 Tagesabschlul3buch

Dritter Unterabschnitt: Sachbicher
Nr. 8 Titelbuch

Nr. 9 Vorbucher zum Titelbuch
Nr. 10 Gesamttitelbuch

Nr. 11 Verwahrungsbuch

Nr. 12 VorschulRbuch

Nr. 13 Abrechnungsbuch

Nr. 14 Andere Sachblcher

Vierter Unterabschnitt: Hilfsbucher
Nr. 15 Kontogegenbuch

Nr. 16 Schalterbuch

Nr. 17 Andere Hilfsblcher

Dritter Abschnitt: Fihrung und Aufbewahrung der Blicher

Nr. 18 Form der Blcher

Nr. 19 Buchungsbestimmungen
Nr. 20 Buchungstag

Nr. 21 Aufbewahren der Blcher

Vierter Abschnitt: AbschluB der Biicher
Nr. 22 Arten und Zweck der Abschliisse

Nr. 23 Tagesabschluf
Nr. 24 Monatsabschluf}
Nr. 25 Jahresabschlul}

01/99
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Funfter Abschnitt: Abrechnung
Nr. 26 AbschluRnachweisung, Einnahme- und Ausgabeubersichten
Nr. 27 Behandlung von Unrichtigkeiten beim Jahresabschlul}

B. BUCHFUHRUNG UBER WERTGEGENSTANDE

Nr. 28 Wertezeitbuch und Wertesachbuch
Nr. 29 Wertzeichenbuch

Anlage

(zu Nr. 21.1 zu § 71) Bestimmungen uber die Aufbewahrung von
Informationen des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens (Aufbewahrungsbe-
stimmungen - AufbewBest -)

A. BUCHFUHRUNG UBER ZAHLUNGEN

Erster Abschnitt: Allgemeines

1. Zweck der Buchfiihrung

Die Buchfihrung hat insbesondere den Zweck, durch die Auf-
zeichnung der Zahlungen und der sonstigen kassenmafigen Vor-

gange

1.1 Unterlagen fur die Abrechnung zu gewinnen,

1.2 Grundlagen flur die Rechnungslegung zu schaffen und

1.3 zeitnahe Angaben Uber die Ausflhrung des Haushaltsplans zu
liefern.

01/99
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3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

Zustandigkeiten

Die Buchfuhrung Uber Zahlungen ist Aufgabe der Kasse. Hat der
Senator fir Finanzen die Buchfihrung ganz oder teilweise anderen
Stellen Ubertragen (Nr. 3.2 zu § 79), so sind die Bestimmungen Uber
die Buchfihrung entsprechend anzuwenden; § 74 bleibt unberihrt.

Grundsatze der Buchfiihrung

Die Kassen haben nach den Grundsatzen der kameralistischen
Buchfuhrung zu buchen. Buchungen sind die Eintragungen von
Betragen und erlauternden Angaben in die Blicher der Kasse.

Die Zahlungen sind nach der Zeitfolge und in sachlicher Ordnung zu
buchen; diese richtet sich nach der im Haushaltsplan oder sonst
vorgesehenen Ordnung. Die Verbindung dieser Buchungen
untereinander und zum Beleg (VV zu § 75) mul® erkennbar sein.

FiUr die Buchfihrung sollen unter Beachtung des § 7 automatische
Datenverarbeitungsanlagen (ADV-Anlagen) oder sonstige technische
Hilfsmittel (z.B. Buchungsmaschinen) verwendet werden.

Werden Buchungen mit Hilfe von ADV-Anlagen vorgenommen, so
sind die in Nr.3.1 der Anlage3 zu §79 (HKR-ADV-Best) auf-

gefuhrten Mindestanforderungen zu beachten.

Werden Buchungen in magnetischen oder in sonstigen
visuell nicht lesbaren Speichern vorgenommen

01/99
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(Speicherbuchflihrung), SO ist aulRerdem Nr. 3.2

HKR-ADV-Best zu beachten.

3.6 Das Nahere Uber das Buchungsverfahren bei der Ver-
wendung von ADV-Anlagen und sonstigen technischen
Hilfsmitteln bestimmt, gegebenenfalls unter Beach-
tung der HKR-ADV-Best, der Senator fur Finanzen, soweit
erforderlich im Einvernehmen mit dem Rech
nungshof der Freien Hansestadt Bremen.

Zweiter Abschnitt: Blicher

Erster Unterabschnitt: Allgemeines

4. Arten der Bucher

4.1 Fir die Buchungen nach der Zeitfolge werden als
Zeitbucher gefuhrt

4.1.1 das Hauptzeitbuch (Nr. 5),

4.1.2 die Vorbucher zum Hauptzeitbuch (Nr. 6) und

4.1.3 das TagesabschluRbuch (Nr. 7).

4.2 Fir die Buchungen nach sachlicher Ordnung werden

als Sachbucher geflhrt

4.2.1 das Titelbuch (Nr. 8),

4.2.2 die Vorbucher zum Titelbuch (Nr. 9),

4.2.3 das Gesamttitelbuch (Nr. 10),
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4.2.5

4.2.6

4.2.7

4.3

4.3.1

4.3.2

4.3.3

4.4

4.5

das Verwahrungsbuch (Nr. 11),

das Vorschu3buch (Nr. 12),

das Abrechnungsbuch (Nr. 13) und

andere Sachbucher (Nr. 14).

Neben den Zeitbichern und den Sachblichern werden als Hilfs-
blacher gefuhrt

das Kontogegenbuch (Nr. 15),

das Schalterbuch (Nr. 16) und

andere Hilfsbucher (Nr. 17).

Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen bestimmen, dal® Zeitblcher

und Sachbucher vereinigt gefihrt werden.

Uber alle Biicher der Kasse hat der Kassenleiter ein Verzeichnis zu
fuhren.

Zweiter Unterabschnitt: Zeitbiicher

5.1

Hauptzeitbuch

Die Einzahlungen und Auszahlungen sind getrennt
voneinander  taglich einzeln oder in Summen zusam-
mengefallt im Hauptzeitbuch zu buchen.



5.2

5.3

5.3.1

5.3.2

5.3.3

5.34

5.3.5

5.4

5.5

6.1
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Hat die Kasse auch Zahlungen fur Stellen aulRerhalb
der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen anzu-
nehmen oder zu leisten, so sind diese Zahlungen gesondert
darzustellen.

Bei der Buchung im Hauptzeitbuch sind unbeschadet der Regelung
fur den Jahresabschluf (Nrn. 25.2 bis 25.5) mindestens einzutragen

die laufende Nummer,

der Buchungstag,

ein Hinweis, der die Verbindung mit dem Sachbuch - gegebenenfalls
Uber den Beleg - herstellt,

gegebenenfalls ein Hinweis auf das Vorbuch und

der Betrag.

Das Hauptzeitbuch ist unter der Verantwortung des Kassenleiters im
Sachgebiet Buchfihrung zu fahren.

Wird das Hauptzeitbuch in Form von magnetischen oder sonstigen
visuell nicht lesbaren Speichern geflhrt, so ist es fur jeden
Buchungstag auszudrucken.

Vorbiicher zum Hauptzeitbuch

Erfordern es Art und Umfang der Kassengeschafte, so kdnnen
Einzahlungen und Auszahlungen in Vorblchern zum Hauptzeitbuch
gebucht werden. Fir die Buchungen in den Vorblchern gilt Nr. 5.3
entsprechend.
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6.2

6.3

6.4

7.1

7.2

7.21

71.2.2

7.2.3

7.3

7.4

Die Ergebnisse der Vorblcher sind taglich in das Hauptzeitbuch zu
ubernehmen.

Die Vorbucher zum Hauptzeitbuch sind im Sachgebiet Buchflihrung
zu fuhren.

Werden die Vorblcher zum Hauptzeitbuch in Form von magneti-
schen oder sonstigen visuell nicht lesbaren Speichern gefuhrt, so
sind sie fur jeden Buchungstag auszudrucken.

TagesabschluBbuch

Zur Darstellung des Tagesabschlusses ist das Tagesabschlu3buch
zu fuhren.

Das TagesabschluBbuch dient

der Ermittlung des Kassensollbestandes,

der Darstellung des Kassenistbestandes und

der Gegenuberstellung von Kassensollbestand und Kassenistbe-
stand.

Das TagesabschluBbuch ist unter der Verantwortung des Kas-
senleiters im Sachgebiet Zahlungsverkehr zu flhren.

Wird das TagesabschluBRbuch ganz oder teilweise in Form von
magnetischen oder sonstigen visuell nicht lesbaren Speichern
gefuhrt, so ist es taglich auszudrucken.
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Dritter Unterabschnitt: Sachbiicher

8.

8.1

8.2

8.3

8.3.1

8.3.2

8.3.3

8.3.4

Titelbuch

Fir den Nachweis der Einnahmen und Ausgaben nach der im
Haushaltsplan vorgesehenen Ordnung ist das Titelbuch zu fuhren.
Fir jeden Titel des Haushaltsplans ist eine Buchungsstelle
einzurichten; der Senator flir Finanzen kann fir einzelne Titel
zulassen, dal® weitere Buchungsstellen als Buchungsabschnitte
eingerichtet werden. Entsprechendes gilt fur Einnahmen und
Ausgaben nach § 71 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4.

Sind Einnahmen und Ausgaben fur die Freie Hansestadt Bremen
nach einer sonst vorgesehenen Ordnung nachzuweisen, so bestimmt
der Senator fur Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof
der Freien Hansestadt Bremen das Nahere Uber die Einrichtung von
Buchungsstellen.

In das Titelbuch sind bei den Buchungsstellen einzutragen

die Zweckbestimmung,

die veranschlagten Einnahmen und Ausgaben sowie die im Wege
der Nachbewilligung zur VerfiUgung gestellten Mittel und an-
geordneten Einsparungen oder als Deckung vorgesehenen Mehr-

einnahmen,

gegebenenfalls die aus dem Vorjahr Ubertragenen Einnahme- und
Ausgbereste oder die Vorgriffe und

die gesondert zur Verfugung gestellten Mittel.
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8.4

8.4.1

8.4.2

8.4.3

8.4.4

8.4.5

8.5

8.5.1

8.5.2

8.5.3

8.5.4

8.5.5

8.5.6

10

Bei der Sollstellung sind mindestens einzutragen
der Tag der Sollstellung,

ein Hinweis auf den Beleg,

der Anordnungsbetrag oder die Anderung,

der Falligkeitstag und

der niedergeschlagene oder der erlassene Betrag, soweit er nicht
nach Nr. 8.4.3 nachgewiesen wird.

Bei der Buchung der Zahlung sind mindestens einzutragen
die laufende Nummer oder die Nummer der Buchung im Zeitbuch,
der Buchungstag,

ein Hinweis, der die Verbindung mit dem Zeitbuch - gegebenenfalls
Uber den Beleg - herstellt,

gegebenenfalls ein Hinweis auf das Vorbuch,
der Betrag - bei der Leistung von Abschlagsauszahlungen und deren
Abrechnung (Schlu3zahlung) ein entsprechendes Kennzeichen,

soweit Ausnahmen nicht zugelassen sind - und

bei Einzahlungen der Einzahlungstag (Nr. 40 zu § 70).
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8.7

8.7.1

8.7.2

8.7.3

8.8

8.9

8.10

8.11
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Am Anfang des Haushaltsjahres sind die aus dem Vorjahr Uber-
tragenen Kassenreste einzutragen.

Am Ende des Haushaltsjahres sind einzutragen

die Summe aus dem im laufenden Haushaltsjahr zum Soll gestellten
Betrag und dem aus dem Vorjahr Ubertragenen Kassenrest,
gegebenenfalls vermindert um den niedergeschlagenen oder
erlassenen Betrag (Rechnungssoll),

der flr das Haushaltsjahr gezahlte Gesamtbetrag und

der daraus sich ergebende Unterschiedsbetrag (Kassenrest).
Werden Vorblcher zum Titelbuch geflhrt, so gentgt die Eintragung
der Einzelangaben nach den Nrn. 8.4 bis 8.7 im Vorbuch; fur die
Ubernahme der Ergebnisse der Vorbiicher in das Titelbuch gilt

Nr. 9.3.

Soweit es zugelassen ist, da® von der Sollstellung abgesehen wird,
entfallen die Eintragungen nach den Nrn. 8.4, 8.6, 8.7.1 und 8.7.3.

Fir die Buchungen zum Jahresabschlul} gelten die Nrn. 25.2 bis
25.5.

Das Titelbuch ist im Sachgebiet Buchflihrung zu flhren.

11
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9.1

9.2

9.21

9.2.2

9.2.3

9.24

9.2.5

9.3

Vorbiicher zum Titelbuch

FUr wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben sind Vorblcher zum
Titelouch zu fahren, die nach Zahlungspflichtigen oder Em-
pfangsberechtigten (Personenkonten) oder nach Objekten (Ob-
jektkonten) zu gliedern sind. Flr einmalige Einnahmen und Ausga-
ben kdnnen Vorbucher gefliihrt werden, wenn Betrage in Teilbetragen
erhoben oder geleistet werden oder wenn es aus anderen Grinden
zweckmahig ist. Ein Vorbuch kann flr eine Buchungsstelle oder fur
mehrere Buchungsstellen geflhrt werden.

In das Personen- oder Objektkonto sind mindestens einzutragen

die Bezeichnung des Zahlungspflichtigen oder des Empfangsbe-
rechtigten oder des Objekts,

die Buchungsstelle,

die Angaben entsprechend den Nrn. 8.4 bis 8.7,

der Grund der Zahlung und

die an den Falligkeitstagen zu zahlenden Betrage.

Die Summen der gezahlten Betrage sind aus den Vorbuchern zu den
festgelegten Zeitpunkten, mindestens zum MonatsabschluB, fir jede
Buchungsstelle in das Titelbuch zu Ubernehmen. Am Schlul} des

Haushaltsjahres sind auch das Rechnungssoll und die verbliebenen
Kassenreste summarisch zu Ubernehmen.
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9.5

9.6

10.

10.1

10.2

10.3
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Der Senator flr Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen zulassen, dal} die
Vorbucher zum Titelbuch fir mehrere Haushaltsjahre geflhrt werden.

Soweit es zugelassen ist, da® von der Sollstellung abgesehen wird,
gilt Nr. 8.9 entsprechend.

Die Vorbucher zum Titelbuch sind im Sachgebiet Buchfihrung zu
fuhren.

Gesamttitelbuch

Die Landeshauptkasse flhrt Uber die von den Landeskassen ab-
gerechneten Einnahmen und Ausgaben und, soweit sie als Lan-
deskasse tatig ist, auch Uber die von ihr angenommenen Einnahmen
und geleisteten Ausgaben ein Gesamttitelbuch nach der im
Haushaltsplan vorgesehenen Ordnung. Fir jeden Titel ist eine
Buchungsstelle einzurichten. Entsprechendes gilt fir Einnahmen und
Ausgaben nach § 71 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4.

In das Gesamttitelbuch sind mindestens die Ergebnisse der
Einnahmen und Ausgaben aus den Einnahme- und Ausgabelber-
sichten (Nr. 26.5) einzutragen. Ist die Landeshauptkasse auch als
Landeskasse tatig, so sind aullerdem die Ergebnisse ihres
Titelbuches einzutragen.

Das Gesamttitelbuch ist im Sachgebiet Buchfihrung zu fuhren.
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11.

11.3.1

11.3.2

11.3.3

Verwahrungsbuch

Fur Einnahmen, die erst spater nach der im Haushaltsplan oder
sonst vorgesehenen Ordnung gebucht werden koénnen, ist das
Verwahrungsbuch zu fuhren. Das gleiche gilt fur Einzahlungen, die
nicht in den Sachbuchern nach den Nrn. 8 bis 10 und 12 bis 14
nachzuweisen sind. Fur Geldhinterlegungen im Sinne der
Hinterlegungsordnung* ist eine besondere Buchungsstelle
einzurichten. Soweit Art und Umfang der Verwahrungen es erfordern,
konnen mit Einwilligung des Senators flr Finanzen weitere Bu-
chungsstellen eingerichtet werden.

Auszahlungen, die mit Einzahlungen nach Nr.11.1 im Zusam-
menhang stehen, sind im Verwahrungsbuch nachzuweisen; der

Zusammenhang der Buchungen mufd erkennbar sein.

Bei jeder Buchung im Verwahrungsbuch sind mindestens einzu-
tragen

die laufende Nummer oder die Nummer der Buchung im Zeitbuch,
der Buchungstag,

ein Hinweis, der die Verbindung mit dem Zeitbuch - gegebenenfalls
Uber den Beleg - herstellt,

14
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11.3.4

11.3.5

11.3.6

11.3.7

11.4

12

12.1

12.2
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die Bezeichnung des Einzahlers oder des Empfangers, soweit sie
sich nicht aus dem Beleg ergibt,

gegebenenfalls ein Hinweis auf das Vorbuch,

der Betrag und

bei Einzahlungen der Einzahlungstag (Nr. 40 zu § 70).

Unter den Voraussetzungen der Nr. 9.1 koénnen Vorblcher zum
Verwahrungsbuch gefuhrt werden. Zur Buchungsstelle fur Geld-
hinterlegungen ist flr jede Hinterlegungssache ein Objektkonto zu
fUhren. Die Nrn. 8.8, 9.3 und 9.4 gelten entsprechend.

Das Verwahrungsbuch ist im Sachgebiet Buchfuhrung zu fuhren.

VorschuBbuch

FUr Ausgaben, die erst spater nach der im Haushaltsplan oder sonst
vorgesehenen Ordnung gebucht werden kinnen, st das
VorschulRbuch zu fihren. Das gleiche gilt fir Auszahlungen, die nicht
in den Sachbuchern nach den Nrn.8 bis 11, 13 und 14
nachzuweisen sind. Soweit Art und Umfang der Vorschisse es
erfordern, koénnen mit Einwilligung des Senators flr Finanzen
mehrere Buchungsstellen eingerichtet werden.

Einzahlungen, die mit Auszahlungen nach Nr.12.1 im Zusam-
menhang stehen, sind im VorschuRbuch

15
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12.3

12.3.1

12.3.2

12.3.3

12.3.4

12.3.5

12.3.6

12.3.7

12.4

12.5

nachzuweisen; der Zusammenhang der Buchungen mufd erkennbar
sein.

Bei jeder Buchung im Vorschul3buch sind mindestens einzutragen

die laufende Nummer oder die Nummer der Buchung im Zeitbuch,

der Buchungstag,

ein Hinweis, der die Verbindung mit dem Zeitbuch - gegebenenfalls
Uber den Beleg - herstellt,

die Bezeichnung des Empfangers oder des Einzahlers, soweit sie
sich nicht aus dem Beleg ergibt,

gegebenenfalls ein Hinweis auf das Vorbuch,

der Betrag und

bei Einzahlungen der Einzahlungstag (Nr. 40 zu § 70).

Unter den Voraussetzungen der Nr. 9.1 kénnen Vorbucher zum
VorschuRbuch gefluhrt werden; die Nrn. 8.8, 9.3 und 9.4 gelten

entsprechend.

Das VorschuRbuch ist im Sachgebiet Buchfluihrung zu flhren.
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13.1

13.2

13.3

13.3.1

13.3.2

13.3.3

13.3.4

13.4

13.5

§ 71

Abrechnungsbuch

Kassen, die miteinander im Abrechnungsverkehr stehen (Nr. 3.5 zu
§ 79), haben das Abrechnungsbuch zu fihren. Steht eine Kasse mit
mehreren Kassen im Abrechnungsverkehr, so ist das Abrech-
nungsbuch in entsprechende Buchungsstellen zu unterteilen.

In das Abrechnungsbuch sind die Kassenbestandsverstarkungen
(Nr. 60 zu § 70) und die Ablieferungen (Nr. 61 zu § 70) einzutragen.
Buchausgleiche (Nrmm.35 und 52 zu §70) sind wie Kas-

senbestandsverstarkungen und Ablieferungen zu behandeln.

Bei jeder Buchung im Abrechnungsbuch sind mindestens einzu-
tragen

die laufende Nummer oder die Nummer der Buchung im Zeitbuch,

der Buchungstag,

ein Hinweis, der die Verbindung mit dem Zeitbuch - gegebenenfalls
Uber den Beleg - herstellt und

der Betrag.
Der Senator flr Finanzen kann bestimmen, dal3 die Nrn. 13.1 bis
13.3 fir den Abrechnungsverkehr mit Zahlstellen entsprechend

anzuwenden sind.

Das Abrechnungsbuch ist im Sachgebiet Buchflihrung zu fihren.

17
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14.

14.1

14.2

14.3

Andere Sachbiicher

Der Senator fir Finanzen kann anordnen, daf} fir bestimmte
Zahlungen weitere Sachbucher geflhrt werden.

Sind der Kasse auch andere Kassenaufgaben als die der Freien
Hansestadt Bremen Ubertragen worden, so bestimmt der Senator fur
Finanzen, soweit erforderlich im Einvernehmen mit den zustandigen
Stellen, das Nahere dber die Einrichtung der fir diese
Kassenaufgaben zu fuhrenden Sachbucher.

Fir die Buchung in den Sachbuchern nach den Nrn. 14.1 und 14.2
gelten die Nrn.8 bis 13 entsprechend, soweit nichts anderes
bestimmt ist.

Vierter Unterabschnitt: Hilfsbiicher

15.

15.1

15.2

15.2.1

18

Kontogegenbuch

Zum Nachweis des Bestandes und der Veranderungen auf den
Konten der Kasse bei den Kreditinstituten ist fir jedes Konto ein
Kontogegenbuch zu flhren.

Im Kontogegenbuch sind alle Zahlungen zu buchen, die Uber das
Konto abgewickelt werden, und zwar

die Auftrage der Kasse fur Gut- und Lastschriften auf dem Konto mit
den Summen der einzelnen Auftrage am Tage der Hingabe,



15.2.2

15.2.3

15.3

15.3.1

15.3.2

15.3.3

15.3.4

15.4

15.5

§ 71

die Einzahlungen auf das Konto der Kasse, die ihr vor Eingang des
Kontoauszuges zur Kenntnis gelangen, bei Bekanntwerden,

die Gutschriften und die Lastschriften laut Kontoauszug, vermindert
um die nach den Nrn. 15.2.1 und 15.2.2 bereits gebuchten Betrage,
jeweils in einer Summe am Tage des Eingangs des Kontoauszuges.

Bei jeder Buchung sind mindestens einzutragen

die laufende Nummer,

der Buchungstag,

der Betrag und

die Nummer oder der Tag des Kontoauszuges.

Beim Tagesabschlul} ist der buchmafRige Bestand einzutragen, der
sich aus dem Unterschied zwischen den Einzahlungen und den
Auszahlungen unter Bericksichtigung des Bestandes vom Vortag
ergibt.

Nachdem der Kontoauszug eingegangen ist und die erforderlichen
Buchungen im Kontogegenbuch vorgenommen worden sind, hat der
Leiter des Sachgebiets Zahlungsverkehr auf dem Kontoauszug durch
Unterschrift unter Angabe des Datums zu bescheinigen, daf® der aus
dem Kontogegenbuch sich ergebende Bestand mit dem des
Kontoauszuges unter Berlcksichtigung der darin noch nicht
nachgewiesenen Betrage Ubereinstimmt.

19
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15.6

16.

16.1

16.2

16.3

17.

20

Das Kontogegenbuch ist im Sachgebiet Zahlungsverkehr zu flhren.

Schalterbuch

FiUr bare Einzahlungen und bare Auszahlungen (Nr. 29.3 zu § 70) ist
das Schalterbuch zu fuhren, in das die am Schalter angenommenen
und ausgezahlten Betrage einzutragen sind. Hierzu gehdren auch
das von einem Konto der Kasse abgehobene oder auf ein Konto der
Kasse eingezahlte Bargeld sowie die Summe der nach Nr. 11.4.5 zu
§ 79 dem Sachbearbeiter fur den unbaren Zahlungsverkehr
zugeleiteten Schecks. Wird eine schreibende Rechenmaschine oder
eine Schalterquittungsmaschine verwendet, so gelten die Streifen der
Maschine als Schalterbuch.

Vor dem Tagesabschlul® sind das Schalterbuch aufzurechnen, der
buchmafige Bestand zu ermitteln und dieser mit dem Bestand an
Zahlungsmitteln abzustimmen; ein Unterschiedsbetrag ist zu ver-
merken.

Das Schalterbuch ist vom Sachbearbeiter fiir den baren Zah-
lungsverkehr zu fuhren.

Andere Hilfsbiicher

Soweit der Aufgabenbereich der Kasse es erfordert, kann der
Kassenleiter anordnen, dal® weitere Hilfsblicher gefuhrt werden.
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Dritter Abschnitt: Fihrung und Aufbewahrung der Blicher

18.

18.1

18.1.1

18.1.2

18.2

18.3

18.4

18.4.1

18.4.2

18.4.3

6/96

Form der Biicher
Die Bicher sind zu fuhren

in Form von magnetischen oder sonstigen visuell nicht lesbaren
Speichern (Nr. 3.5) oder

in visuell lesbarer Form.

Werden Bucher nach Nr. 18.1.1 vollstandig ausgedruckt, so kdnnen
die gespeicherten Daten vor Ablauf der Aufbewahrungszeiten
(Nr. 21) geléscht werden.

Fir die Ubertragung von Biichern nach Nr.18.1 auf andere
Speichermedien und fir die Ldschung der urspringlichen Daten
gelten Nr. 7 bis Nr. 13 der Anlage.

Die Bucher in visuell lesbarer Form sind zu fuhren

als Karteien,

als Loseblattblicher oder

in gebundener oder gehefteter Form.

21
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18.5

18.6

18.7

18.8

18.9

19.

19.1

Werden Bulcher in Kartei- oder Loseblattform gefihrt, so sind die
Karten oder Blatter - bei Ordnung nach Buchungsstellen flr jede
Buchungsstelle - fortlaufend zu numerieren. Die Anzahl der Karten
oder Blatter ist auf einer Vorsatzkarte oder in anderer geeigneter
Form nachzuweisen.

Werden Bulcher in gebundener oder in gehefteter Form gefiihrt, so
sind sie so zu sichern, dald Blatter nicht unbemerkt entfernt,
hinzugefligt oder ausgewechselt werden kénnen. Die Seiten sind
fortlaufend zu numerieren.

Blcher in visuell lesbarer Form kunnen in Teilbanden gefuhrt
werden; die Teilbande sind besonders zu kennzeichnen.

Der Beamte oder Angestellte, der Blcher in visuell lesbarer Form
fuhrt, hat auf den Vorsatzkarten oder den Titelseiten zu
bescheinigen, von wann bis wann er das Buch oder den Teilband ge-
fuhrt hat. Damit Gbernimmt er die Verantwortung, dal® das Buch oder
der Teilband in dieser Zeit richtig und vollstandig gefuhrt worden ist
und dal} die Buchungen ordnungsgemal’ belegt sind.

Das Nahere lber die Form der Blcher bestimmt der Senator fur
Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen.

Buchungsbestimmungen

Die Zahlungen sollen in den Zeit- und Sachbichern in einem
Arbeitsgang gebucht werden.



19.2

19.3

19.4

19.5

19.6
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Die Kasse kann zur Vereinfachung des Buchungsverfahrens Zah-
lungen in Zusammenstellungen erfassen und in Gesamtbetragen
buchen.

Bei Absetzungsbuchungen sind die Betrage durch ein Minuszeichen
oder in anderer Weise zu kennzeichnen; das gilt nicht, wenn fir
Absetzungsbuchungen besondere Buchungsstellen eingerichtet sind.

Im Buchungstext durfen amtliche, allgemeinverstandliche oder
zugelassene Abkurzungen oder Kennzeichen verwendet werden.

Buchungen durfen nur in der Weise berichtigt werden, dal die
Buchung storniert und gegebenenfalls neu vorgenommen oder daf}
der Unterschiedsbetrag durch eine neue Buchung zu- oder abgesetzt
wird; bei der urspringlichen Buchung und bei der Berichti-
gungsbuchung sind gegenseitige Hinweise anzubringen. Fur
Berichtigungen in Blchern, die in Form von magnetischen oder
sonstigen visuell nicht lesbaren Speichern geflhrt werden, kann der
Senator fir Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der
Freien Hansestadt Bremen Ausnahmen zulassen. Werden in Bu-
chern, die in visuell lesbarer Form gefuhrt werden, vor dem
Tagesabschluly Berichtigungen erforderlich, so konnen sie auch so
vorgenommen werden, dal} die Eintragung gestrichen und durch eine
neue ersetzt wird; die urspriingliche Eintragung muf} lesbar bleiben.

Bei Buchungen in Bichern, die in visuell lesbarer Form gefuhrt
werden, durfen

23
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19.6.1

19.6.2

19.7

20.

20.1

20.1.1

20.1.2

20.1.3

24

nur zugelassene Schreibmittel (Nr. 2.3 zu § 70) verwendet werden,

in den Zeitbuchern Zeilen nicht freigelassen und Buchungen
zwischen den Zeilen nicht vorgenommen werden.

Das Nahere uUber das Buchungsverfahren bestimmt der Senator fur
Finanzen, soweit erforderlich im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen.

Buchungstag
Buchungstag ist

bei unbaren Einzahlungen der Tag, an dem die Kasse von der
Gutschrift Kenntnis erhalt oder an dem Ubersandte Schecks bei ihr
eingehen, oder der Tag, an dem die Kasse einen Verstarkungsauf-
trag dem kontofuhrenden Kreditinstitut einreicht;

bei unbaren Auszahlungen der Tag der Hingabe des Auftrages an
das Kreditinstitut oder der Tag der Ubersendung des Schecks oder
der Tag, an dem die Kasse Kenntnis von einer Auszahlung erhalt
(z.B. Auszahlung im Lastschrifteinzugsverkehr);

bei baren Einzahlungen der Tag der Ubergabe der Zahlungsmittel
oder der Tag des Eingangs von Ubersandtem Bargeld;
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20.1.4 bei baren Auszahlungen der Tag der Ubergabe der Zahlungsmittel
oder der Tag der Ubersendung von Bargeld.

20.2  Zahlungen durch Verrechnung sind am selben Tage als Einzahlung
und Auszahlung zu buchen (Nr. 35.3 zu § 70).

20.3 Bei Einzahlungen im Lastschrifteinzugsverkehr und bei Mas-
senauszahlungen kann der Senator fur Finanzen bestimmen, dal}
unbeschadet der Regelung in Nr. 20.1 in den Vorblchern zum
Titelouch Buchungen fur den Buchungstag zu einem friheren
Zeitpunkt vorgenommen werden.

21. Aufbewahren der Biicher

21.1 Die Bucher sind sicher und geordnet aufzubewahren; die Art und die
Dauer des Aufbewahrens richten sich nach den Bestimmungen der
Anlage.

21.2  Werden Buchungen mit Hilfe von ADV-Anlagen vorgenommen, so
gilt fir das Aufbewahren der Dokumentation des Verfahrens Nr. 5
HKR-ADV-Best.

Vierter Abschnitt: AbschluB der Blicher

22, Arten und Zweck der Abschliisse

22.1 Die Kasse hat Tages-, Monats- und Jahresabschlisse zu erstellen.

22.2 Die Abschlisse dienen der Kontrolle der Buchfihrung sowie der
Gelddisposition und der Ubersicht

25
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22.3

22.31

22.3.2

22.3.3

23.

23.1

23.2

26

uber den Stand der Ausfuhrung des Haushaltsplans.

Insbesondere ist der Zweck

des Tagesabschlusses (Nr. 23) festzustellen, ob der Kassen-
istbestand mit dem Kassensollbestand Ubereinstimmt,

des Monatsabschlusses (Nr. 24), Unterlagen fur die Abrechnung der
Landeskasse mit der Landeshauptkasse zu gewinnen,

des Jahresabschlusses (Nr. 25), die Rechnungsergebnisse zu
ermitteln und die Grundlagen fur die Rechnungslegung (§ 80) zu
schaffen sowie Unterlagen fur die Haushaltsrechnung (§ 81), den
kassenmafigen Abschlul® (§ 82) und den Haushaltsabschluf3 (§ 83)
Zu gewinnen.

TagesabschluB

Die Kasse hat taglich einen Tagesabschlu® im Tagesabschlul3buch
zu erstellen. Hierzu sind der Kassensollbestand und der
Kassenistbestand zu ermitteln. Hat die Kasse auch Zahlungen flr
Stellen aulerhalb der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen
anzunehmen oder zu leisten, so ist der aus diesen Kassenaufgaben
sich ergebende Kassensollbestand gesondert auszuweisen.

Zur Ermittlung des Kassensollbestandes sind im Hauptzeitbuch die
Summen der Einzahlungen und Auszahlungen zu bilden und in das
TagesabschluBbuch zu Ubernehmen. Der Kassensollbestand ergibt



23.3

23.4

23.5

23.6

12/01
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sich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen den Einzahlungen und den

Auszahlungen unter Berucksichtigung des letzten Kassensollbestandes.

Zur Ermittlung des Kassenistbestandes sind der Bestand an Zahlungsmitteln,
der Betrag aus den angezahlten Belegen und die Bestande aus den

Kontogegenbuchern (Nr. 15.4) im Tagesabschlu3buch darzustellen.

Der Kassenistbestand ist mit dem Kassensollbestand zu vergleichen. Besteht
keine Ubereinstimmung, so ist der Unterschiedsbetrag als Kassenfehlbetrag
oder Kassenuberschul® auszuweisen; Malnahmen zur Aufklarung sind

unverzuglich einzuleiten.

Ein Kassenfehlbetrag, der nicht sofort ersetzt wird, ist fir den nachsten Tag
als Vorschuld zu buchen. Kassenfehlbetrage von 500 Euro und mehr sowie
alle anderen Kassenfehlbetrage, die nicht ersetzt werden, sind dem
Kassenaufsichtsbeamten und dem Leiter der Dienststelle unverziglich
anzuzeigen. Kassenfehlbetrage von 1.000 Euro und mehr sind aulRerdem

dem Senator fir Finanzen mitzuteilen.

Ein Kassenuberschuld ist fur den nachsten Tag als Verwahrung zu buchen.
Wird ein Kassenuberschuld aufgeklart, so darf er nur aufgrund einer
Kassenanordnung ausgezahlt werden. Ein KassenuUberschuly, der nicht
innerhalb von sechs Monaten aufgeklart werden kann, ist als Einnahme

nachzuweisen.

27
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23.7 Die Richtigkeit des Tagesabschlusses ist im Tagesabschluf3buch vom Leiter
des Sachgebiets Zahlungsverkehr sowie vom Kassenleiter durch Unterschrift

zu bescheinigen.

24. Monatsabschlufl

24 1Die Kasse hat ihre Bucher fur jeden Kalendermonat am letzten Arbeitstag oder

an dem vom Senator fir Finanzen bestimmten Tag abzuschliel3en.

24.2 Fur den Monatsabschluf? sind darzustellen

24.2.1 aus dem Hauptzeitbuch die Summen der Einzahlungen und Auszahlungen

sowie der daraus sich ergebende Unterschiedsbetrag,

24.2.2 aus dem Titelbuch die Summen der Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben sowie

der daraus sich ergebende Unterschiedsbetrag,

24.2.3die Bestande aus dem Verwahrungsbuch, dem Vorschuf3buch und dem

Abrechnungsbuch,

24.2.4aus den anderen Sachblichern die Summen der Einzahlungen und

Auszahlungen sowie die daraus sich ergebenden Unterschiedsbetrage.

24.3 Es sind abzustimmen

24 3.1der Unterschiedsbetrag aus dem Hauptzeitbuch (Nr. 24.2.1) mit der Summe
der Unterschiedsbetrage aus dem Titelbuch (Nr. 24.2.2) und aus den anderen
Sachbulchern (Nr. 24.2.4) sowie der

28



24.3.2

24.4

25.

25.1

25.2

25.21

25.2.2

25.2.3
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Bestande aus dem Verwahrungsbuch, dem Vorschuf3buch und dem
Abrechnungsbuch (Nr. 24.2.3),

der Unterschiedsbetrag aus dem Hauptzeitbuch mit dem Kassen-
sollbestand des Abschlul3tages.

Die Form der Darstellung des Monatsabschlusses bestimmt der
Senator fur Finanzen.

Jahresabschlufl

Die Landeskasse hat ihre Bucher fir das Haushaltsjahr an dem vom
Senator flr Finanzen fir den Monatsabschlul3 Dezember jeweils
bestimmten Zeitpunkt abzuschlieRen. Den Zeitpunkt des Jah-
resabschlusses der Landeshauptkasse bestimmt der Senator flr
Finanzen (§ 76).

FUr den Jahresabschluly sind auf’er den in Nr. 24.2 aufgeflhrten
Summen, Unterschiedsbetragen und Bestanden darzustellen

von allen Kassen, soweit nicht nach Nr. 8.9 von der Sollstellung von
Einnahmen und Ausgaben abgesehen wird, die Ergebnisse des
Titelbuchs nach den Nrn. 8.7.1 und 8.7.3,

von den Kassen, fur die es angeordnet ist, die Ergebnisse der
Eintragungen im Titelbuch nach Nr. 8.3,

von der Landeshauptkasse die in das folgende Haushaltsjahr zu
Ubertragenden Einnahme- und Ausgabereste sowie die Vorgriffe.
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25.3

25.3.1

25.3.2

25.3.3

2534

25.3.5

254

25.5

In die Bucher des folgenden Haushaltsjahres sind zu Ubertragen

der Unterschiedsbetrag zwischen den Summen der Einzahlungen
und Auszahlungen (Nr. 24.2.1) aus dem Hauptzeitbuch,

die Kassenreste (Nr. 8.7.3) aus dem Titelbuch oder aus den
Vorblchern zum Titelbuch,

die nicht abgewickelten Verwahrungen und Vorschlisse aus dem
Verwahrungsbuch und dem Vorschul3buch,

die nicht abgerechneten Bestande aus dem Abrechnungsbuch,
das kassenmalige Jahresergebnis aus dem Gesamttitelbuch.

Aulerdem sind die fur das folgende Haushaltsjahr geltenden
Anordnungsbetrage und die anderen fur die weiteren Zahlungen
maldgeblichen Angaben zu Ubertragen; hierzu gehéren auch die am
Jahresabschluf nicht abgerechneten Abschlagsauszahlungen.

Die richtige Ubertragung der Angaben nach den Nummern 25.3 und
25.4 ist von einem Kassenpriifer zu bescheinigen. Bei Ubertragung
der Angaben mit Hilfe von ADV-Anlagen oder sonstigen technischen
Hilfsmitteln, die die gebotene Sicherheit gewahrleisten, kann auf eine
Priifung und Bescheinigung der Ubertragung verzichtet werden.
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25.7
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Formliche Zahlungsanordnungen, die nicht zum Soll gestellt (Nr. 8.9)
und beim Jahresabschluld nur teilweise ausgefihrt sind, sind mit den
nicht gezahlten Betragen in Ersatzbelegen zu erfassen. Die richtige
und vollstandige Erfassung ist sicherzustellen; das Nahere bestimmt
der Senator fur Finanzen im Einvernehmen mit dem Rechnungshof
der Freien Hansestadt Bremen.

Werden andere Sachblcher (Nr. 14) gefuhrt, so sind hierfur die
Nrn. 25.1. bis 25.6 sinngemaf anzuwenden.

Funfter Abschnitt: Abrechnung

26.

26.1

26.2

26.2.1

26.2.2

26.2.3

26.2.4

AbschluBnachweisung, Einnahme- und Ausgabeiibersichten

Die Landeskasse hat fur die Abrechnung mit der Landeshauptkasse
Uber jeden Monatsabschlul} eine Abschlulnachweisung aufzustellen.

Die Abschluf3nachweisung muf® mindestens enthalten

den nach dem vorhergehenden Monatsabschlul} verbliebenen nicht
abgerechneten Betrag,

die Summen der Einnahmen und der empfangenen
Kassenbestandsverstarkungen im Abrechnungsmonat,

die Summe aus den Nrn. 26.2.1 und 26.2.2,

die Summen der Ausgaben und der geleisteten Ablieferungen im
Abrechnungsmonat und
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26.2.5

26.3

26.3.1

26.3.2

26.3.3

26.3.4

26.3.5

26.3.6

26.3.7

26.4

26.5

32

den Unterschiedsbetrag zwischen den Summen nach den Nrn.
26.2.3 und 26.2.4 als den noch abzurechnenden Betrag.

Dem noch abzurechnenden Betrag sind gegenuberzustellen

der Kassensollbestand,

der Bestand aus dem Verwahrungsbuch,

der Bestand aus dem VorschufRbuch,

gegebenenfalls die Unterschiedsbetrage nach Nr. 24.2 .4,

gegebenenfalls die Bestdnde aus den nach Nr. 13.4 im Abrech-
nungsbuch eingerichteten Buchungsstellen,

in der Abschlu3nachweisung flir den Monat Dezember der Unter-
schiedsbetrag zwischen den Summen der nach § 72 Abs. 4 fir das
neue Haushaltsjahr gebuchten Einnahmen und Ausgaben sowie

das Ergebnis aus den Nrn. 26.3.1 bis 26.3.6.

Die Ergebnisse nach den Nrn. 26.2.5 und 26.3.7 mussen Uber-
einstimmen.

Der AbschluBnachweisung sind als Anlagen Einnahme- und Aus-
gabeubersichten beizuflugen, die die Ergebnisse des Titelbuchs titel-,
kapitel- und einzelplanweise enthalten. Die Summen der Einnahmen
und Ausgaben mussen mit den Summen in der



26.6

26.7

26.8

27.

27.1

27.11
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AbschluBnachweisung Ubereinstimmen. Die Einnahme- und
Ausgabeubersichten brauchen nicht beigefugt zu werden, wenn ihr
Inhalt der Landeshauptkasse im Wege des Datentrageraustausches
oder der Datenfernibertragung Gbermittelt wird.

Die Richtigkeit der Abschluf3nachweisung ist vom Kassenleiter und
vom Leiter des Sachgebiets Buchfuhrung zu bescheinigen.

Die Form der Abschlu3nachweisung und der Einnahme- und Aus-
gabeubersichten bestimmt der Senator fUr Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen.

Die AbschluBnachweisungen und die Einnahme- und AusgabeUlber-
sichten der Landeskassen dienen der Landeshauptkasse als Belege
fir die Ubernahme der Einnahmen und Ausgaben in ihre Biicher und
zur Abstimmung der Eintragungen im Abrechnungsbuch.

Behandlung von Unrichtigkeiten beim Jahresabschluf

Buchungen bei unrichtigen Titeln, die nach dem Jahresabschlul} bei
einer Landeskasse festgestellt werden, sind in den Blchern der
Landeshauptkasse zu berichtigen, solange sie noch nicht
abgeschlossen sind. Beruht der Fehler auf

einer unrichtigen Kassenanordnung, so hat die anordnende Stelle
der Landeskasse eine Anderungsanordnung zu erteilen,
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27.1.2 einem Versehen der Landeskasse, so hat sie einen kasseninternen

27.2

28.

28.1

Auftrag (Nr. 27 zu § 70) zu erteilen.

Die Landeskasse hat der Landeshauptkasse flr die Berichti-
gungsbuchung eine Bescheinigung mit den erforderlichen Angaben
in doppelter Ausfertigung zu Ubersenden. Die Landeshauptkasse hat
die Berichtigung auf einer Ausfertigung der Bescheinigung zu
bestatigen und sie der Landeskasse als Beleg zurlickzugeben. Diese
Ausfertigung ist zusammen mit der Anderungsanordnung oder dem
kasseninternen Auftrag dem Beleg flr die urspringliche Buchung
beizufugen.

B. BUCHFUHRUNG UBER WERTGEGENSTANDE
Wertezeitbuch und Wertesachbuch

Zum Nachweis der Einlieferung und Auslieferung von Wertge-
genstanden (Nr. 55 zu § 70) - mit Ausnahme der Wertzeichen und
geldwerten Drucksachen - sowie der Bestandsveranderungen hat die
Kasse ein Wertezeitbuch fir die Buchungen nach der Zeitfolge und
ein Wertesachbuch flr die Buchungen in sachlicher Ordnung zu
fuhren. Der Senator fur Finanzen kann zulassen, dal} anstelle dieser
Blcher ein Ein- und Auslieferungsbuch flur Wertgegenstande gefuhrt
wird. Fur die gerichtlichen Werthinterlegungen (Nr. 55.1 zu § 70) ist
im Wertesachbuch oder im Ein- und Auslieferungsbuch ein beson-
derer Abschnitt einzurichten; weitere Abschnitte konnen mit
Einwilligung des
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28.2.2

28.2.3

28.2.4

28.2.5

28.2.6

28.3

28.4

28.5

§ 71

Senators flr Finanzen eingerichtet werden, wenn es zweckmaRig ist.

Bei jeder Buchung sind mindestens einzutragen

die laufende Nummer,

der Tag der Einlieferung oder der Auslieferung,

die Bezeichnung oder Beschreibung des Wertgegenstandes,

bei Urkunden Uber Kapitalbetrage der Nennwert,

der Name des Einlieferers oder Empfangsberechtigten und

die Bezugnahme auf den Beleg und - soweit erforderlich - ge-
genseitige Hinweise oder der Hinweis auf ein anderes Buch.

Fir die Form der Bulcher gelten die Nrn. 18.3 bis 18.9; die Bucher
kénnen fur mehrere Hauhaltsjahre geflihrt werden.

Das Wertezeitbuch und gegebenenfalls das Ein- und Ausliefe-
rungsbuch flir Wertgegenstande sind im Sachgebiet Zahlungs-
verkehr, das Wertesachbuch ist im Sachgebiet Buchflihrung zu
fuhren.

Soweit die Art der Wertgegenstande es erfordert, ist vom Leiter des
Sachgebiets Zahlungsverkehr ein TerminlUberwachungsbuch zu
fuhren.
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29.

29.1

29.11

29.1.2

29.1.3

29.2

29.2.1

29.2.2

29.2.3

36

Wertzeichenbuch

Zum Nachweis Uber die Einlieferung und die Auslieferung von
Wertzeichen und geldwerten Drucksachen (Nr. 55 zu § 70) hat die
Kasse ein Wertzeichenbuch zu fihren, das nach den einzelnen Arten
von Wertzeichen und geldwerten Drucksachen in Teilbande zu
unterteilen ist. Die Teilbande sind in Abschnitte flr Einlieferungen
und Auslieferungen zu unterteilen. Sind Wertzeichen gleicher Art in
verschiedenen Wertsorten vorhanden, so sind die Wertsorten
getrennt voneinander nachzuweisen. In den Abschnitten flr Ausliefe-
rungen sind getrennt voneinander zu buchen

die verkauften Wertzeichen und geldwerten Drucksachen,

die umgetauschten und ersetzten Wertzeichen und geldwerten
Drucksachen und

die als standiger Bestand an Zahlstellen ausgelieferten Wertzeichen
und geldwerten Drucksachen.

In das Wertzeichenbuch sind mindestens einzutragen

die laufende Nummer,

der Tag der Einlieferung oder der Auslieferung,

der Wert,



29.2.4

29.2.5

29.3

294

§ 71

ein Hinweis auf den Beleg und auf die Buchung des Verkaufserldses
im Titelbuch oder im Vorbuch zum Titelbuch und

bei der Einlieferung und bei der Eintragung der Bestande die Anzahl
der einzelnen Wertsorten.

Fir die Form und die Fihrung des Wertzeichenbuches sowie flr die
Behandlung von Unstimmigkeiten gelten die Nrn. 18.3 bis 18.9, 19.2
bis 19.7 und 23.4 bis 23.6 entsprechend. Das Buch kann flr mehrere
Haushaltsjahre geflUhrt werden; es ist zum Schluf® eines jeden
Haushaltsjahres abzuschlie3en.

Das Wertzeichenbuch ist im Sachgebiet Zahlungsverkehr zu fuhren.
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(zUNr.21.1zu§71)
Bestimmungen uber die Aufbewahrung von Informationen des
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens
(Aufbewahrungsbestimmungen - AufbewBest)

INHALT
Erster Abschnitt: Allgemeines
Nr. 1 Gemeinsame Bestimmungen
Zweiter Abschnitt: Aufbewahrung von Informationen
Nr. 2 Aufbewahrungszeiten fur Bicher und Belege
Nr. 3 Aufbewahrungszeiten fiur die Rechnungsnachwei-
sungen, die Gesamtrechnungsnachweisung und

die sonstigen Rechnungsunterlagen

Nr. 4 Aufbewahrungszeiten fur das tbrige Schriftgut

Nr. 5 Langer aufzubewahrende Belege und sonstige
Rechnungsunterlagen
Nr. 6 Aussondern, Abgeben und Vernichten

Dritter Abschnitt: Ubertragung von Informationen auf
andere Speichermedien

Erster Unterabschnitt: Gemeinsame Bestimmungen
Nr. 7 Ubertragung auf ein Speichermedium

Nr. 8 Ordnungsgemale Aufbewahrung und Wiedergabe von
Informationen

Nr. 9 Dienstanweisung

Zweiter Unterabschnitt: Erganzende Bestimmungen zu ein-
zelnen Speicherungsverfahren

Nr. 10 Mikroverfilmung von Schriftgut

Nr. 11 Ubertragung von Ausgabedaten eines ADV-Verfahrens
auf Mikrofilm (COM-Verfahren)

Nr. 12 Ubertragung auf magnetische Datentrager

Nr. 13 Ubertragung auf optische Speicherplatten
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Erster Abschnitt: Allgemeines
1. Gemeinsame Bestimmungen

1.1 Die Aufbewahrungsbestimmungen regeln das Aufbewahren, das U-
bertragen auf andere Speichermedien, das Aussondern, das Abge-
ben und das Vernichten aufbewahrungspflichtiger Informationen des
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens, die in visuell lesbarer
Form oder in anderen Speicherungsformen vorliegen. Aufbewah-
rungspflichtig sind unabhangig von der Speicherungsform folgende
Unterlagen

1.1.1  die Bucher (Nrn. 5 bis 17 sowie 28 und 29 zu § 71, Nrn. 9 und 12
der Anlage 2 zu § 79 - ZBest -),

1.1.2 die Belege (Nr. 1.5 zu § 75),

1.1.3 die Rechnungsnachweisungen mit Anlagen (Nrn. 4 bis 6 zu § 80)
und die Gesamtrechnungsnachweisung (Nr. 8 zu § 80),

1.1.4 die sonstigen Rechnungsunterlagen (Nr. 9 zu § 80) und

1.1.5 das Schriftgut, das bei der Erledigung von Aufgaben der Kassen und
Zahlstellen anfallt, aber fur die Rechnungslegung nicht bendtigt wird.

1.2 FUr das Aufbewahren der Unterlagen nach Nr. 1.1 sind zustandig

1.2.1  der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen fir die Rech-
nungsnachweisungen und die Gesamtrechnungsnachweisung,

1.2.2 die in Nr.2.1 zu §75 bestimmten Stellen fur die Belege und
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1.2.3

1.3

1.4

1.4.1

1.4.2

1.4.3

1.5

1.6

1.7
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im Ubrigen die Kasse oder die vom Senator fur Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen be-
stimmte Stelle.

Die Unterlagen nach Nr. 1.1 sind gegen Verlust, Beschadigung und
den Zugriff Unbefugter gesichert aufzubewahren. Sie sind getrennt
nach Haushaltsjahren und so geordnet aufzubewahren, dal3 auch
einzelne Informationen jederzeit innerhalb einer angemessenen Frist
zur Verfugung stehen.

Fur das Aufbewahren der Unterlagen nach Nr. 1.1 gelten die in
Nrn. 2 bis 4 bestimmten Aufbewahrungszeiten, soweit nicht

Rechtsvorschriften oder Verwaltungsvorschriften langere Aufbewah-
rungszeiten vorsehen,

Unterlagen nach Nr. 5 dauernd aufzubewahren sind oder
abweichende Bestimmungen (Nr. 1.8) getroffen worden sind.

Die Rechnungslegungsbicher, die Rechnungsbelege, die Rech-
nungsnachweisungen mit Anlagen, die Gesamtrechnungsnachwei-
sung, das Gesamttitelbuch und die sonstigen Rechnungsunterlagen
sind Uber die fur sie geltenden Aufbewahrungszeiten hinaus minde-
stens bis zur Entlastung nach § 114 aufzubewahren.

Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen kann in Einzel-
fallen verlangen, dal® die Unterlagen nach Nr. 1.1 Uber die fur sie
geltenden Aufbewahrungszeiten hinaus aufzubewahren sind.

Die in Nrn. 2 bis 4 bestimmten Aufbewahrungszeiten beginnen fur
Blcher mit dem Ablauf des Haushaltsjahres, fur das sie geflhrt wor-
den sind. Werden Bucher fir mehrere Haushaltsjahre geflihrt, so be-
ginnt die Aufbewahrungszeit mit dem Ablauf des Haushaltsjahres, in
dem die letzte Eintragung vorgenommen worden ist. Flr die Ubrigen
Unterlagen nach Nr. 1.1 beginnen die Aufbewahrungszeiten mit dem
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Ablauf des Haushaltsjahres, fir das sie bestimmt sind. Bei der
Rechnungslegung flur einen langeren Zeitraum als ein Haushaltsjahr
beginnt die Aufbewahrungszeit flr die Rechnungslegungsbucher, die
Rechnungsbelege und die sonstigen Rechnungsunterlagen mit dem
Ablauf des Haushaltsjahres, in dem Rechnung zu legen ist.

1.8 Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen abweichende und ergan-
zende Bestimmungen erlassen und dabei fur einzelne Bereiche der
Verwaltung oder bestimmte Arten von Zahlungen andere Aufbewah-
rungszeiten festlegen.

Zweiter Abschnitt: Aufbewahrung von Informationen

2. Aufbewahrungszeiten fur Bucher und Belege

2.1 Zehn Jahre sind aufzubewahren

2.1.1 die Zeitbucher,

2.1.2 die Sachblcher,

2.1.3 das Wertezeitbuch,

2.1.4 das Wertesachbuch,

2.1.5 das Ein- und Auslieferungsbuch fur Wertgegenstande
und

2.1.6 das Wertzeichenbuch.

2.2 Fanf Jahre sind aufzubewahren

2.2.1 die Hilfsbucher und

2.2.2 das Zahlstellenbuch sowie die Durchschriften der Titelverzeichnisse.

2.3 Die Belege sind funf Jahre aufzubewahren.
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2.4.1

2.4.2

2.4.3

24.4

3.1

3.2

3.3

3.3.1

3.3.2

3.3.3
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Abweichend von den Nrn. 2.1 und 2.3 sind aufzubewahren

das Vorbuch zum Titelbuch (Personenkonten) fur Kraftfahr-
zeugsteuer drei Jahre,

die Vorblucher zum Titelbuch (Personenkonten) fir andere Steuern
funf Jahre,

die im Rahmen der Berechnung und Zahlbarmachung der Dienst-
und Versorgungsbezlge, der Angestelltenvergltungen und der Loh-
ne erstellten Jahresnachweisungen und Stammblatter sowie die
Unterlagen, die Kassenanordnungen enthalten, funf Jahre und

die sonstigen Unterlagen nach Nr. 2.4.3 ein Jahr.

Aufbewahrungszeiten fiir die Rechnungsnachweisungen, die
Gesamtrechnungsnachweisung und die sonstigen Rechnungs-
unterlagen

Die Aufbewahrungszeit fur die Rechnungsnachweisungen mit Anla-
gen und die Gesamtrechnungsnachweisung wird vom Rechnungshof
der Freien Hansestadt Bremen bestimmt.

Zehn Jahre sind die Zusammenstellungen der Jahresbetrage von
Personen- oder Objektkonten (Nr. 9.5 zu § 80) aufzubewahren.

Funf Jahre sind aufzubewahren

die der Kasse zugeleiteten Kassenanschlage und andere Unterlagen
Uber die Verteilung der Haushaltsmittel,

die der Kasse zugeleiteten Verfugungen Uber Nachbewilligungen
und Einsparungen oder als Deckung vorgesehene Mehreinnahmen,

die der Kasse zugeleiteten Einwilligungen in andere Uber- und au-
RerplanmaRige Ausgaben sowie in die Ubertragung von Haushalts-
resten und
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3.3.4 die fir Baumalinahmen von der hierflr zustandigen Stelle bereitzu-
haltenden Unterlagen nach Nr. 9.2 zu § 80, soweit sie kleine Bau-
maflinahmen nach Nr. 1.1 zu § 54 betreffen.

4, Aufbewahrungszeiten flr das ubrige Schriftgut

4.1 Funf Jahre sind die von den Verwaltern der Handvorschiisse und der
Geldannahmestellen gefuhrten Anschreibelisten aufzubewahren.

4.2 Drei Jahre ist das andere in Nr. 1.1.5 aufgeflhrte Schriftgut aufzu-

bewahren.

5. Langer aufzubewahrende Belege und sonstige Rechnungsun-
terlagen

5.1 Uber die Aufbewahrungszeiten in Nr. 2 hinaus sind von den Anlagen

zu Kassenanordnungen und von den begrindenden Unterlagen
(Nr. 10.1 zu § 70) aufzubewahren

5.1.1 Unterlagen, die fir den Betrieb technischer Anlagen und flir die
Bauunterhaltung von Bedeutung sind,

5.1.2 Urkunden Uber den Erwerb oder die Aufgabe des Eigentums an
Grundsticken mit den Lageplanen,

5.1.3 Unterlagen Uber den Erwerb und die Aufhebung von Rechten an
Grundsticken und von anderen dauernden Rechten sowie Vertrage
Uber dauernde Lasten und Verbindlichkeiten,

5.1.4 Urkunden Uber Sonder- und Gewohnheitsrechte sowie tUber Famili-
en- und Erbrechte,

5.1.5 Schuldverschreibungen und andere Urkunden sowie Schriftstlicke,
deren Vernichtung von Nachteil fur das Land sein kénnte,

5.1.6 sonstige Rechnungsunterlagen nach Nr. 9.2 zu § 80, soweit sie nicht
kleine BaumalRnahmen nach Nr. 1.1 zu § 54 betreffen.
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Die anordnenden Stellen haben die Belege und sonstigen Rech-
nungsunterlagen gut sichtbar mit der Aufschrift "Langer aufzubewah-
ren" zu kennzeichnen.

Aussondern, Abgeben und Vernichten

Die Stellen, bei denen die Unterlagen nach Nr. 1.1 aufbewahrt wer-
den, haben nach dem Abschlul} eines Haushaltsjahres zu veranlas-
sen, dal} die Unterlagen, fur die die Aufbewahrungszeiten abgelau-
fen sind, ausgesondert werden.

Die ausgesonderten Unterlagen sind unter Beachtung der flr die Ar-
chivierung geltenden Bestimmungen zu vernichten oder zur Ver-
nichtung an zuverlassige Unternehmen zu veraulern. Der Kaufer
mufd sich schriftlich verpflichten, die zur Vernichtung erworbenen
Unterlagen niemandem zuganglich zu machen und sie im Inland un-
verzuglich einzustampfen oder zu zerreilen.

Informationen auf magnetischen Speichern sind zu I6schen. Die U-
ber den Datenschutz getroffenen Regelungen sind zu beachten.

Uber die weitere Behandlung der Unterlagen nach Nr. 5 entscheidet
die anordnende Stelle, nachdem die Aufbewahrungszeit nach
Nr. 2.3 abgelaufen ist. Hierzu sind ihr die anderweitig aufbewahrten
Unterlagen zum Verbleib zuzuleiten.

Dritter Abschnitt: Ubertragung von Informationen auf andere Speicher-

medien

Erster Unterabschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

7.

7.1

6/96

Ubertragung auf ein Speichermedium

Aufbewahrungspflichtige Informationen des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens durfen auf zulassige Speichermedien Gbertragen
werden. Zulassig sind Speichermedien, auf denen die Information a-
nalog in visuell lesbarer Form oder digital in visuell nicht lesbarer
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Form gespeichert werden kdnnen. Bei digitalen Speicherungsverfah-
ren sind auch die Bestimmungen der Anlage 3 zu § 79 (HKR-ADV-
Best) zu beachten.

7.2 Es ist sicherzustellen, dal} die Informationen vollstandig und richtig
auf die Speichermedien Ubertragen werden. Rechnungsbelege, die
in Schriftform vorhanden sind, durfen nur auf Speichermedien Uber-
tragen werden, die eine bildliche Wiedergabe ermoglichen.

7.3 Fir jede Ubertragung wahrend der Aufbewahrungszeit muRR durch
programmierte und visuelle Kontrollen sichergestellt werden, daf® auf
dem neuen Speichermedium die gleichen Informationen wie auf dem
bisherigen Speichermedium vorhanden sind.

7.4 Wird die Ubertragung von Informationen auf ein Speichermedium
ganz oder teilweise auf Stellen aul3erhalb der Verwaltung der Freien
Hansestadt Bremen Ubertragen, so ist sicherzustellen, dall die fir
die Freie Hansestadt Bremen geltenden Bestimmungen dieses Ab-
schnitts beachtet werden.

7.5 Nach der ordnungsgeméafRen Ubertragung auf ein neues Speicher-
medium koénnen die Informationen auf dem bisherigen Speicherme-
dium vernichtet oder geléscht werden, soweit nicht etwas anderes
bestimmt ist.

7.6 Werden Blucher, die in visuell lesbarer Form gefuhrt werden, und
Rechnungsbelege, die in Schriftform vorhanden sind, auf ein Spei-
chermedium Ubertragen, so durfen die Originalunterlagen fur ein
Haushaltsjahr nach Ablauf des Jahres vernichtet werden, in dem die
Entlastung fir dieses Haushaltsjahr erteilt worden ist. Gehoéren die
Originalunterlagen zu MalRnahmen, die sich Uber mehr als ein Haus-
haltsjahr erstrecken und fir die erst nach Abschlul3 der Malknahme
Rechnung zu legen ist, dirfen sie nach Ablauf des Jahres vernichtet
werden, in dem die Entlastung fur das Jahr der Rechnungslegung
erteilt worden ist. Langer aufzubewahrende Unterlagen (Nr. 5) sind
nach Nr. 6.4 zu behandeln.
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OrdnungsgemaBe Aufbewahrung und Wiedergabe der In-
formationen

Die aufgezeichneten Informationen mussen wahrend der Aufbewah-
rungszeit abrufbar erhalten bleiben; erforderlichenfalls ist die recht-
zeitige erneute Ubertragung der Informationen vorzusehen.

Mul3 auf Informationen regelmalig zugegriffen und das Speicher-
medium flr Zwecke der Kasse oder der Verwaltung als Arbeitsmittel
verwendet werden, so ist hierflr ein Doppel zu erstellen.

Die Informationen mussen lesbar und inhaltlich richtig wiedergege-
ben werden. Informationen werden lesbar wiedergegeben, wenn sie
ausgedruckt werden oder wenn sie von einem sachverstandigen
Dritten mit Hilfe der ggf. erforderlichen und ihm bei der speichernden
Stelle zur Verfigung stehenden Hilfsmittel gelesen werden kénnen.
Die inhaltlich richtige Wiedergabe der Informationen ist durch Kon-
trollen zu sichern. Diese Kontrollen sollen integrierter Bestandteil des
technischen Wiedergabeverfahrens sein.

Dienstanweisung

Das Nahere iiber die Gestaltung der Ubertragung von Informationen
auf Speichermedien sowie deren Aufbewahrung und Verwaltung ist
unter Berucksichtigung der erganzenden Bestimmungen der Nrn. 10
bis 13 durch Dienstanweisung zu regeln, die die Besonderheiten des
einzelnen Anwendungsbereiches berlcksichtigen muf3. Die Dienst-
anweisung mul} insbesondere Bestimmungen enthalten Uber

die Abgrenzung der Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an
dem Verfahren Beteiligten,

den Ort und die Art der Aufbewahrung der Speichermedien,
die FUhrung eines Bestandsverzeichnisses und

die Zugangs-, Zugriffs- und Rucklaufkontrollen.



§7
Anlage

Zweiter Unterabschnitt: Erganzende Bestimmungen zu einzelnen Spei-
cherungsverfahren

10. Mikroverfilmung von Schriftgut

10.1 Bei der Mirkoverfilimung werden Schriftgutinhalte fototechnisch auf
Mikrofilm Ubertragen. Dabei ist sicherzustellen, dafld das Mikrofiimbild
mit der Urschrift Ubereinstimmt und die bisherige Ordnung des
Schriftgutes nicht verandert wird.

10.2  Bei der Verfilmung ist insbesondere zu beachten, dafl}

10.2.1 der Inhalt eines Schriftstiickes, der sich auf der Rickseite fortsetzt,
derart miterfal3t wird, dal} er eindeutig zugeordnet werden kann,

10.2.2 Hinzufigungen zu Schriftstlicken, die den Inhalt eines Schriftstlickes
verdecken, getrennt in der Weise verfilmt werden, dal} sie dem ver-
filmten Schriftstiick eindeutig zugeordnet werden kénnen,

10.2.3 vor der Verfilmung die Farbe der auf einem Schriftstlick enthaltenen
Informationen mit Hilfe einer festgelegten Bezeichnung nach naherer
Bestimmung durch die Dienstanweisung auf dem Schriftstlick fest-
gehalten wird,

10.2.4 Schriftstlicke, die aufgrund ihres Zustandes keine einwandfreie Ver-
filmung ermdoglichen, im Original aufzubewahren und mit dem Ver-
merk "Nicht verfilmt, im Original aufzubewahren!" zu kennzeichnen
sind.

10.3  Uber die Verfilmung und tber die Kontrolle der Verfilmung sind Pro-
tokolle zu fuhren.

10.3.1 Das Protokoll der Verfilmung muf® die Nummer des Mikrofilms, der
Art des verfilmten Schriftgutes, Ort und Datum der Aufzeichnung, die
Erklarung Uber die unveranderte und vollstandige Aufzeichnung des
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10.4

10.4.1

10.4.2

10.5

11.

11.1

11.2
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ubernommenen Schriftgutes, die Beschreibung aufgetretener tech-
nischer Stérungen sowie die Unterschrift des Verfilmers enthalten.

Nach der Aufnahme ist der Mikrofilm auf technische Mangel, die
Vollstandigkeit der Aufnahmen und deren einwandfreie Wiedergabe
zu prufen. Fehlerhafte Aufnahmen sind zu wiederholen, anderenfalls
ist das Schriftstliick nach Nr. 10.2.4 zu behandeln. Das Ergebnis der
Prifung ist zu protokollieren. Das Protokoll ist von dem Prifenden zu
unterschreiben.

Die Mikrofilme sind sicher und geordnet aufzubewahren. Dazu ge-
hort insbesondere, dal

der Mikrofilm in Zeitabstanden auf seine Lesbarkeit hin Gberprift und
das Ergebnis dieser Prufung protokolliert wird und

sich aus der Kennzeichnung des Mikrofilms der Standort im Archiv,
die Beschreibung des verfilmten Schriftgutes, das Haushaltsjahr, die
Nummer des Mikrofilms (Nr. 10.3.1), das Erstellungsdatum und das
Ende der Aufbewahrungszeit eindeutig ergeben.

Fir das Lesen des Mikrofilms sind geeignete Wiedergabegerate be-
reitzuhalten. Es mul} sichergestellt sein, dal3 Reproduktionen, die
ohne Hilfsmittel lesbar sind, in angemessener Zeit gefertigt werden
koénnen.

Ubertragung von Ausgabedaten eines ADV-Verfahrens auf Mik-
rofilm (COM-Verfahren)

Beim COM-Verfahren werden Ausgabedaten eines ADV-Verfahrens
mit Hilfe einer COM-Anlage aus der digitalen Speicherung in die a-
naloge Darstellung auf dem Mirkofilm Ubertragen.

Vor dem erstmaligen Einsatz eines COM-Verfahrens sowie aus An-
laR einer Anderung des Datensatzformates oder einer Anderung der
Formatierung des Mikrofilms ist mit einem Test des COM-Verfahrens
anhand eines formlosen Ausdrucks des Inhalts von Datensatzen aus

11
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11.3

11.4

11.5
12.

12.1

12.2

12.3

12.3.1

12.3.2

12.3.3

12.4

12

dem zu verfilmenden Datenbestand zu prifen, ob die vollstandige
und richtige Darstellung auf dem Mikrofilm gewahrleistet ist.

Die Vollstéandigkeit der Ubertragung ist durch einen Vergleich der
Anzahl der in der COM-Datei bereitgestellten Datensatze mit der
Anzahl der durch die COM-Anlage gelesenen Datensatze sicher-
zustellen.

Die Ergebnisse des Tests und der Vollstandigkeitsprufung sind zu
protokollieren.

Im Ubrigen gelten Nrn. 10.3 bis 10.5 entsprechend.
Ubertragung auf magnetische Datentriger

Bei der Ubertragung auf magnetische Datentrager (z.B. Magnet-
band, Kassette, Magnetplatte, Diskette) werden Informationen in di-
gitaler Form gespeichert.

Auf magnetische Datentrager durfen Ausgabedaten eines ADV-
Verfahrens und Belege, die in Form von Datensatzen vorhanden
sind, inhaltlich Gbertragen werden.

Die magnetischen Datentrager sind sicher und geordnet aufzube-
wahren. Dazu gehdrt insbesondere, dal}

die fur die Datentrager zulassigen Grenzwerte der Raumtemperatur
und Luftfeuchtigkeit eingehalten werden,

keine Magnetfelder auf die Datentrager einwirken kdnnen und

die Datentrager durch Etikett oder Kennsatz eindeutig gekennzeich-
net sind (Nr. 10.4.2).

Die auf magnetischen Datentragern gespeicherten Informationen
mussen jederzeit in angemessener Frist in sachlicher und ggf. zeitli-
cher Ordnung visuell lesbar dargestellt werden kdénnen. Dazu mis-
sen die hardware- und softwaremafigen Voraussetzungen des ADV-
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13.1

13.2

13.3

13.4
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Systems gegeben sein. Bei jeder Anderung des ADV-Systems ist zu
prufen, ob die gespeicherten Informationen auch weiterhin ord-
nungsgemal wiedergegeben werden konnen. Ist die Wiedergabe
nicht méglich, sind die gespeicherten Informationen vor der Ande-
rung des ADV-Systems auszudrucken oder auf ein fur die weitere
Wiedergabe geeignetes Speichermedium zu Ubertragen.

Ubertragung auf optische Speicherplatten

Bei der Ubertragung auf optische Speicherplatten werden Informati-
onen mit Hilfe eines ADV-Verfahrens in digitaler Form gespeichert.
Die gespeicherten Informationen mussen beliebig oft lesbar, durfen
aber nicht Idschbar oder Uberschreibbar sein.

Wird bei der Ubertragung visuell lesbarer Unterlagen auf optische
Speicherplatten mit Hilfe eines Scanners ein Datensatz erzeugt und
daraus ein Abbild der Unterlage auf einem Bildschirm angezeigt, so
ist anhand des Abbildes zu entscheiden, ob eine Wiederholung des
Vorgangs erforderlich ist. Jeder einwandfreie Datensatz ist zu indi-
zieren und zur Speicherung freizugeben. Bei der Ubertragung ist
systemseitig ein Protokollausdruck zu erstellen und vom Bediener zu
unterschreiben.

Die optischen Speicherplatten sind sicher und geordnet aufzubewah-
ren. Dazu gehort insbesondere, dal® sie eindeutig gekennzeichnet
sind (Nr. 10.4.2).

Fir das ADV-Verfahren zur Ubertragung auf optische Speicherplat-
ten sind die Methoden der Indizierung und der Lesbarmachung fest-
zulegen. Zur Lesbarmachung von Informationen, die mit Hilfe eines
Scanners Ubertragen wurden, sind Gerate einzusetzen, die die Wie-
dergabe in der Zeichendichte des Scan-Vorganges ermdglichen. Im
Ubrigen qilt fir die Wiedergabe der gespeicherten Informationen
Nr. 12.4.

13
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§73
Vermogensnachweis
Uber das Vermégen und die Schulden ist ein Nachweis zu erbringen.

Das Nahere regelt der Senator fiur Finanzen im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen.

Zu § 73:
INHALT
Nr. 1 Allgemeines
Nr. 2 Grundvermédgen
Nr. 3 Bewegliches Verwaltungsvermdgen, Vorrate
Nr. 4 Beteiligungen
Nr. 5 Anteile an eigenen Anleihen
Nr. 6 Forderungen
Nr. 7 Rucklagenbestande
Nr. 8 Schulden
Nr. 9 Burgschaftsverpflichtungen

Nr. 10 Betriebe
Nr. 11 Sondervermdgen
Nr. 12 Erganzende Regelungen

Anlage
(zu Nr. 3.2 zu § 73) Inventarisierung und Bewertung des beweglichen
Verwaltungsvermdgens

1. Allgemeines
1.1 Das Vermdgen und die Schulden der Freien Hansestadt Bremen sind
im einzelnen von den nach den Nrn. 2 bis 10 zustandigen

Dienststellen zu erfassen und in Bulchern, Listen, Karteien, Daten-
tragern oder anderen Anschreibungen nachzuweisen.

12/01 1
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1.2 Die Ergebnisse der Einzelnachweise sind nach naherer Bestimmung
des Senators flr Finanzen jahrlich zusammenzufassen. Die
Zusammenfassungen sind dem Senator fur Finanzen zu den von ihm
zu bestimmenden Terminen zu Ubersenden.

1.3 Der Senator fur Finanzen stellt die von ihm zu ermittelnden Werte
sowie die Werte aus den Unterlagen nach Nr.1.2 zu einem
Vermoégensnachweis Uber das Vermdgen und die Schulden der
Freien Hansestadt Bremen auf den Schluss des Haushaltsjahres
zusammen.

1.4 Fir die Form und die Fuhrung der Nachweise nach Nrn. 1.1 bis 1.3
gelten die Bestimmungen der Nrn. 18 und 19 zu § 71 entsprechend.

1.5 Die Nachweise nach Nrn. 1.1 und 1.2 sind funf Jahre aufzubewahren;
die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Ablauf des Haushaltsjahres,
in dem die letzte Eintragung vorgenommen oder flr das die Zu-
sammenfassung aufgestellt worden ist. Die Vermdgensnachweise
nach Nr. 1.3 sind dauernd aufzubewahren. Fur das Aussondern,
Abgeben und Vernichten der Nachweise gilt Nr. 7 der Anlage zu § 71
entsprechend.

2. Grundvermogen

2.1 Die Bestande an Grundvermodgen einschliel3lich der damit ver-
bundenen Gebaude und Anlagen sind von den fur die Verwaltung des
Grundvermogens zustandigen Dienststellen einzeln so zu erfassen,
dass jederzeit ein vollstandiger Nachweis des Grundvermogens
sichergestellt ist.

2.2 Das Grundvermdgen wird im Vermogensnachweis nicht ausgewiesen;
eine Bewertung entfallt.
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3.1

3.2

3.3

3.4

4.1

12/01

Bewegliches Verwaltungsvermogen, Vorrate

Gegenstande des beweglichen Verwaltungsvermoégens sind von den
fur die Verwaltung zustandigen Dienststellen bestandsmafig nachzu-
weisen (Inventarisierung). Bei Anschaffungs- oder Herstellungskosten
unter 410 Euro (ohne Umsatzsteuer) kann von der Inventarisie-rung
abgesehen werden. Der Bestand besonders verlustgefahrdeter
Gegenstande ist unabhangig von der Hohe der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten gesondert zu erfassen. Der Leiter der Verwaltung
bestimmt, welche Gegenstande als besonders verlustgefahrdet anzu-
sehen sind. Ist die Erfassung besonders verlustgefahrdeter Gegen-
stande das Ergebnis eines Prufungsverfahrens, kann hiervon nur mit
Zustimmung des Rechnungshofes abgewichen werden.

Fir die Inventarisierung gelten die Bestimmungen der Anlage. Das
bewegliche Verwaltungsvermdgen wird im Vermoégensnachweis nicht
ausgewiesen; eine Bewertung entfallt.

Verbrauchsgegenstande, die zunachst auf Lager genommen und erst
spater ihrem endgultigen Zweck zugefuhrt werden (z.B. Stralenbau-
material, Lebensmittel) sind von den fir die Verwaltung zustandigen
Dienststellen bestandsmallig in Vorratsnachweisungen in moglichst
einfacher Form nachzuweisen. Das Nahere bestimmt der zustandige
Senator im Einvernehmen mit dem Senator fur Finanzen.

Der Senator flr Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen abweichende Regelungen
fur die Inventarisierung des beweglichen Verwaltungsvermogens
zulassen.

Beteiligungen

Als Beteiligungen im Sinne dieser Bestimmungen gelten Kapi-
talanteile an juristischen Personen und an Personengesellschaften.

§73
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4.2 Die Beteiligungen sind vom Senator flr Finanzen zum Nennwert ein-
zeln so zu erfassen, dass jederzeit ein vollstandiger Nachweis der
Beteiligungen sichergestellt ist. Nicht eingezahltes Grund- oder
Stammkapital ist als Schuld (Nr. 8) nachzuweisen.

4.3 Die nach Nr.4.2 ermittelten Werte sind in den jahrlichen
Vermogensnachweis aufzunehmen.

5. Anteile an eigenen Anleihen

Anteile an eigenen Anleihen sind vom Senator fur Finanzen
nachzuweisen und mit ihrem Nennwert in den jahrlichen Vermo-
gensnachweis aufzunehmen.

6. Forderungen

6.1 Die Forderungen sind vom Senator fur Finanzen oder von den von
ihm ermachtigten Dienststellen nachzuweisen und mit den
Nennwerten - gegebenenfalls nach Wertberichtigung und Umrech-
nung auf Euro zum Stichtag des Vermodgensnachweises - in den
jahrlichen Vermoégensnachweis aufzunehmen.

6.2 Kassenreste, ausgenommen bei Tilgungen von Darlehen, und kiinftig
fallig werdende Forderungen an Zinsen sind, soweit der Senator fur
Finanzen nichts anderes bestimmt hat, in den Vermdgensnachweis
nicht aufzunehmen.

7. Rucklagenbestande

Der Bestand an Ricklagen ist in den Blchern der zustandigen Kasse
nachzuweisen und beim Jahresabschluss in den jahrlichen
Vermogensnachweis aufzunehmen.

8. Schulden

8.1 Die Schulden sind vom Senator flr Finanzen oder von den von ihm
ermachtigten Dienststellen nachzuweisen und mit den Nennwerten
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8.2

9.1

9.2

10.

11.

12

13.
12/01

- gegebenenfalls nach Umrechnung auf Euro zum Stichtag des
Vermodgensnachweises - in den jahrlichen Vermdgensnachweis
aufzunehmen.

Klnftig fallig werdende Zinsen sind in den Vermdgensnachweis nicht
aufzunehmen.

Burgschaftsverpflichtungen

Blrgschaftsverpflichtungen sind von den fir die Verwaltung
zustandigen Dienststellen einzeln so zu erfassen, dass jederzeit ein
vollstandiger Nachweis der von der Freien Hansestadt Bremen

ubernommenen Birgschaftsverpflichtungen sichergestellt ist.

Die Bdurgschaftsverpflichtungen sind in den jahrlichen Vermo-
gensnachweis nur nachrichtlich aufzunehmen.

Betriebe

Die Bestimmungen der Nrn. 1 bis 9 gelten flr die Betriebe der Freien
Hansestadt Bremen entsprechend. Betriebe der Freien Hansestadt
Bremen, die nach § 26 Abs. 1 Satz 1 einen Wirtschaftsplan aufstel-
len, sind mit dem Eigenkapital und etwaigen Rucklagen in den jahr-
lichen Vermdgensnachweis aufzunehmen.

Sondervermogen

Die Bestimmungen der Nrn. 1 bis 10 gelten flr die Sondervermdgen
der Freien Hansestadt Bremen entsprechend.

Erganzende Regelungen

Unbeschadet der Bestimmungen in den Nrn. 1.2 und 2.2 kann der
Senator fur Finanzen erganzende Regelungen treffen.

Anlagenbuchhaltung

§73
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Die mengen- und wertmalige Abbildung des bremischen
Anlagevermdgens ist im Rahmen einer Anlagenbuchhaltung
auszuweisen. Das Nahere bestimmt der Senator fur Finanzen.
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(zuNr. 3.2zu §73)
Inventarisierung des beweglichen

Verwaltungsvermogens

INHALT

Nr. 1 Erfassung des beweglichen Verwaltungsvermogens

Nr. 2 Flhrung von Verzeichnissen

Nr. 3 Inventarverzeichnisse

Nr. 4 Bulcherverzeichnisse

Nr. 5 Prufung der Inventar- und Bucherverzeichnisse

1.

1.1

1.2

1.3

2.1

2.2

Erfassung des beweglichen Verwaltungsvermogens

Das bewegliche Verwaltungsvermogen ist bestandsmalig ohne Wert-
angabe in Verzeichnissen festzuhalten (z.B. in Buchern, Listen, Kar-
teien).

Zum beweglichen Verwaltungsvermogen gehoren insbesondere Be-
triebs- und Werkanlagen, Kraftfahrzeuge, Maschinen (auch Biroma-
schinen), Werkzeuge, Einrichtungsgegenstande, Bucher, Sammlun-gen
und sonstige bewegliche Gegenstande und ahnliches.

Bewegliches Verwaltungsvermogen ist - soweit moglich - an die ein-
zelnen Bediensteten nur gegen Empfangsquittung mit der Verpflich-tung
zur Ruckgabe bzw. zum Wertersatz auszuhandigen.

Fuhrung von Verzeichnissen

Die Verzeichnisse werden von der Dienststelle gefuhrt, die die be-
weglichen Vermogensgegenstande verwaltet. Entliehene Vermogens-
gegenstande sind in den Verzeichnissen der entleihenden Behorde
nachzuweisen.

Zu- und Abgange sind zeitnahe und so einzutragen, dass der Bestand
an beweglichem Verwaltungsvermogen jederzeit aus den Verzeich-
nissen ermittelt werden kann.
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2.3

4.1

4.2

Das Verzeichnis kann auch im Rahmen einer bestehenden Anlagen-
buchhaltung mit Hilfe eines entsprechenden automatisierten Verfah-
rens gefuhrt werden. Dabei ist der Datenbestand des auf diese Weise
geflhrten Verzeichnisses unabhangig von den Vorgaben zur Anlagen-
buchhaltung solange vorzuhalten, wie die betreffenden beweglichen
Vermdgensgegenstande existent sind. Wird im Rahmen eines auto-
matisierten Verfahrens die Erfassung der Daten flr die Inventarisie-rung
von einer anderen Dienststelle vorgenommen, obliegt die Ver-
antwortung flr das ordnungsgemafle Fuhren und Vorhalten des
Verzeichnisses weiterhin derjenigen Dienststelle, die die beweglichen
Vermodgensgegenstande verwaltet.

Inventarverzeichnisse

In den Inventarverzeichnissen sind die Vermdgensgegenstande (auler
Blcher) zusammengefasst nach Arten nachzuweisen. Arten in diesem
Sinne sind z.B. Kraftfahrzeuge, Aktenschranke, Schreibtische,
Schreibmaschinen, Rechenmaschinen und zwar jeweils ohne Ruck-
sicht auf GroRe oder Ausstattung der Gegenstande.

Biicherverzeichnisse

In das Bulcherverzeichnis sind Bucher, Loseblattsammlungen, Kartei-en,
Landkarten, gebundene Jahrgange von Fachzeitschriften und son-stige
Druckschriften mit Dauerwert einzutragen, und zwar ohne Ruck-sicht
auf ihren Anschaffungswert.

Bei Druckschriften, die in Einzellieferungen erscheinen (Loseblattaus-
gaben, Gesetzes- und Entscheidungssammlungen), wird nur das Ge-
samtwerk in das Bucherverzeichnis eingetragen. Erganzungslieferun-
gen sind nicht einzutragen, sondern in den einzelnen Loseblattsamm-
lungen usw. vorangestellten Verzeichnissen Uber die Lieferung und
Einordnung zu vermerken.
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4.4

5.1

5.2
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Nicht einzutragen sind Druckschriften von voribergehendem Wert oder
zum laufenden Gebrauch wie Einzelausgaben von Zeitschriften,
Zeitungen, ferner Kalender und Jahrbtcher, amtliche Handausgaben
von Vorschriften, Fernsprech-, Adress- und Kursblcher, Landkarten
zum Zwecke des Verbrauchs und ahnliche Drucksachen.

Die in das Bulcherverzeichnis eingetragenen Druckschriften sind mit
einem Registriervermerk zu versehen und mit einem Abdruck des
Dienststempels der Dienststelle als bremisches Eigentum kenntlich zu
machen.

Prufung der Inventar- und Blicherverzeichnisse

Das Vorhandensein der in den Verzeichnissen nachgewiesenen
Gegenstande ist mindestens alle drei Jahre zu priufen (Bestandspru-
fung). Soweit Gegenstande einzelnen Bediensteten gegen Empfangs-
quittungen mit der Verpflichtung zur Rickgabe bzw. zum Wertersatz
ausgehandigt worden sind, kann die Bestandsprifung darauf be-
schrankt werden, dass entsprechende Empfangsquittungen vorliegen
und die Bediensteten noch im Dienst der inventarverwaltenden Be-
hérde stehen. Uber die Priifung ist eine Niederschrift zu fertigen.

Bei der Bestandsprifung festgestellte Differenzen zwischen den
nachgewiesenen und vorhandenen Bestanden sind aufzuklaren. Feh-
lende Gegenstande sind in den Inventarverzeichnissen als Abgange,
zuviel vorhandene Gegenstande als Zugange einzutragen. In den Be-
legen fur die Eintragungen ist zu der Ersatzfrage Stellung zu nehmen,
die hiernach erforderlichen MaRnahmen sind zu veranlassen.
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§75
Belegpflicht
Alle Buchungen sind zu belegen.
Zu § 75:
INHALT
Nr. 1 Begriff und Arten der Belege
Nr. 2 Zustandigkeiten
Nr. 3 Begriff und Bestandteile der Rechnungsbelege
Nr. 4 FUhrung des Nachweises der Erfassung, Sollstellung oder Zahlung
Nr. 5 Begriff und Bestandteile der Kassenbelege
Nr. 6 Belege in Zahlstellen
Nr. 7 Arbeitsablaufbelege
Nr. 8 Andere Belege
Nr. 9 Ordnen der Rechnungsbelege
Nr. 10 Ordnen der Kassenbelege
Nr. 11 Ordnen der sonstigen Belege
Nr. 12 Aufbewahren der Belege
1. Begriff und Arten der Belege
1.1 Belege sind visuell lesbare Unterlagen oder Datensatze, die visuell
lesbar gemacht werden kénnen, fur
1.1.1 die Buchungen der Kasse oder einer sonst flir Buchungen zu-
standigen Stelle,
1.1.2 die Eintragungen der Zahistelle und
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1.1.3 die Sicherung des Arbeitsablaufs bei Buchungen mit Hilfe von

1.2

1.3

1.4

1.5

1.5.1

1.5.2

1.5.3

2.1

2.2

ADV-Anlagen (Nr. 3.1 der Anlage 3 zu § 79 - HKR-ADV-Best -).

Durch einen Beleg kdnnen mehrere Buchungen oder Eintragungen
belegt werden. Fuhrt eine Buchung in einem automatisierten
Verfahren zu weiteren Buchungen, so werden diese durch den Beleg
fur die urspringliche Buchung belegt.

Beim beleglosen Datentrageraustausch kann bei Einnahmen auf
Kassenbelege fur die einzelnen Falle verzichtet werden, wenn der
Datentrager alle fir die Buchung der Einzahlungen und die fur eine
spatere Bearbeitung etwa notwendigen Daten enthalt und diese
Einzahlungen einzeln im Hauptzeitbuch oder in Vorbichern zum

Hauptzeitbuch gebucht werden.

Fir die Ubertragung von Belegen auf andere Speichermedien gelten
die Nrn. 7 bis 13 der Anlage zu § 71 (AufbewBest).

Als Arten der Belege sind zu unterscheiden

Rechnungsbelege (Nrn. 3 und 4),

Kassenbelege (Nr. 5) und

sonstige Belege (Nrn. 6 und 7).

Zustandigkeiten

Das Aufbewahren der Belege ist Aufgabe der Kasse. Dies gilt nicht

fur zahlungsbegrindende Unterlagen (Nr. 10.1 zu § 70); diese sind
bei der anordnenden Stelle aufzubewahren.

Hat der Senator fur Finanzen die Buchfuhrung ganz oder teilweise
anderen Stellen Ubertragen (Nr. 3.2 zu § 79), so obliegt diesen Stellen
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3.1

3.2

3.2.1

3.2.2

3.2.3

3.3

3.3.1

3.3.2

3.4

3.4.1
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insoweit auch das Aufbewahren der Belege; die Bestimmungen der
Nrn. 3 bis 12 sind entsprechend anzuwenden.

Begriff und Bestandteile der Rechnungsbelege

Rechnungsbelege sind Belege fur Buchungen in Rechnungsle-
gungsbuchern (Nr. 3.1 zu § 80).

Rechnungsbelege bestehen aus
den Kassenanordnungen (Nrn. 1 bis 22, 25 und 26 zu § 70), den
Unterlagen zu allgemeinen Zahlungsanordnungen (Nr. 22.2 zu § 70)

oder den kasseninternen Auftragen (Nr. 27 zu § 70),

den Hinweisen, die die Verbindung zum Rechnungslegungsbuch
- gegebenenfalls Gber die Zeitblcher - herstellen, und

den Nachweisen der Erfasssung, Sollstellung oder Zahlung (Nr. 4).

Zu den Rechnungsbelegen gehdéren aulderdem

die zahlungsbegrindenden Unterlagen (Nr. 10.1 zu § 70) zu Kassen-
anordnungen oder zu Unterlagen zu allgemeinen Zahlungsanordnun-

gen und

die sonstigen den Rechnungsbelegen zuzuordnenden Unterlagen
nach Nr. 3.4.

Sonstige den Rechnungsbelegen zuzuordnende Unterlagen sind
insbesondere

Eingabebelege zur Anderung, Erganzung und Berichtigung erfalter
Daten bei der Speicherbuchfuhrung,
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3.4.2

3.4.3

3.4.4

3.4.5

3.4.6

3.4.7

4.1

4.2

4.2.1

Zwischen- und Verwendungsnachweise uUber Zuwendungen nach
Nr. 14 zu § 44,

Mitteilungen Uber Stundung, Niederschlagung und Erlald nach Nr. 4
zu § 59,

Zusammenstellungen von Einzelbelegen nach Nr. 48.1 zu § 70 und
Nr.19.2 zu § 71,

Titelverzeichnisse nach Nr. 9.4 der Anlage 2 zu § 79 (ZBest),

Mitteilungen der Landeskasse Uber beanstandete Kassenanord-
nungen und die Weisungen des Anordnungsbefugten nach Nr. 12.4
zu § 79 und

Gutschrifttrager und Einzahlungsscheine Uber Einnahmen sowie
Lastschrifttrager Uber Ausgaben, sofern sie auf Weisung des
Senators fur Finanzen als Rechnungsbelege anzusehen sind.

Fiuhrung des Nachweises der Erfassung, Sollstellung oder
Zahlung

Der Nachweis der Erfassung, Sollstellung oder Zahlung (Nr. 3.2.3)
wird gefuhrt

bei der Buchfihrung mit Hilfe von ADV-Anlagen durch die Be-

scheinigung der Datenerfassung und bei Ausgaben zusatzlich durch
die Bescheinigung nach Nr. 48 zu § 70 oder die Quittung nach Nr. 49
zu § 70,

bei der Buchflhrung in visuell lesbaren Bichern
bei zum Soll gestellten Einnahmen durch die Bestatigung der

Sollstellung und, soweit es angeordnet ist, durch Hinweis auf die
Einzahlung,
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4.2.2

4.2.3

5.1

5.1.1

5.1.2

5.1.3

5.1.4

5.2

5.3

5.3.1

5.3.2

5.3.3
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bei nicht zum Soll gestellten Einnahmen durch Hinweise auf die
Einzahlung und gegebenenfalls auf den Ersatzbeleg (Nr.25.6 zu §
71) und

bei Ausgaben durch die Bescheinigung nach Nr. 48 zu § 70 oder die
Quittung nach Nr. 49 zu §70, bei wiederkehrenden Ausgaben
zusatzlich durch die Bestatigung der Sollstellung.

Begriff und Bestandteile der Kassenbelege

Kassenbelege sind Belege

fur Buchungen in den Sachbuchern nach den Nrn. 10 bis 14 zu § 71,

fur Buchungen in den Kontogegenbuichern,

nach Nr. 3.4.7, wenn sie nicht als Rechnungsbelege anzusehen sind,
und

fur Buchungen im Wertesachbuch, im Ein- und Auslieferungsbuch far
Wertgegenstande oder im Wertzeichenbuch.

Fur Kassenbelege zu Buchungen in Sachbuchern nach den Nrn. 10
bis 14 zu § 71 und in Rechnungslegungsblchern gelten die Vor-
schriften Uber Bestandteile der Rechnungsbelege sinngemal.
Kassenbelege zu Buchungen in Kontogegenbichern bestehen aus
den Kontoauszlgen,

den Anlagen und den sonstigen Unterlagen zu den Kontoauszugen,

dem Hinweis auf die Buchung oder die Erfassung und
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5.3.4

5.4

5.4.1

5.4.2

5.4.3

5.4.4

5.4.5

5.5

5.5.1

5.5.2

5.5.3

5.5.4

der Bescheinigung nach Nr. 15.5 zu § 71.

Kassenbelege zu Buchungen im Wertesachbuch oder im Ein- und
Auslieferungsbuch fir Wertgegenstande bestehen aus

den Einlieferungsanordnungen und den Auslieferungsanordnungen,

dem Hinweis auf die Buchung,

dem Nachweis der Auslieferung,

den zurickgegebenen Verwahrungsbescheinigungen oder den Ent-
scheidungen der anordnenden Stellen nach Nr. 55.6 zu § 70 und

gegebenenfalls dem Nachweis der Verwertung oder der Vernichtung
nach Erléschen des Herausgabeanspruchs.

Kassenbelege zu Buchungen im Wertzeichenbuch bestehen aus

den Einlieferungsanordnungen und den Auslieferungsanordnungen,
den Lieferscheinen oder den schriftichen Anforderungen der
Zahlstellen,

dem Hinweis auf die Buchung,

dem Nachweis der Auslieferung oder dem Hinweis auf die Buchung
oder Eintragung des Verkaufserléses und

gegebenenfalls dem Nachweis des Umtauschs und der Vernichtung.

Belege in Zahlstellen

Fur die bei der Zahlstelle verbleibenden Belege fur Eintragungen in
ihren Blchern gelten die Bestimmungen der Nr. 5 sinngeman.
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7.2.1
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9.1

9.2
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Arbeitsablaufbelege

Arbeitsablaufbelege sind Belege, die bei der Buchung mit Hilfe von
ADV-Anlagen der Sicherung der Datenerfassung, des Transports von
Datentragern und der Verarbeitung der Daten dienen.

Arbeitsablaufbelege sind insbesondere

Abstimmbelege bei der Erfassung und Verarbeitung der Daten,
Begleitbelege flur Datentrager,

Protokollausdrucke und Fehlermeldungen.

Andere Belege

Ordnet der Kassenleiter die Fuhrung anderer Hilfsbicher an (Nr. 17
zu § 71), so hat er das Nahere Uber die Belege zu diesen Blchern zu
bestimmen.

Ordnen der Rechnungsbelege

Rechnungsbelege mit Ausnahme der Daueranordnungen sind nach
Haushaltsjahren und Buchungsstellen getrennt zu ordnen. Werden
Vorbucher zum Titelbuch geflhrt, so sind die Rechnungsbelege nach
der Gliederung des Vorbuchs zu ordnen.

Daueranordnungen sind mit ihren Anlagen gesondert zu sammeln
und endgultig den Rechnungsbelegen des Haushaltsjahres zuzu-
ordnen, in dem die letzte Zahlung fallig ist. Der Senator fur Finanzen

kann im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen abweichende Regelungen treffen.



§75

9.3

9.4

9.4.1

9.4.2

9.5

9.6

10.

10.1

10.2

10.3

Bei Speicherbuchfihrung sind die zu einer Buchungsstelle ge-
hérenden Rechnungsbelege nach der Reihenfolge der Buchungen im
Rechnungslegungsbuch zu ordnen.

Bei Buchflhrung in visuell lesbaren Blchern sind die zu einer
Buchungsstelle gehérenden Rechnungsbelege zu ordnen

fur die zum Soll zu stellenden Einnahmen und die wiederkehrenden
Ausgaben nach der Reihenfolge der Sollstellungen und

fur die Ubrigen Einnahmen und Ausgaben nach der Reihenfolge, in
der sie im Rechnungslegungsbuch gebucht worden sind.

Werden mehrere Rechnungsbelege in Zusammenstellungen nach Nr.
19.2 zu § 71 oder in Titelverzeichnissen erfaldt, so sind sie in der
Reihenfolge ihrer Eintragungen zu ordnen. Fir die Verbindung der
Rechnungsbelege mit den Zusammenstellungen oder den
Titelverzeichnissen gilt Nr. 2.2 zu § 70 sinngemal.

Zahlungsbegrindende Unterlagen sind so zu ordnen, dal} sie mit den
Rechnungsbelegen zusammengeflhrt werden kénnen, zu denen sie
gehoren. Sie kdnnen in den Akten, die fur Personen oder Objekte
gefuhrt werden, verbleiben.

Ordnen der Kassenbelege

Kassenbelege sind unbeschadet der Nr. 10.2 nach Buchern und bei
Bedarf nach Buchungsstellen getrennt in der Reihenfolge der

Buchungen zu ordnen; Nr. 9.5 gilt entsprechend.

FUr das Ordnen der Kassenbelege zu Buchungen in Sachblchern
nach Nr. 14 zu § 71 gilt Nr. 9 entsprechend.

Der Senator fur Finanzen kann zulassen, daf}
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10.3.2

11.

11.1

11.2

12.

121

12.2

12.3
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beim Verwahrungsbuch die Belege fur die Einzahlung und die
dazugehdérende Auszahlung zusammengefal’t und in der Reihenfol-
ge der Einzahlungsbuchungen geordnet werden,

beim VorschuRbuch die Belege fur die Auszahlung und die dazu-
gehoérende Einzahlung zusammengefal’t und in der Reihenfolge der
Auszahlungsbuchungen geordnet werden.

Ordnen der sonstigen Belege

Die Arbeitsablaufbelege sind in zeitlicher Reihenfolge zu ordnen. Das
Nahere bestimmt der Senator fur Finanzen.

Die Belege nach Nr. 8 sind in der Reihenfolge der Buchungen zu
ordnen. Das Nahere hat der Kassenleiter zu bestimmen.

Aufbewahren der Belege

Die Belege sind gegen Verlust und Beschadigung gesichert auf-
zubewahren.

Die Belege mussen jederzeit innerhalb einer angemessenen Frist zur
Verfigung stehen.

Die Art und die Dauer des Aufbewahrens richten sich nach den
Bestimmungen der Anlage zu § 71. Nummer 21.2 zu § 71 qilt ent-
sprechend.
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§78

Unvermutete Priifungen

Fur Zahlungen oder Buchungen zustandige Stellen sind mindestens
jahrlich, fiir die Verwaltung von Vorraten zustandige Stellen mindestens
alle funf Jahre unvermutet zu prifen. Der Senator fiir Finanzen kann
Ausnahmen zulassen.

Zu § 78:
INHALT

Erster Abschnitt: Allgemeines
Nr. 1 Zu prifende Stellen

Zweiter Abschnitt: Kassenprifung

Nr. 2 Zweck der Kassenprifung

Nr. 3 Zustandigkeit fur die Kassenprufung

Nr. 4 Zeitpunkt und Umfang der Kassenprufung
Nr. 5 Verfahren bei der Kassenprifung

Nr. 6 Feststellungen zur Kassensicherheit

Nr. 7 Niederschrift Gber die Kassenprifung

Dritter Abschnitt: Zahlstellenprifung

Nr. 8 Zweck der Zahlstellenprifung

Nr. 9 Zustandigkeit fur die Zahlstellenprifung

Nr. 10 Zeitpunkt und Umfang der Zahlstellenprifung
Nr. 11 Verfahren bei der Zahlstellenprifung

Nr. 12 Feststellungen zur Sicherheit

Nr. 13 Niederschrift Gber die Zahlstellenprifung

Nr. 14 Prufung der Handvorschisse

Nr. 15 Prufung der Geldannahmestellen
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Vierter Abschnitt: Priifung von Stellen, die fir Buchungen zustandig
sind
Nr. 16 Verfahren bei der Prifung
Funfter Abschnitt: Prifung von Stellen, die fiir die Verwaltung von
Vorraten zustandig sind
Nr. 17 Verfahren bei der Prifung
Erster Abschnitt: Allgemeines
1. Zu prufende Stellen
Unvermutet zu prifen sind
1.1 Kassen (Kassenprifung),
1.2 Zahlstellen (Zahlstellenprifung),
1.3 Stellen, die fur Buchungen zustandig sind (Nr. 2 Satz 2 zu § 71) und
14 Stellen, die fur die Verwaltung von Vorraten zustandig sind.
Zweiter Abschnitt: Kassenprifung
2. Zweck der Kassenprifung

Die Kassenprufung dient dem Zweck festzustellen, ob

2.1 der Kassenistbestand mit dem Kassensollbestand tbereinstimmt und
die Wertgegenstande (Nr. 54 zu § 70) vollstandig vorhanden sind,

2.2 die Einzahlungen und Auszahlungen rechtzeitig und vollstandig

erhoben oder geleistet worden sind und im dbrigen der Zah-
lungsverkehr ordnungsgemalf durchgefuhrt worden ist,
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24

2.5

2.6

4.1

4.2

4.3
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die Bulcher richtig gefihrt worden sind, insbesondere die Ein-
tragungen in den Sachbuchern denen in den Zeitblichern ent-
sprechen,

die erforderlichen Belege vorhanden sind,

die Kassenaufgaben ordnungsgemald, wirtschaftlich und zweckmalig
erledigt werden sowie

die Kassensicherheit nach innen und au3en gewahrleistet ist.

Zustandigkeit fur die Kassenpriifung

Der Senator fur Finanzen bestimmt die fur die Durchfuhrung der
Kassenprifung zustandige Stelle.

Zeitpunkt und Umfang der Kassenpriifung

Die Kassen sind jahrlich unvermutet einmal zu prufen. Die
zustandige Stelle bestimmt den Zeitpunkt der Prifung, der so
gewahlt werden soll, dal} der Geschaftsbetrieb der Kasse so wenig
wie mdglich beeintrachtigt wird.

Unbeschadet der Prifung nach Nr. 4.1 ist die Kasse unverzlglich zu
prifen, wenn dazu ein besonderer Anlald gegeben ist. Die Befugnis
der Aufsichtsbehodrde, eine Prifung anzuordnen oder selbst
durchzufuhren, bleibt unberihrt.

Die Kassenprufung erstreckt sich auf den Zeitraum seit der
vorangegangenen Prifung. Sie soll auf Stichproben beschrankt
werden. Der mit der Durchfiuhrung der Prifung beauftragte
Bedienstete (Kassenprifer) hat die Stichproben so auszuwahlen und
zu bemessen, dall er sich ein Urteil Uber die ordnungsgemale
Erledigung der Kassenaufgaben bilden kann. Hat die Kasse Blcher
und Belege bereits zur Vorprufung, zur Rechnungsprufung oder an
die Verwaltung abgegeben, brauchen sie nicht in die Kassenprifung
einbezogen zu werden. In begrindeten Fallen kann der Kassenprifer
die Vorlage dieser Bucher und Belege verlangen.



§ 78

5.1

5.11

5.1.3

5.2

5.3

5.4

5.5

5.5.1

Verfahren bei der Kassenpriifung

Bei Beginn der Kassenprifung hat der Kassenprifer den
Kassenistbestand zu ermitteln. Hierzu hat er

den Bestand an Zahlungsmitteln sich vom Sachbearbeiter fur den
baren Zahlungsverkehr im Beisein des Kassenleiters oder des
Sachgebietsleiters Zahlungsverkehr vorzahlen zu lassen und mit dem
Ergebnis des Schalterbuchs zu vergleichen,

die Betrage aus den angezahlten Belegen zusammenzustellen sowie

die Bestande aus den Kontogegenbuchern zu ermitteln und mit den
letzten Kontoausziigen unter Berlcksichtigung der darin noch nicht
nachgewiesenen Betrage abzustimmen (Nr. 15.5 zu § 71).

Der Kassenistbestand ist in einem Kassenbestandsnachweis dar-
zustellen.

AnschlieRend ist der Kassensollbestand zu ermitteln, in den
Kassenbestandsnachweis zZu ubernehmen und dem
Kassenistbestand gegenuberzustellen.

Der Kassenprufer hat den Kassenleiter, den Sachgebietsleiter
Zahlungsverkehr und den Sachbearbeiter fur den baren Zah-
lungsverkehr zu fragen, ob sie noch andere als im
Kassenbestandsnachweis ausgewiesene Zahlungsmittel der Kasse
besitzen. Er hat sich davon zu Uberzeugen, dal} im Kassenbehalter
keine Zahlungsmittel und sonstigen Gegenstande aufbewahrt
werden, die nicht zur Kasse gehdren. Nr.7.3 zu § 79 bleibt
unberuhrt.

Aullerdem ist festzustellen, ob

die im Wertesachbuch oder im Ein- und Auslieferungsbuch fir
Wertgegenstande sowie im Wertzeichenbuch nachgewiesenen
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5.6.2

5.6.3

5.6.4

5.6.5

5.6.6

5.7

5.8
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Wertgegenstande, Wertzeichen und geldwerten Drucksachen
vollstandig vorhanden sind sowie

die Vordrucke fur Schecks und Verstarkungsauftrage sowie die
Quittungsbldcke vollzahlig sind.

Es ist zu prufen, ob

die Summen der in den Zeit- und den Sachbuchern gebuchten
Betrage Ubereinstimmen,

die Buchungen ordnungsgemalf} ausgefuhrt und belegt sind,

die Bucher und Belege den Bestimmungen der Anlage zu § 71
(AufbeweBest) entsprechend aufbewahrt werden,

Verwahrungen und Vorschisse ordnungsgemaf abgewickelt worden
sind,

die Rechenergebnisse in Blchern, die in visuell lesbarer Form
gefuhrt werden, richtig sind, wenn nicht die Richtigkeit bereits durch
Abstimmsummen oder in anderer Weise gewahrleistet ist, und

die Buchungen in den Abrechnungsblichern der miteinander im
Abrechnungsverkehr stehenden Kassen Ubereinstimmen.

Bei Speicherbuchflihrung ist insbesondere die richtige und voll-
standige Ubernahme und Eingabe der Daten zu priifen. Es ist ferner
zu prufen, ob bei der Verarbeitung von Daten die jeweils geltenden
Verfahrensvorschriften und Dienstanweisungen eingehalten werden.
Aulerdem hat der Kassenprufer sich davon zu Uberzeugen, dal} die
Verwendung der freigegebenen und gultigen Programme und die
ordnungsgemalde Durchfihrung der vorgesehenen Arbeiten
bescheinigt worden sind.

Flr Zwecke der Kassenprufung sind die gespeicherten Daten auf
Verlangen des Kassenprufers visuell lesbar zu machen (Nr. 3.2 und
Nr. 3.3 der Anlage 3 zu § 79 - HKR-ADV-Best -).



§ 78

5.9

5.9.1

5.9.2

5.9.3

5.9.4

5.9.5

5.9.6

5.9.7

5.10

6.1

Sofern nicht im Rahmen der Speicherbuchfihrung automatisierte
Kontrollen oder Prufvorrichtungen vorgesehen sind, hat sich der
Kassenprifer aulerdem davon zu Uberzeugen, dal}

ruckstandige Forderungen rechtzeitig gemahnt und gegebenenfalls
die Malinahmen zur Einziehung fristgerecht getroffen worden sind,

Kosten, Zinsen und Saumniszuschlage als Nebenforderungen richtig
erhoben worden sind,

die eingegangenen und angenommenen Schecks nach den
Bestimmungen der Anlage 1 zu § 70 und die Wechsel nach Nr. 33 zu
§ 70 richtig behandelt worden sind,

die Annahmeanordnungen der Kasse vollzahlig zugegangen und von
ihr bestimmungsgemafl behandelt worden sind; hierzu kénnen die
Haushaltsiberwachungslisten oder entsprechende Anschreibungen
der Verwaltung herangezogen werden,

Auszahlungen fristgerecht und vollstandig geleistet worden sind,

der Kassenistbestand beim Tagesabschlul3 die zulassige Hohe nicht
uberschritten hat,

das nach Nr. 4.5 zu § 71 erforderliche Verzeichnis geflhrt wird und
die darin nachgewiesenen Blicher vorhanden sind.

Bei der Kassenprifung ist festzustellen, ob die in den Niederschriften
Uber vorangegangene Kassenpriufungen enthaltenen Beanstan-
dungen erledigt sind; gegebenenfalls sind die Hinderungsgrinde
festzustellen.

Feststellungen zur Kassensicherheit

Bei der Kassenprufung ist festzustellen, ob
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6.1.2

6.1.3

6.1.4

6.2

7.2

7.21

71.2.2

7.2.3
6/96

§ 78

der Grundsatz der Trennung von Anordnung und Ausfuhrung von
Kassenaufgaben beachtet worden ist (§ 77),

die Unterschriftsproben der Anordnungsbefugten vorliegen (Nr. 20.4
zu §70) und die Bestimmungen der Nr.12.3.2 zu § 79 beachtet

werden,

der Grundsatz der Trennung von Zahlungsverkehr und Buchflhrung
beachtet worden ist (Nr. 6.3 zu § 79) und

die VerschluReinrichtungen in der Kasse in Ordnung sind und die
Vorschriften Uber die SchlUsselfihrung eingehalten worden sind

(Nr. 62 zu § 70).

Aulerdem ist zu priafen, ob die Richtlinien zur Sicherung von
offentlichen Kassen und Geldtransporten eingehalten worden sind.

Niederschrift iiber die Kassenprifung

Uber die Kassenprifung ist eine Niederschrift zu fertigen, die
insbesondere enthalten mul}

die Bezeichnung der Kasse,

den Ort und den Zeitraum der Kassenprifung,

den Umfang und die wesentlichen Ergebnisse der Prifung sowie
die Unterschriften der Kassenprifer.

Der Niederschrift sind als Anlagen beizufligen

der Kassenbestandsnachweis,

die Niederschriften Uber die gegebenenfalls mit der Kassenprtfung
verbundenen Zahlstellenprifungen und

die einzelnen Beanstandungen.
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7.3

7.4

7.5

Geringfugige Mangel sind moglichst im Verlauf der Kassenprufung zu
beseitigen. Sie sollen nicht schriftlich beanstandet werden.

Die Niederschrift mit den Anlagen ist der Kasse und auszugsweise
den anderen betroffenen Dienststellen zur Stellungnahme zuzuleiten.

Die Niederschrift mit den Stellungnahmen ist Uber die Auf-
sichtsbehdérde dem Senator flr Finanzen sowie gegebenenfalls dem
Leiter der Dienststelle, der die Kasse angehort, vorzulegen.
Unabhangig davon sind ihnen Beanstandungen von grundsatzlicher
oder erheblicher Bedeutung unverziglich anzuzeigen.

Dritter Abschnitt: Zahlstellenprifung

8.1

8.2

8.3

8.4

8.5

Zweck der Zahlstellenprifung

Die Zahlstellenpriufung dient dem Zweck festzustellen, ob

der  Zahlstellenistbestand mit dem  Zahlstellensollbestand
Ubereinstimmt und gegebenenfalls die Wertgegenstande vollstandig

vorhanden sind,

die Einzahlungen und Auszahlungen ordnungsgemald abgewickelt
worden sind,

die vorgeschriebenen Bilcher und Verzeichnisse richtig geflhrt
worden sind,

die erforderlichen Belege vorhanden sind,

die Zahlstellenaufgaben ordnungsgemaf, wirtschaftlich und zweck-
malig erledigt werden sowie

die Sicherheit der Zahlstelle nach innen und auRen gewahrleistet ist.
Zustandigkeit fir die Zahlstellenpriifung

Der Zahlstellenaufsichtsbeamte (Nr. 4 der Anlage 2 zu § 79 -ZBest-)

fuhrt als Zahlstellenprufer die Zahlstellenprifung durch. Erfordert es
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der Umfang der Zahlstellengeschafte, so sind ihm die erforderlichen
Beamten oder Angestellten beizugeben, die nicht der Zahlstelle
angehoren durfen. Die Befugnis des Leiters der Dienststelle oder der
Aufsichtsbehorde, eine Prufung anzuordnen oder selbst
durchzufuhren, bleibt unberihrt.

Der Kassenprufer kann im Rahmen der Kassenprufung oder aus
anderem Anlal} die Zahlstelle prifen. Diese Prufung kann auf die
Anzahl der Zahlstellenprufungen nach den Nrn. 10.1, 14.1 und 15.1
angerechnet werden, sofern sie nach den Nrn. 8 bis 15 durchgeflhrt
worden sind.

Zeitpunkt und Umfang der Zahlstellenpriifung

Die Zahlstellen sind mindestens zweimal im Jahr zu prifen. Der
Zahlstellenprifer bestimmt den Zeitpunkt der Prufung, der der
Zahlstelle nicht bekanntzugeben ist und so gewahlt werden soll, dal
der Geschaftsbetrieb der Zahlstelle so wenig wie madglich
beeintrachtigt wird.

Eine Prufung ist unverziglich vorzunehmen, wenn dazu ein be-
sonderer Anlal gegeben ist.

Die Zahlstellenprifung erstreckt sich auf den Zeitraum seit der
vorangegangenen Prifung. Sie soll auf Stichproben beschrankt
werden. Der Zahlstellenprifer hat die Stichproben so auszuwahlen
und zu bemessen, dal} er sich ein Urteil GUber die ordnungsgemale
Erledigung der Zahlstellenaufgaben bilden kann. Belege, die bereits
mit der Kasse abgerechnet worden sind, sind nur dann in die
Zahlstellenprifung einzubeziehen, wenn dazu ein besonderer Anlal}
gegeben ist.

Verfahren bei der Zahistellenprifung

Bei Beginn der Zahlstellenprifung hat der Zahlstellenprifer den
Zahlstellenistbestand zu ermitteln. Hierzu hat der Zahl-
stellenverwalter inm den Bestand an Zahlungsmitteln vorzuzahlen
und die angezahlten Belege vorzulegen.



§ 78

11.4

10

Wird ein Konto bei einem Kreditinstitut gefuhrt, so ist der Bestand
aus dem Kontogegenbuch zu ermitteln und mit dem letzten
Kontoauszug unter Berlcksichtigung der darin noch nicht
nachgewiesenen Betrage abzustimmen.

Der Zahlstellenistbestand ist in der Prifungsniederschrift oder in
einer Anlage hierzu (Zahlstellenbestandsnachweis) darzustellen.

Anschlielend ist der Zahlstellensollbestand zu ermitteln, in die
Prifungsniederschrift oder in den Zahlstellenbestandsnachweis zu
ubernehmen und dem Zahlstellenistbestand gegentberzustellen.

Der Zahlstellenprifer hat den Zahlstellenverwalter zu fragen, ob er
noch andere als in der Prafungsniederschrift oder im
Zahlstellenbestandsnachweis ausgewiesene Zahlungsmittel der
Zahlstelle besitzt. Er hat sich davon zu Uberzeugen, dall im
Geldbehalter keine Zahlungsmittel und sonstigen Gegenstande
aufbewahrt werden, die nicht zur Zahlstelle gehoren.

Verwahrt die Zahlstelle Wertgegenstande, so ist zu prufen, ob die im
Wertesachbuch oder im Ein- und Auslieferungsbuch fur
Wertgegenstande sowie im Wertzeichenbuch nachgewiesenen Wert-
gegenstande, Wertzeichen und geldwerten Drucksachen vollstandig
vorhanden sind.

Es ist zu prufen, ob die Quittungsblécke und, sofern ein Konto bei
einem Kreditinstitut gefuhrt wird, die Vordrucke fur Schecks und

Verstarkungsauftrage vollzahlig sind.

AulRerdem ist zu prifen, ob
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11.8.3
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die Eintragungen in das Zahlistellenbuch und gegebenenfalls in die
Titelverzeichnisse ordnungsgemal vorgenommen worden sind,

die Eintragungen belegt sind, die Belege den Bestimmungen
entsprechen und sicher aufbewahrt werden sowie

die Rechenergebnisse richtig sind, wenn nicht die Richtigkeit bereits
durch Abstimmsummen oder in anderer Weise gewahrleistet ist.

Der Zahlstellenprifer hat die Richtigkeit des nach der letzten
Abrechnung verbliebenen Zahlstellensollbestandes sich von der

Kasse bestatigen zu lassen.

Der Zahlstellenprifer hat sich aulerdem davon zu Uberzeugen, dal}

11.10.1 die eingegangenen und angenommenen Schecks nach den

Bestimmungen der Anlage 1 zu § 70 richtig behandelt worden sind,

11.10.2 der Zahlungsverkehr ordnungsgemal abgewickelt worden ist,

11.10.3 der Zahistellenistbestand beim Tagesabschluld die zulassige Hohe

nicht Uberschritten hat und

11.10.4 die in der Niederschrift Gber die vorangegangene Zahlstellenprifung

12

12.1

12.1.1

12.1.2

enthaltenen Beanstandungen erledigt sind; gegebenenfalls sind die
Hinderungsgrinde festzustellen.

Feststellungen zur Sicherheit

Bei der Zahlstellenprifung ist festzustellen, ob

der Grundsatz der Trennung von Anordnung und Ausfuhrung von
Zahlstellengeschaften beachtet worden ist (§ 77) sowie

die VerschluBeinrichtungen in der Zahlistelle in Ordnung sind und die
Vorschriften Uber die SchlUsselfihrung eingehalten worden sind
(Nr. 8.6 der Anlage 2 zu § 79 - ZBest -).

11
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12.2  Aullerdem ist zu prifen, ob die Richtlinien zur Sicherung von
offentlichen Kassen und Geldtransporten eingehalten worden sind.

13. Niederschrift iiber die Zahlstellenpriifung

13.1 Uber die Zahlstellenpriifung ist eine Niederschrift zu fertigen, die
insbesondere enthalten mul}

13.1.1 die Bezeichnung der Zahlstelle,
13.1.2 den Ort und den Zeitraum der Zahlstellenprifung,

13.1.3 die Namen des Zahlstellenprifers und gegebenenfalls der
beigegebenen Beamten und Angestellten,

13.1.4 den Umfang und die wesentlichen Ergebnisse der Prifung sowie
13.1.5 die Unterschrift des Zahlstellenprufers.

13.2 Wird ein Zahlstellenbestandsnachweis aufgestellt, so ist er der
Niederschrift als Anlage beizufugen.

13.3  Geringfugige Mangel sind moglichst im Verlauf der Zahlstel-
lenprifung zu beseitigen. Sie sollen nicht schriftlich beanstandet
werden.

13.4  Die Niederschrift ist dem Leiter der Dienststelle, der die Zahlstelle
angehort, und auszugsweise den anderen betroffenen Dienststellen
zur Stellungnahme zuzuleiten. Beanstandungen von grundsatzlicher
oder erheblicher Bedeutung sind der Aufsichtsbehdrde unverzuglich
anzuzeigen.

14. Prufung der Handvorschiisse

14 .1 Handvorschiisse unter 200 Euro sind einmal im Zeitraum von zwei
Jahren, hohere Handvorschisse mindestens zweimal im Jahr vom
Leiter der Dienststelle oder einem Beauftragten unvermutet zu

prufen.
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14.2

14.2.1

14.2.2

14.2.3

14.2.4

14.3

14.4

14.5

15.

15.1

15.2
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§ 78

Bei der Prufung ist festzustellen, ob

der Handvorschul} in der bewilligten Hohe und die dartber hinaus
angenommenen Betrage (Nr.15.4 ZBest) in Geld oder Belegen
vorhanden sind,

die Belege Uber Zahlungen rechtzeitig der anordnenden Stelle
ubergeben worden sind (Nr. 15.9 ZBest),

nur Auszahlungen geleistet worden sind, die dem genehmigten
Verwendungszweck entsprechen, und

die Hohe des Handvorschusses angemessen ist.

Die Feststellung nach Nr. 14.2.1 st entbehrlich, wenn der
Handvorschuly jahrlich mindestens einmal im Zusammenhang mit
einer Abrechnung zurtickgezahlt wird.

Sofern die Einhaltung der in Nrn. 14.2.2 bis 14.2.4 genannten
Kriterien durch eine laufende zentrale Prifung Uberwacht wird,
erlbrigt sich insoweit eine weitergehende Prufung.

Uber die Priifung ist eine Niederschrift zu fertigen, in die auch die
Beanstandungen aufzunehmen sind. Die Niederschrift ist dem Leiter
der Dienststelle vorzulegen, wenn er die Prufung nicht selbst
vorgenommen hat. Wird eine Anschreibeliste (Nr.15.8 ZBest)
gefuhrt, so ist darin die Prafung unter Angabe des Datums kenntlich
zu machen. Im Falle von Nr.14.4 ist eine Niederschrift nur er-
forderlich, wenn sich Beanstandungen ergeben haben.

Priufung der Geldannahmestellen

Geldannahmestellen sind mindestens dreimal im Jahr vom Leiter der
Dienststelle oder einem Beauftragten unvermutet zu prifen.

Bei der Prufung ist festzustellen, ob
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15.2.1

15.2.2

15.2.3

15.3

Vierter
sind

16.

§ 78

der aus der Anschreibeliste (Nr.16.4 ZBest) sich ergebende
Bargeldbestand vorhanden ist,

die Annahme der Betrage im Rahmen der Ermachtigung liegt und

die angenommenen Betrage ordnungsgemald abgeliefert worden
sind (Nr. 16.5 ZBest).

Die Prifung ist in der Anschreibeliste unter Angabe des Datums
kenntlich zu machen. Hat die Prifung zu Beanstandungen gefuhrt,
so ist aulerdem eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist
dem Leiter der Dienststelle vorzulegen, wenn er die Prifung nicht
selbst vorgenommen hat.

Abschnitt: Prufung von Stellen, die fiir Buchungen zustandig

Verfahren bei der Priifung

Werden Sachbicher (Nr. 4.2 zu § 71) von einer anderen Stelle als
einer Kasse gefihrt, so ist diese Stelle unter sinngemaler
Anwendung der Bestimmungen fur Kassenpriafungen zu prifen. Die
Aufsichtsbehorde bestimmt den Prifungsbeamten.

Funfter Abschnitt: Prifung von Stellen, die fiir die Verwaltung von
Vorraten zustandig sind

17.

6/96

Verfahren bei der Priifung
Der zustandige Senator erlafl3t im Einvernehmen mit dem Senator fur

Finanzen die naheren Bestimmungen fur die Prifung der fur die
Verwaltung von Vorraten zustandigen Stellen.
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§79
Landeskassen, Verwaltungsvorschriften

(1) Die Aufgaben der Kassen bei der Annahme und der Leistung von
Zahlungen fir die Freie Hansestadt Bremen und fiir die juristischen
Personen des o6ffentlichen Rechts im Sinne des § 26 Abs. 3 Nr. 1 werden
fur alle Stellen innerhalb und auBerhalb der bremischen Verwaltung von
der Landeshauptkasse Bremen wahrgenommen, soweit nichts anderes
bestimmt ist.

(2) Zur Erfullung der Aufgaben nach Absatz 1 diirfen der Landes-
hauptkasse von der zustandigen Meldebehorde Familienname, friihere
Namen, Vornamen, Geschlecht, Tag der Geburt, Sterbetag und Anschrif-
ten nur von solchen Zahlungspflichtigen oder Zahlungsempfangern u-
bermittelt werden, deren vorgenannte Daten hierfiir nicht im erforderli-
chen Umfange bekannt sind. Diese Daten diirfen auch libermittelt wer-
den, wenn sich aus den Gesamtumstanden die hinreichende Vermutung
ergibt, daB sich Familienname, Vornamen oder Anschriften geandert
haben oder unrichtig sind. Die tibermittelten Daten durfen nur fir die in
den Satzen 2 und 3 genannten Zwecke verwendet werden. Die Uber-
mittlung dieser Daten kann im automatisierten Abrufverfahren erfolgen.
Der Abruf im automatisierten Verfahren ist nur zulassig, wenn durch or-
ganisatorische und technische MaBnahmen sichergestellt wird, daR nur
berechtigte Bedienstete diese Daten abrufen konnen.

(3) Der Senator fiir Finanzen regelt das Nahere
1.  Uber die Einrichtung, den Zustéindigkeitsbereich und das Verwal-
tungsverfahren der fiir Zahlungen und Buchungen zustandigen

Stellen,

2. Uber die Einrichtung der Biicher und Belege im Einvernehmen mit
dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen.

6/96
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(4) Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen Vereinfachungen fiir die Buch-
fuhrung und die Belegung der Buchungen anordnen.

Zu § 79:

INHALT

Erster Abschnitt: Gliederung der Kassen, Aufgaben der Kassen und
Zahistellen

Nr.

1

Nr. 2

Nr.
Nr.
Nr.

o b~ W

Gliederung der Kassen

Zustandigkeit der Landeskassen

Aufgaben der Landeskasse

Aufgaben der Landeshauptkasse

Errichtung von Zahlstellen, Zahlstellenbestimmungen

Zweiter Abschnitt: Einrichtung und Geschaftsgang der Kasse

Nr.
Nr.

Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.

6
7

8
9
10
11
12
13
14
15
16
17

Einrichtung der Landeskasse

Allgemeine Obliegenheiten der Beamten und Angestellten
der Landeskasse

Besondere Obliegenheiten des Kassenleiters
Kassenubergabe

Besondere Obliegenheiten des Sachgebietsleiters
Sachgebiet Zahlungsverkehr

Sachgebiet Buchflihrung

Sachgebiet Allgemeine Verwaltung

Sachgebiet Automatisierte Datenverarbeitung
Sachgebiet Vollstreckung

Geschaftsgang in der Landeskasse

Einrichtung und Geschaftsgang der Landeshauptkasse

Dritter Abschnitt: Aufsicht Giber die Kasse
Nr. 18 Kassenaufsicht
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Vierter Abschnitt: Bestimmungen fiir automatisierte Verfahren und fiir

die Ubertragung von Informationen des Haushalts-, Kassen- und Rech-

nungswesens

Nr. 19 Bestimmungen fir automatisierte Verfahren

Nr. 20 Bestimmungen fiir die Ubertragung von Informationen des Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungswesens

Anlagen
Anlage 1
(zu Nr. 3.7 zu § 79) Besondere Bestimmungen Uber die Behandlung von

Einzahlungen und Auszahlungen fur die Justizbehérden

Anlage 2
(zu Nr. 5.2 zu § 79) Zahlstellenbestimmungen (ZBest)

Anlage 3
(zu Nr. 19 zu § 79) Bestimmungen Uber die Verwendung automatischer

Datenverarbeitungsanlagen im Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesen (HKR-ADV-Best)

Erster Abschnitt: Gliederung der Kassen, Aufgaben der Kassen und
Zahistellen

1. Gliederung der Kassen

1.1 Bis zur Zusammenfassung aller Kassenaufgaben bei der Landes-
hauptkasse (§ 79 Abs. 1) gliedern sich die Kassen des Landes in

1.1.1 die Landeskassen und

1.1.2 die Landeshauptkasse.
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1.2

1.3

1.4

2.1

2.2

3.1

3.2

Landeskassen sind die Finanzkassen; sie sind Teile von Fi-
nanzamtern, soweit der Senator flr Finanzen nichts anderes be-
stimmt.

Die Landeshauptkasse ist eine dem Senator fur Finanzen nach-
geordnete Landesbehérde. Unbeschadet ihrer Aufgaben nach den
Nrn. 4.1 bis 4.5 ist sie Landeskasse im Sinne der Verwal-
tungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung fir alle Kassen-
aufgaben der Freien Hansestadt Bremen, die nicht von den Fi-
nanzkassen oder nach besonderer Bestimmung des Senators fur Fi-
nanzen von anderen Stellen wahrzunehmen sind.

Die Landeshauptkasse ist den Landeskassen fur Zwecke der Geld-
versorgung und der Abrechnung Ubergeordnet.

Zustandigkeit der Landeskassen

Die Landeskassen nehmen die Kassenaufgaben fur alle Dienst-
stellen der Freien Hansestadt Bremen nach der vom Senator fur Fi-
nanzen bestimmten ortlichen und sachlichen Zustandigkeit wahr.

Nimmt eine Landeskasse Kassenaufgaben flr mehrere Dienststellen
der Freien Hansestadt Bremen wabhr, so ist sie Einheitskasse.

Aufgaben der Landeskasse

Die Landeskasse hat die Zahlungen rechtzeitig und vollstandig zu er-
heben und zu leisten sowie die Wertgegenstande anzunehmen, zu
verwalten und auszuliefern.

Die Landeskasse hat die kassenmaligen Vorgange einschlielich
der nach Nr. 4.8 zu § 70 erzeugten Datensatze vollstandig, richtig,
zeitgerecht und geordnet aufzuzeichnen; der Senator flr Finanzen
kann diese Aufgabe ganz oder teilweise anderen Stellen Ubertragen.
Die Aufzeichnungen mussen prufbar sein.
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3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

3.8

3.9

4.1

6/96

§ 79

Die Landeskasse hat Uber die Einnahmen und Ausgaben Rechnung
zu legen.

Die Landeskasse hat die Einziehung der Einnahmen zu veranlassen,
soweit nichts anderes bestimmt ist.

Die Landeskasse hat die entbehrlichen Zahlungsmittel und Guthaben
an die Landeshauptkasse abzuliefern. Sie hat Uber die Verwendung
der Einnahmen und der Kassenbestandsverstarkungen mit der Lan-
deshauptkasse abzurechnen.

Die Landeskasse hat die Zahlstellen, die mit ihr abrechnen, mit Zahl-
stellenbestandsverstarkungen zu versorgen und die abgerechneten
Betrage zu buchen.

Die Landeskasse hat die Kassenaufgaben fur die Hinterlegungs-
stellen der Gerichte und die Aufgaben der Vollstreckungsbehdrde
wahrzunehmen, soweit ihr diese Aufgaben Ubertragen worden sind.
Bei der Ausfuhrung der Kassenaufgaben fur die Justizbehérden sind
auch die Bestimmungen der Anlage 1 zu beachten.

Weitere Aufgaben durfen der Landeskasse nur im Einvernehmen mit
dem Senator flr Finanzen Gbertragen werden.

Der Senator fur Finanzen bestimmt, ob und in welchem Umfang die
Landeskasse insbesondere bei Verfahren mit ADV-Anlagen andere
Stellen in Anspruch nehmen darf.

Aufgaben der Landeshauptkasse

Die Landeshauptkasse hat die bei den Kreditinstituten geflhrten
zentralen Konten der Freien Hansestadt Bremen zu verwalten. Sie
hat die Landeskassen mit Kassenbestandsverstarkungen zu versor-
gen.



§ 79

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

5.1

5.2

Die Landeshauptkasse hat die Abrechnungsergebnisse der Lan-
deskassen in ihre Bucher zu Ubernehmen und zum Ergebnis fur die
Freie Hansestadt Bremen zusammenzufassen.

Die Landeshauptkasse kann den Landeskassen Weisungen flur die
Geldversorgung und die Abrechnung erteilen.

Die Landeshauptkasse hat nach Weisung des Senators fur Finanzen
die fur Berichtsdienste erforderlichen Ergebnisse zu liefern, soweit
sie sich aus ihrer Buchflhrung ergeben.

Die Landeshauptkasse hat Rechnung zu legen.

Die Landeshauptkasse ist Landeskasse fur die juristischen Personen
des offentlichen Rechts im Sinne von § 26 Abs. 3 Nr. 1, soweit der
Senator fir Finanzen diese Aufgaben nicht anderen Stellen Uber-
tragen hat.

Der Senator fur Finanzen kann der Landeshauptkasse Aufgaben an-
derer Landeskassen und weitere Aufgaben Ubertragen.

Der Senator fur Finanzen bestimmt, ob und in welchem Umfang die
Landeshauptkasse insbesondere bei Verfahren mit ADV-Anlagen
andere Stellen in Anspruch nehmen darf.

Errichtung von Zahlstellen, Zahlstellenbestimmungen

Sind Zahlungen in Ausnahmefallen bar zu bewirken und ist die An-
nahme oder Leistung dieser Zahlungen durch eine Landeskasse
nicht zweckmalig, so kdénnen hierfir mit Einwilligung des Senators
fur Finanzen Zahlstellen bei Dienststellen der Freien Hansestadt
Bremen errichtet werden. Dies gilt insbesondere fir kleine Betrage,
deren unbare Zahlung nach der Verkehrssitte nicht Gblich ist.

Die Einrichtung, die Aufgaben und das Verwaltungsverfahren der
Zahlstellen richten sich nach den Zahlstellenbestimmungen (Anla-
ge 2).
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Zweiter Abschnitt: Einrichtung und Geschaftsgang der Kasse

6.1

6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

6/96

Einrichtung der Landeskasse

Die Landeskasse ist von einem Kassenleiter zu leiten. Diesem sind
Sachgebietsleiter, Sachbearbeiter und Mitarbeiter beizugeben, bei
deren Auswahl er zu horen ist. Es ist ein standiger Vertreter des Kas-
senleiters zu bestellen, der Sachgebietsleiter der Kasse sein soll. Der
Kassenleiter und sein standiger Vertreter werden vom Senator fir Fi-
nanzen bestellt.

Der Kassenleiter und die Sachgebietsleiter missen Beamte sein, die
mindestens dem gehobenen Dienst angehdren. Der Senator fur Fi-
nanzen kann Ausnahmen zulassen.

In der Landeskasse sind getrennte Sachgebiete fir den Zah-
lungsverkehr und die Buchfuhrung einzurichten. Die Beamten und
Angestellten eines dieser Sachgebiete durfen nicht auch in dem an-
deren Sachgebiet tatig sein. Soweit der Umfang der Kassenaufgaben
es erfordert, kdnnen insbesondere flr die allgemeine Verwaltung und
fur die automatische Datenverarbeitung weitere Sachgebiete einge-
richtet werden. Ist die Landeskasse Vollstreckungsbehorde, so ist
aulRerdem ein Sachgebiet Vollstreckung einzurichten (Nr. 15).

Bewirtschaftet die Landeskasse Einnahmen und Ausgaben, so ist ein
Sachgebiet Allgemeine Verwaltung einzurichten, dem die Bewirt-
schaftung obliegt.

Uber die Aufgabenverteilung in der Landeskasse ist ein Ge-
schaftsverteilungsplan aufzustellen, in dem auch die Vertretungen zu
regeln sind. Er bedarf der Genehmigung des Senators fur Finanzen.

Die Bestimmungen uber die Einrichtung und den Geschaftsgang der
Finanzamter, bei denen Finanzkassen bestehen, die nur Kassenauf-
gaben fur das eigene Amt erledigen, bleiben unberlhrt, soweit sie die
Stellung der Kasse im Finanzamt regeln.



§ 79

7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

Allgemeine Obliegenheiten der Beamten und Angestellten der
Landeskasse

Die Beamten und Angestellten der Landeskasse haben sorgfaltig auf
die Sicherheit der Kasseneinrichtungen und die Einhaltung der Ver-
fahrensvorschriften in der Landeskasse zu achten. Die Sachgebiets-
leiter, Sachbearbeiter und Mitarbeiter haben Mangel oder Unregel-
maligkeiten dem Kassenleiter zu melden, auch wenn diese aul3er-
halb ihres Arbeitsgebietes liegen.

Sachgebietsleiter, Sachbearbeiter und Mitarbeiter haben auf Wei-
sung des Kassenleiters auch Kassenaufgaben aullerhalb ihres Ar-
beitsgebietes zu erledigen. Nummer 6.3 Satz 2 ist zu beachten.

Die Beamten und Angestellten der Landeskasse durfen Zahlungs-
mittel und sonstige Gegenstande, die nicht zur Landeskasse geho-
ren, nur aus dienstlichen Griinden und mit schrifticher Genehmigung
des Leiters der Dienststelle, der die Kasse angehort, im Kassenbe-
halter aufbewahren. Ist die Landeskasse als Landesbehdrde errichtet
worden, so bedarf es der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde.

Den Beamten und Angestellten der Landeskasse ist es untersagt, bei
ihrer Landeskasse fur andere Personen Zahlungsmittel in Empfang
zu nehmen oder einzuzahlen.

Sachgebietsleiter, Sachbearbeiter und Mitarbeiter dirfen Kas-
senunterlagen nur mit Einwilligung des Kassenleiters aus den Rau-
men der Kasse entfernen.

Kassenunterlagen sind den Beauftragten der Rechnungsprifungs-
behorden, dem Kassenaufsichtsbeamten und den Kassenprifern auf
Verlangen vorzulegen oder gegen Empfangsbestatigung aus-
zuhandigen oder zu tUbersenden. Anderen Beamten und Angestellten
ist die Einsicht in Kassenunterlagen nur zu gestatten, wenn sie eine
dienstliche Veranlassung nachweisen.
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8.1

8.2

8.3

8.4

9.1

9.2
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Beamte und Angestellte der Landeskasse durfen Lebens- und ahnli-
che Bescheinigungen nicht ausstellen.

Besondere Obliegenheiten des Kassenleiters

Der Kassenleiter ist fur die sichere, ordnungsgemafe und wirtschaft-
liche Erledigung der Kassenaufgaben verantwortlich. Mangel in der
Sicherheit der Kasseneinrichtungen und im Verwaltungsverfahren
der Landeskasse, die er nicht selbst beheben kann, sowie Unregel-
maligkeiten hat er unverziglich dem Kassenaufsichtsbeamten und
auRerdem dem Leiter der Dienststelle, der die Kasse angehdrt, mit-
zuteilen. Ist die Landeskasse als Landesbehdrde errichtet worden, so
ist neben dem Kassenaufsichtsbeamten die Aufsichtsbehdrde zu
unterrichten.

Der Kassenleiter ist Vorgesetzter der ihm beigegebenen Sach-
gebietsleiter, Sachbearbeiter und Mitarbeiter.

Der Kassenleiter hat beim Wechsel eines Sachgebietsleiters die U-
bergabe der Geschafte an den Nachfolger zu Gberwachen.

Der Kassenleiter hat der zustandigen Niederlassung bzw. Filiale der
Deutschen Post AG die Namen der Postempfangsbevollmachtigten
und deren Unterschriftsproben sowie Anderungen in der Be-
vollmachtigung mitzuteilen.

Kasseniibergabe

Beim Wechsel des Kassenleiters hat der bisherige Kassenleiter sei-
nem Nachfolger die Geschafte zu Ubergeben (Kassenubergabe). Der
Kassenaufsichtsbeamte soll die Kassenlbergabe leiten.

Uber die Kasseniibergabe ist eine Niederschrift zu fertigen, die von
den Beteiligten zu unterschreiben und dem Leiter der Dienststelle,
der die Kasse angehort, vorzulegen ist. Ist die Landeskasse als Lan-
desbehorde errichtet worden, so ist die Niederschrift der Aufsichts-
behdrde vorzulegen.
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9.3

9.3.1

9.3.2

9.3.3

934

10.

10.1

10.2

11.

11.1.1

11.1.2

11.1.3

10

Die Niederschrift mufd insbesondere enthalten
den Kassensollbestand,
den Kassenistbestand,

die Bestatigung, dal} die Wertgegenstande vollstandig vorhanden
sind, und

die Bezeichnung der zur Sicherung der Raume und technischen Ein-
richtungen dienenden Schlltssel u.dergl.

Besondere Obliegenheiten des Sachgebietsleiters

Der Sachgebietsleiter ist fur die ordnungsgemale Erledigung der
Aufgaben in dem ihm Ubertragenen Sachgebiet verantwortlich. Er ist
gegenuber den Sachbearbeitern und Mitarbeitern seines Sachge-
biets weisungsbefugt und hat ihre Tatigkeit zu Gberwachen.

Der Sachgebietsleiter hat beim Wechsel eines Sachbearbeiters sei-
nes Sachgebiets die Ubergabe der Geschafte an den Nachfolger zu
uberwachen.

Sachgebiet Zahlungsverkehr

Das Sachgebiet Zahlungsverkehr ist zustandig fur

den unbaren und den baren Zahlungsverkehr sowie die Geldver-
waltung,

die Annahme, Verwaltung und Auslieferung von Wertgegenstanden
sowie

die Verwaltung der Vordrucke fiir Quittungen, Schecks, Uberwei-
sungs- und Verstarkungsauftrage.
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11.3.1

11.3.2

11.3.3

11.3.4

11.3.5

11.4

11.4.1

11.4.2

11.4.3

11.4.4

11.4.5
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Soweit der Umfang des Zahlungsverkehrs es erfordert, sind jeweils
gesondert flr den unbaren Zahlungsverkehr und den baren Zah-
lungsverkehr ein oder mehrere Sachbearbeiter zu bestimmen.

Der Sachbearbeiter fir den unbaren Zahlungsverkehr hat insbe-
sondere

im Kontogegenbuch den Bestand und die Veranderungen auf den
Konten der Landeskasse bei den Kreditinstituten nachzuweisen,

die Gutschriftstrager Uber unbare Einzahlungen zu bearbeiten und
die unbaren Auszahlungen bei den Kreditinstituten zu veranlassen,

die Gutschrift der als Einzahlung angenommenen Schecks unverzig-
lich zu veranlassen,

die Bescheinigungen Uber unbare Auszahlungen zu erteilen und

die Vordrucke fir Quittungen, Schecks, Uberweisungs- und Ver-
starkungsauftrage zu verwalten und sicher aufzubewahren.

Der Sachbearbeiter fur den baren Zahlungsverkehr hat insbesondere

die baren Einzahlungen anzunehmen und die baren Auszahlungen
zu leisten,

die Wertgegenstande anzunehmen, zu verwalten und auszuliefern,
die Zahlungsmittel und die Wertgegenstande sicher zu verwahren,

das entbehrliche Bargeld rechtzeitig den Konten der Landeskasse
bei den Kreditinstituten zuzufuhren und

die von ihm als Einzahlung angenommenen Schecks dem Sachbear-
beiter fir den unbaren Zahlungsverkehr zuzuleiten.
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12

12.1

12.1.1

12.1.2

12.1.3

12.1.4

12.1.5

12.1.6

12.1.7

12.1.8

12.2

12.2.1

12.2.2

12

Sachgebiet Buchfiihrung

Das Sachgebiet Buchflihrung ist zustandig fur

die Prafung von Kassenanordnungen auf ihre formliche Richtigkeit,

die rechtzeitige und vollstandige Erhebung von Einzahlungen,

die rechtzeitige Weitergabe der Unterlagen flr Auszahlungen an das
Sachgebiet Zahlungsverkehr,

die unverzugliche Abwicklung von Verwahrungen und Vorschussen,

die Abrechnung von Abschlagsauszahlungen, soweit nichts anderes
bestimmt ist,

die Buchungen und die Abschlusse, soweit diese Aufgaben nicht an-
deren Stellen Ubertragen worden sind,

die Rechnungslegung und

die Stundung von Ansprichen, wenn und soweit der Landeskasse
diese Aufgabe Ubertragen und eine Ruckstandsanzeige oder ein Ein-
ziehungsersuchen (Nr. 12.5) noch nicht erteilt worden ist.

Im Sachgebiet Buchfuhrung sind

die Belege zu den Buchungen zu sammeln, soweit nicht der Senator
fur Finanzen Ausnahmen zugelassen hat,

die Abrechnungen der Zahlstellen zu prifen und die abgerechneten
Betrage zu buchen; dabei koénnen die Ergebnisse der Ti-
telverzeichnisse, in denen nur Zahlungen fur eine Buchungsstelle
aufgefuhrt sind, in Gesamtbetragen in die Blcher Gbernommen wer-
den, und
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12.2.3 die Unterlagen flr die Abrechnung mit der Landeshauptkasse zu fer-

12.3

12.4

12.5

6/96

tigen.

Der Sachbearbeiter hat die ihm schriftlich vorliegenden Kassenan-
ordnungen und Unterlagen zu allgemeinen Zahlungsanordnungen
vor ihrer Ausflhrung daraufhin zu prifen, ob sie in der Form den Be-
stimmungen der Nr. 1 bis Nr. 27 zu § 70 entsprechen und die Unter-
schrift des Anordnungsbefugten mit der bei der Landeskasse vorlie-
genden Unterschriftsprobe Ubereinstimmt.

Kassenanordnungen oder Unterlagen zu allgemeinen Zahlungsan-
ordnungen, die zu beanstanden sind oder sonst zu Bedenken Anlal}
geben, sind unter Angabe der Grinde unerledigt an die anordnende
Stelle zurickzugeben. Erhalt die Landeskasse eine solche Kassen-
anordnung oder Unterlage mit der schriftichen Weisung eines An-
ordnungsbefugten zurick, sie trotzdem auszufihren, so ist diese
Weisung zu befolgen. Die Mitteilung der Landeskasse und die Wei-
sung des Anordnungsbefugten sind der Kassenanordnung oder Un-
terlage beizufigen.

Die Schuldner rlckstandiger Forderungen sind unter Angabe einer
Zahlungsfrist zu mahnen, soweit nicht von einer Mahnung abzusehen
ist (Nr. 41.3 zu § 70). Bedarf es keiner Mahnung oder ist sie erfolglos
geblieben, so sind die Ruckstande unverzuglich schriftlich der anord-
nenden Stelle anzuzeigen (Ruckstandsanzeige). Ist die Forderung im
Verwaltungswege vollstreckbar, so ist der Ruckstand der zustandigen
Vollstreckungsbehorde oder, wenn die Landeskasse Vollstreckungs-
behdrde ist, dem Sachgebiet Vollstreckung anzuzeigen (Einzie-
hungsersuchen), sofern die anordnende Stelle eine anderweitige Re-
gelung nicht getroffen hat. Spater eingehende Zahlungen sind unver-
zuglich derselben Stelle anzuzeigen, sofern sie nicht im Vollstrec-
kungswege beim Schuldner unmittelbar erhoben worden sind. Die
Bestimmungen Uber die Behandlung von Kleinbetragen sind zu be-
achten.
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13.

13.1

13.2

13.3

14.

15.

15.1

15.2

15.2.1

15.2.2

15.2.3

14

Sachgebiet Allgemeine Verwaltung

Das Sachgebiet Allgemeine Verwaltung ist flr die Bearbeitung orga-
nisatorischer und personeller Angelegenheiten innerhalb der Lan-
deskasse zustandig.

Zum Sachgebiet Allgemeine Verwaltung gehoéren insbesondere die
Registratur, die Poststelle sowie die Gerate-, Material- und Vordruck-
verwaltung, soweit nichts anderes bestimmt ist.

Ist die Landeskasse als Landesbehorde errichtet worden und bewirt-
schaftet sie Einnahmen und Ausgaben, so soll der Sachgebietsleiter
Allgemeine Verwaltung zum Beauftragten fur den Haushalt bestellt
werden.

Sachgebiet Automatisierte Datenverarbeitung

Das Sachgebiet Automatisierte Datenverarbeitung ist fur die Erledi-
gung der Aufgaben zustandig, die sich in der Landeskasse aus der
Verwendung von ADV-Anlagen fur Kassenaufgaben ergeben. Das
Nahere bestimmt der Senator fur Finanzen.

Sachgebiet Vollstreckung

Das Sachgebiet Vollstreckung ist fur die Einziehung rickstandiger
Forderungen im Verwaltungswege zustandig.

Soweit der Landeskasse die nachstehenden Aufgaben (ibertragen worden
sind und Ruckstandsanzeigen oder Einziehungsersuchen vorliegen,
ist das Sachgebiet Vollstreckung aulderdem zustandig fur

die Stundung von Ansprichen,

die befristete und unbefristete Niederschlagung von Ansprichen,

die Entscheidung nach den Bestimmungen Uber die Behandlung von
Kleinbetragen und
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15.2.4

15.3

15.3.1

15.3.2

15.3.3

15.3.4

15.4

15.4.1

15.4.2

15.4.3

15.5
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das Mahnverfahren nach den Vorschriften der ZPO.

Im Sachgebiet Vollstreckung sind

die Ruckstandsanzeigen und Einziehungsersuchen des Sachgebiets
Buchfuhrung, die Amtshilfeersuchen anderer Stellen, die Mitteilungen
Uber Zahlungseingange und die sonstigen Einziehungsvorgange zu
bearbeiten,

den fur die Durchfihrung der Vollstreckung in bewegliche kdrperliche
Sachen zustandigen Stellen (andere Vollstreckungsbehoérden, Ge-
richtsvollzieher) die Einziehungsersuchen, Vollstreckungsauftrage
und die sonstigen Auftrage zuzuteilen,

die ordnungsgemale Erledigung der nach Nr. 15.3.2 zugeteilten Er-
suchen und Auftrage zu Uberwachen und

die Buchungsunterlagen dem Sachgebiet Buchflihrung zuzuleiten.

Ist die Landeskasse zugleich Vollstreckungsbehdrde, so kann das
Sachgebiet Vollstreckung rechtsgeschaftliche Sicherungen fur die
von ihr einzuziehenden Forderungen vereinbaren. Zur Verfugung u-
ber eine erlangte Sicherheit ist das Sachgebiet Vollstreckung nur
befugt, soweit

dies im Rahmen der Aufgaben der Vollstreckungsbehdrde liegt (z.B.
bei Aufhebung von VollstrekkungsmalRnahmen),

es zur Befriedigung aus der Sicherheit erforderlich ist (z.B. zur Kin-
digung und zur Pfandverwertung) und

die Verflgung der Erfullung rechtlich begrindeter Anspriche dient
(z.B. die Léschungsbewilligung nach Zahlung der Schuld).

Bei der Einziehung von Forderungen ist die Landeskasse, soweit
nichts anderes bestimmt ist, auch zur Annahme an Erfullungs Statt
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§ 79

16.

16.1

16.2

16.3

16.4

16.5

16.6

16

oder erfullungshalber (§ 364 BGB) und zur Genehmigung einer
Schuldibernahme (§§ 414ff. BGB) ermachtigt.

Geschaftsgang in der Landeskasse

Die an die Landeskasse gerichteten Sendungen sind ihr unmittelbar
und ungedffnet zuzuleiten. Gehen Sendungen fir die Landeskasse
bei einer anderen Stelle ein, so sind sie sofort an die Landeskasse
weiterzuleiten.

Die eingehenden Sendungen sind mit dem Eingangsvermerk zu ver-
sehen. Sie sollen am Eingangstage erledigt werden, sofern die Erle-
digung nicht fur einen spateren Zeitpunkt vorgeschrieben ist oder
zwingende Grunde der sofortigen Erledigung entgegenstehen.

Die Landeskassen treten miteinander und mit anderen &ffentlichen
Kassen unmittelbar in Verbindung, soweit es sich um die Erledigung
von Kassenaufgaben handelt.

Schreiben der Landeskasse sollen die Bezeichnung und die Anschrift
der Landeskasse, den Fernsprechanschluf3, die Konten bei Kreditin-
stituten, die Publikumsstunden und gegebenenfalls die Schalter-
stunden sowie das Kassenzeichen enthalten.

Schreiben der Landeskasse sind vom Kassenleiter zu unterzeichnen.
Er kann seine Unterschriftsbefugnis, soweit nichts anderes bestimmt
ist, auf die Sachgebietsleiter und gegebenenfalls auf Sachbearbeiter
ubertragen.

Die Publikumsstunden und gegebenenfalls die Schalterstunden der
Landeskasse werden vom Senator fur Finanzen bestimmt; sie sind
durch Aushang an geeigneten Stellen des Dienstgebaudes bekannt-
zugeben. Der Kassenleiter kann zulassen, dal} in Einzelfallen Ein-
und Auszahlungen ausnahmsweise auch auflerhalb der Schalter-
stunden angenommen oder geleistet werden.
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17.

§ 79

Einrichtung und Geschaftsgang der Landeshauptkasse

Fir die Einrichtung und den Geschaftsgang der Landeshauptkasse
gelten die Nrn. 6 bis 16 entsprechend, soweit der Senator fur Finan-
zen nichts anderes bestimmt hat.

Dritter Abschnitt: Aufsicht Giber die Kasse

18.

Kassenaufsicht

Die Geschaftsfuhrung der Kasse ist zu beaufsichtigen (Kassenauf-
sicht). Der Kassenaufsicht obliegen die unvermuteten Kassenprifun-
gen nach Nr. 1.1 zu § 78 sowie weitere bei Bedarf durch den Senator
fur Finanzen zu bestimmende Aufgaben.

Vierter Abschnitt: Bestimmungen fiir automatisierte Verfahren und fiir
die Ubertragung von Informationen des Haushalts-, Kassen und Rech-
nungswesens

19.

20.

6/96

Bestimmungen fur automatisierte Verfahren

Fir die Verwendung von ADV-Anlagen im Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesen gelten die Bestimmungen der Anlage 3.

Bestimmungen fiir die Ubertragung von Informationen des
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens

Fir die Ubertragung von Informationen des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens auf andere Speichermedien gelten die Nrn. 7 bis
13 der Anlage zu § 71 (AufbewBest).

17
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Anlage 1

zu Nr. 3.7 zu § 79)

Besondere Bestimmungen uber die Behandlung
von Einzahlungen und Auszahlungen
fir die Justizbehorden

INHALT

Erster Abschnitt: Erhebung von Kosten, Geldstrafen und ahnlichen Be-
tragen
Nr. 1 Sollstellung
Nr. 2 Einforderung der zum Soll gestellten Betrage
Nr. 3 Stundung von Kostenforderungen
Nr. 4 Ruckzahlung und Weiterleitung von Kosten, Geldstrafen
und ahnlichen Betragen

Zweiter Abschnitt: Beitreibung von Kostenforderungen

Nr. 5 Allgemeines

Nr. 6 Besonderheiten der Zwangsvollstreckung

Nr. 7 Amtshilfe bei der Beitreibung von Kostenforderungen

Nr. 8 Einstellung, Beschrankung und Aufhebung von Vollstreckungs-
maflnahmen

Dritter Abschnitt: Beitreibung von Geldstrafen und anderen Anspriichen
Nr. 9 Beitreibung von Geldstrafen und ahnlichen Betragen
Nr. 10 Beitreibung von anderen Ansprtichen

Vierter Abschnitt: Ausfuhrung der Zwangsvolistreckung durch

Vollstreckungsbeamte

Nr. 11 Ausfuhrung der Auftrage durch Vollziehungsbeamte anderer
Vollstreckungsbehdrden der Freien Hansestadt Bremen

Nr. 12 Ablieferung und Abrechnung der von Vollziehungsbeamten
eingezogenen Betrage

Nr. 13 Ruckgabe der nicht durch Zahlung erledigten Vollstreckungsauf-
trage und der sonstigen Auftrage
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Nr. 14 Vollstreckung durch Gerichtsvollzieher
Nr. 15 Besondere Verfahrensbestimmungen

Funfter Abschnitt: Niederschlagung von Kostenforderungen durch die
Landeskasse

Nr. 16 Zustandigkeit der Landeskasse

Nr. 17 Verfahren bei der Niederschlagung

Sechster Abschnitt: Gelder der Gefangenen
Nr. 18 Begriff
Nr. 19 Behandlung der Gelder der Gefangenen

Siebenter Abschnitt: Gerichtskostenmarken, Gerichtskostenstempler
Nr. 20 Verwendung von Gerichtskostenmarken

Nr. 21 Verkauf von Gerichtskostenmarken

Nr. 22 Beschaffung und Auslieferung von Gerichtskostenmarken

Nr. 23 Umtausch und Werterstattung von Gerichtskostenmarken

Nr. 24 Geschaftsfihrung der Kostenmarkenverkaufstelle

Nr. 25 Einbeziehung der Gerichtskostenmarken in die Geldverwaltung

Nr. 26 Verwendung von Gerichtskostenstemplern
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Erster Abschnitt: Erhebung von Kosten, Geldstrafen und ahnlichen

Betragen
1. Sollstellung
1.1 Die Landeskasse hat Kostenforderungen, die ihr nach §4 Abs. 2

1.2

1.3

2.1

2.2

Kostenverfugung (KostVfg) zur selbstandigen Einziehung Uberwiesen
worden sind, nach den ihr von der Geschaftsstelle zugeleiteten
Kostenrechnungen (§ 30 KostVfg) zum Soll zu stellen (Nrn. 8.4 und 8.8
zu § 71). Die Sollstellung ist der Geschaftsstelle zu bestatigen.

Ist die Zahlungsunfahigkeit des Kostenschuldners bekannt, so kann die
Landeskasse von der Sollstellung absehen und die Kostenrechnung mit
entsprechender Begrindung an die Geschaftsstelle zurlickgeben.

Betrage, die nach § 31 KostVfg mit Kostennachricht oder nach § 4
Einforderungs- und Beitreibungsanordnung (EBAO) mit Kostenrechnung
eingefordert werden, sind nicht zum Soll zu stellen. Uber die Einzahlung
dieser Betrage sind unverziglich Zahlungsanzeigen zu den einzelnen
Sachakten der Justizbehdrden zu erstatten.

Einforderung der zum Soll gestellten Betrage

Die Landeskasse hat dem Zahlungspflichtigen die mit dem Abdruck des
Dienststempels versehene Reinschrift der Kostenrechnung unter Angabe
des Kassenzeichens zu Ubersenden.

Der Falligkeitstag richtet sich nach dem Tag der Absendung der
Kostenrechnung und nach der Zah-



2.3

3.1

3.2
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lungsfrist. Die Zahlungsfrist betragt regelmallig zwei Wochen, bei
Zahlungsaufforderungen in das Ausland einen Monat. Sie kann in
begrindeten Fallen bis auf drei Tage herabgesetzt werden. Ist es zur
Sicherung des Kostenanspruchs erforderlich, so kann gleichzeitig mit der
Ubermittlung der Kostenrechnung ausnahmsweise die Vollstreckung
beginnen.

Halt es die Landeskasse fur erforderlich, andere Zahlungspflichtige (z.B.
Gesamtschuldner, Vermdgensubernehmer) oder Gesamtschuldner mit
geanderten Teilbetrdgen heranzuziehen, so hat sie die Anderung oder
Erganzung der Kostenrechnung durch den Kostenbeamten zu
veranlassen.

Stundung von Kostenforderungen

Ist die Landeskasse nach § 2 Justizbeitreibungsordnung (JBeitrO)
Vollstreckungsbehdrde, so wird ihr hierdurch im Einvernehmen mit dem
Senator fir Justiz und Verfassung die Befugnis zur Stundung von
Ansprichen ubertragen. Die Bestimmungen der VV zu § 59 bleiben im
Ubrigen unberihrt.

Ein Antrag auf Stundung von zum Soll gestellten Kosten ist abweichend
von Nr. 12.1.8 zu §79 auch dann im Sachgebiet Vollstreckung zu
bearbeiten, wenn ein Einziehungsersuchen nicht vorliegt. Uber den
Antrag entscheidet der Leiter des Sachgebietes Vollstreckung, soweit
sich der Kassenleiter die Entscheidung nicht vorbehalten hat. Die
Stundung von Kostenforderungen in Héhe von mehr als 2.500 Euro fur
eine langere Zeit als drei Jahre sowie von Kostenforderungen in Hohe
von mehr als 10.000 Euro fir eine langere Zeit als 18 Monate bedarf der
Einwilligung des Senators fur Justiz

12/01



3.3

3.4
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und Verfassung oder der von ihm ermachtigten Stelle; mal3gebend ist
hierbei der fur den Kostenschuldner zu stundende Gesamtbetrag.

In geeigneten Fallen, insbesondere bei Stundungen Uber ein Jahr hinaus,
hat die Landeskasse die Mithaftverhaltnisse durch den Kostenbeamten
feststellen zu lassen und den mithaftenden Personen eine
Kostenrechnung zu ubersenden, die nicht mit einer
Zahlungsaufforderung versehen ist. Die mithaftenden Personen sind vor
der Entscheidung Uber die Stundung zu horen oder von einer ohne ihre
Anhorung bewilligten Stundung zu benachrichtigen. Bei der Entscheidung
uber die Stundung ist darauf zu achten, dal® die berechtigten Interessen
der mithaftenden Personen nicht gefahrdet werden.

Betragt die zu stundende Kostenforderung nicht mehr als 100 Euro und
soll die Forderung nicht fur eine langere Zeit als sechs Monate gestundet
werden, so genugt bei Antragen, die in der Landeskasse mundlich
vorgebracht werden, die Aufnahme eines Vermerks Uber die Bewilligung
der Stundung. In allen anderen Fallen ist ein schriftlicher Stun-
dungsbescheid zu erteilen.

Riickzahlung und Weiterleitung von Kosten, Geldstrafen und
ahnlichen Betragen

Gehen der Landeskasse Auszahlungsanordnmungen uber zurlckzu-
zahlende Kosten, Geldstrafen oder als durchlaufende Gelder
weiterzuleitende Betrage (§ 38 KostVfg, § 14 EBAO) zu, so hat sie bei
zum Soll gestellten Betragen vor der Auszahlung zu prufen, ob der
Betrag eingezahlt ist. Das Ergebnis
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der Prufung ist auf der Auszahlungsanordnung zu vermerken. Ist der zum
Soll gestellte Betrag in voller Hohe entrichtet worden, so ist die
Auszahlung wie angeordnet zu leisten. Ist der zum Soll gestellte Betrag
nicht oder nicht in voller Hohe entrichtet worden, so ist der nicht
entrichtete Betrag bis zur Hohe des zur Auszahlung angeordneten
Betrages als Sollanderung zu buchen. Verbleibt zwischen dem zur
Auszahlung angeordneten und dem als Sollanderung gebuchten Betrag
ein Unterschiedsbetrag, so ist er auzuzahlen.

4.2 Ist der Landeskasse zusammen mit der Auszahlungsanordnung eine
neue Kostenrechnung (§ 36 Abs. 3 KostVfg) zugegangen, so hat sie das
Ergebnis der Prifung nach Nr. 4.1 auf der neuen Kostenrechnung zu
erlautern und diese dem Kostenschuldner zu ubersenden.

Zweiter Abschnitt: Beitreibung von Kostenforderungen

5. Allgemeines

51 Bei der Beitreibung von Kostenforderungen sind die Voll-
streckungsmalinahmen anzuwenden, die nach Lage des Falles am
schnellsten und sichersten zum Ziele fuhren; dabei soll auf die
personlichen und wirtschaftlichen Verhaltnisse des Schuldners und sei-
ner Familie  Rlcksicht ~genommen  werden. Antrdge  auf
Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung (Nr. 6.2) und auf Eroffnung
des Insolvenzverfahrens (Nr. 6.6) durfen nur gestellt werden, wenn alle
anderen Vollstreckungsmdglichkeiten ausgeschopft sind und die durch
die VollstreckungsmalRnahme bedingte
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Beeintrachtigung des Schuldners in einem angemessenen Verhaltnis zur
Hohe der Kostenforderung steht.

Die Einziehung von Gerichtskosten von im Ausland wohnhaften
Schuldnern richtet sich nach § 43 Rechtshilfeordnung flur Zivilsachen
(ZRHO).

Besonderheiten der Zwangsvollstreckung

Richtet sich eine MalRnahme der Zwangsvollstreckung in Forderungen
und andere Vermogensrechte gegen den Anspruch eines Gefangenen
auf Herausgabe der von einer Vollzugsanstalt in Verwahrung
genommenen Gelder oder anderen der Pfandung unterliegenden
Vermogensstucken, so ist dem Gefangenen ein angemessener Betrag zu
belassen; das Nahere bestimmt der Senator fur Justiz und Verfassung.

Bei der Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermogen bedarf der
Antrag auf Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung der Einwilligung
des Senators fur Finanzen.

Fir die Zwangsvollstreckung durch Eintragung einer Sicherungshypothek
(§§ 866 bis 868 ZPO) sind gegebenenfalls mehrere Kostenforderungen
und die Kosten des Beitreibungsverfahrens zusammenzurechnen.

Die Landeskasse soll die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
(§ 807 ZPO) nur beantragen, wenn die Kostenforderung mehr als
100 Euro  betragt; mehrere  Kostenforderungen sind  hierbei
zusammenzurechnen. Der Antrag bedarf der Einwilligung des
Kassenleiters.
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Ein Haftbefehl, der wegen der Nichtabgabe der eidesstattlichen
Versicherung erlassen worden ist (§§ 901 ff. ZPO), soll nur vollstreckt
werden, wenn die Hohe der Kostenforderung oder die besonderen
Umstande des Falles einen solchen Eingriff in die personliche Freiheit
des Kostenschuldners rechtfertigen.

Der Antrag auf Eroffnung des Insolvenzverfahrens wegen einer
Kostenforderung bedarf der Einwilligung des Senators fur Finanzen.

Ist das Insolvenzverfahren Uber das Vermogen oder den Nachlal} eines
Kostenschuldners oder das Vergleichsverfahren eroffnet, ein Aufgebot
der NachlalRglaubiger erlassen oder sonst ein Verfahren zur Befriedigung
der gemeinsamen Glaubiger eingeleitet worden, so hat die Landeskasse
ihre Kostenforderung innerhalb der vorgeschriebenen Frist bei der
zustandigen Stelle anzumelden. Gegebenenfalls ist auch ein
beanspruchtes Vorrecht oder ein Aussonderungs- oder
Absonderungsanspruch geltend zu machen.

Amtshilfe bei der Beitreibung von Kostenforderungen

Leistet eine Landeskasse einer anderen Landeskasse Amtshilfe bei der
Vollstreckung (§2 Abs.4 JBeitrO), so hat sie Antrage des
Vollstreckungsschuldners auf Stundung der ersuchenden Landeskasse
zur Entscheidung zuzuleiten.
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Bis zur Entscheidung Uber den Stundungsantrag kann die ersuchte
Landeskasse MalRnahmen nach Nr. 8 treffen.

Fur die Erhebung und Einziehung von Kostenforderungen im Ausland
und fur die Einziehung auslandischer Kostenforderungen gelten die
Vorschriften der Rechtshilfeordnung fur Zivilsachen (ZRHO).

Einstellung, Beschrankung und Aufhebung von Vollstreckungs-
mafnahmen

Werden Einwendungen nach § 8 JBeitrO oder gegen die Art und
Weise der Zwangsvollstreckung erhoben, so kann die Landeskasse
die Einstellung, Beschrankung oder Aufhebung von Voll-
streckungsmalRnahmen anordnen. Das gleiche gilt bei Antragen auf
Stundung oder Erlal} der Kosten.

Dritter Abschnitt: Beitreibung von Geldstrafen und anderen Anspriichen

9.1

9.2

Beitreibung von Geldstrafen und ahnlichen Betragen

Die Landeskasse hat auf Ersuchen der Vollstrekkungsbehoérde, die
fur die Beitreibung von Geldbetragen nach § 1 Abs. 1 EBAO und der
mit ihnen einzuziehenden Verfahrenskosten zustandig ist, die
Vollstreckung in bewegliche korperliche Sachen zu veranlassen.

Uber Stundungsantrédge sowie lber die Einstellung, Beschrankung
und Aufhebung von Vollstreckungsmalnahmen entscheidet die
ersuchende Vollstreckungsbehdrde.
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10.

Vierter

Beitreibung von anderen Anspriichen

Bei der Beitreibung von Ansprichen nach § 1 Abs. 1 Nrn. 8 und 9
JBeitrO gelten die Bestimmungen Uber die Beitreibung von
Kostenforderungen entsprechend; § 5 Abs. 1 Satz 2 JBeitrO ist zu
beachten.

Abschnitt: Ausfuhrung der Zwangsvolistreckung durch

Volistreckungsbeamte

11.

12

12.1

10

Ausfihrung der Auftrage durch Vollziehungsbeamte anderer
Vollstreckungsbehorden der Freien Hansestadt Bremen

Die Landeskasse nimmt fur die Durchfuhrung der Vollstreckung in
bewegliche koérperliche Sachen im Bereich der Stadtgemeinde
Bremen die Hilfe der Vollziehungsbeamten anderer Vollstrec-
kungsbehorden der Freien Hansestadt Bremen in Anspruch.

Die Landeskasse hat Uber die den anderen Vollstreckungsbehdrden
der Freien Hansestadt Bremen nach Nr.15.3.3 zu §79 zur
Erledigung zugeteilten Vollstreckungsauftrage und sonstigen
Auftrage Aufzeichnungen zu flhren. Die zlgige Erledigung und die
vollstandige Ruckgabe der Auftrage sind zu Uberwachen.

Ablieferung und Abrechnung der von Voliziehungsbeamten
eingezogenen Betrage

Der Vollziehungsbeamte hat die aufgrund der Vollstreckungsauftrage
eingezogenen Betrage einschlieBlich der Kosten flr seine
Amtshandlungen
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gleichzeitig mit der Vorlage der Abrechnungsliste an die fir ihn
zustandige Landeskasse abzuliefern.Ubersteigen die eingezogenen
Betrage einen vom Senator flr Finanzen festgesetzten Hochstbetrag,
so sind Zwischenablieferungen vorzunehmen.

Der Vollziehungsbeamte hat mindestens in jeder Woche einmal an
dem vom Kassenleiter zu bestimmenden Tag mit der fur ihn
zustandigen Landeskasse abzurechnen. Zu diesem Zweck hat er
eine Abrechnungsliste aufzustellen, die mindestens die Bezeichnung
der Vollstreckungsauftrage und die eingezogenen Betrage enthalten
muf}; dabei sind die eingezogenen Kosten fur seine Amtshandlung
gesondert  darzustellen. Der  Abrechnungsliste sind die
dazugehdrenden Vollstreckungsauftrage und gegebenenfalls die Nie-
derschriften Uber die Vollstreckungshandlungen beizufugen.
Aulerdem sind mit der Abrechnungsliste die Quittungsblocke (Nr.
39.7 zu § 70) vorzulegen.

Riickgabe der nicht durch Zahlung erledigten Vollstreckungs-
auftrage und der sonstigen Auftrage

Die nicht durch vollstandige Zahlung erledigten Vollstrec-
kungsauftrage und die sonstigen Auftrage sind zusammen mit den zu
fertigenden Niederschriften Uber die Vollstreckungshandlungen dem
Sachgebiet Vollstreckung der Landeskasse zurlckzugeben. Das
Sachgebiet Vollstreckung hat die im Wege der Amtshilfe fur andere
Stellen erledigten Auftrage an die ersuchende Stelle zuriickzugeben.

Vollstreckung durch Gerichtsvollzieher

Die Landeskasse nimmt  fur  die Durchfihrung der
Vollstreckung in bewegliche korperliche Sachen im
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14.2

15.

Bereich der Stadtgemeinde Bremerhaven die Hilfe der
Gerichtsvollzieher des Amtsgerichts Bremerhaven in Anspruch.

Die Ausfuhrung der Vollstreckungsauftrage durch Gerichtsvollzieher
sowie die Ablieferung und Abrechnung der eingezogenen Betrage
richten sich nach den Bestimmungen der Gerichtsvollzieherordnung
und der Geschaftsanweisung fur Gerichtsvollzieher.

Besondere Verfahrensbestimmungen

Das Nahere Uber das von den Vollziehungsbeamten anzuwendende
Verfahren bei der Zwangsvollstreckung in bewegliche koérperliche
Sachen sowie Uber die Ablieferung und Abrechnung bestimmt der
Senator fur Finanzen, soweit erforderlich im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen. Dabei ist auch die
Verwertung gepfandeter Sachen zu regeln.

Funfter Abschnitt: Niederschlagung von Kostenforderungen durch die
Landeskasse

16.

16.1

12

Zustandigkeit der Landeskasse

Ist die Landeskasse nach § 2 JBeitrO Vollstrekkungsbehoérde, so wird
ihr hierdurch im Einvernehmen mit dem Senator fur Justiz und
Verfassung die Befugnis zur befristeten und unbefristeten Nieder-
schlagung von Ansprichen Ubertragen. Die Bestimmungen der VV
zu § 59 bleiben im Ubrigen unberihrt.
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17.

171

17.2

17.3
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Uber die Niederschlagung von Anspriichen, die nicht nach Nr. 2.6 zu
§ 59 als Kleinbetrage zu behandeln sind, entscheidet der Leiter des
Sachgebiets Vollstreckung, soweit sich der Kassenleiter die Ent-
scheidung nicht vorbehalten hat. Die unbefristete Niederschlagung
von Anspruchen in Hohe von mehr als 3.000 Euro und die befristete
Niederschlagung von Anspruchen in Hohe von mehr als 5.000 Euro
fur eine langere Zeit als 24 Monate bedarf der Einwilligung des
Senators fur Finanzen; mallgebend ist hierbei der fur den
Kostenschuldner niederzuschlagende Gesamtanspruch.

Verfahren bei der Niederschlagung

Vor der Entscheidung Uber die Niederschlagung eines Anspruchs ist
eine Anfrage an den Kostenbeamten zu richten, ob und
gegebenenfalls fur welchen Betrag ein weiterer Schuldner haftet. Die
Anfrage entfallt, wenn der Landeskasse bekannt ist, dal} ein weiterer
Schuldner nicht vorhanden ist oder wenn es sich um einen Anspruch
handelt, der nach Nr. 2.6 zu § 59 als Kleinbetrag zu behandeln ist.

Fir die Buchung kdonnen mehrere niedergeschlagene Betrage in
einem kasseninternen Auftrag (Nr. 27 zu § 70) zusammengestellt
werden.

Das Nahere Uber das Verfahren bei der Niederschlagung bestimmt

der Senator fur Finanzen, soweit erforderlich im Einvernehmen mit
dem Senator fur Justiz und Verfassung.

13



§ 79

Anlage 1

Sechster Abschnitt: Gelder der Gefangenen

18.

19.

19.1

19.2

19.3

19.4

14

Begriff

Gelder der Gefangenen im Sinne dieser Vorschrift sind Geldbetrage,
die von der Landeskasse oder der Zahlstelle der Justizvollzugsanstalt
fur die Gefangenen verwahrt werden.

Behandlung der Gelder der Gefangenen

Fir die Annahme und Auszahlung der Gelder der Gefangenen
kénnen allgemeine Zahlungsanordnungen erteilt werden.

Die Gelder der Gefangenen sind im Verwahrungsbuch
nachzuweisen; flr jeden Gefangenen ist ein Personenkonto
einzurichten. In dem Personenkonto sind mindestens das Eigengeld
und die sonstigen Gelder des Gefangenen, diese unterteilt nach den
far ihn verflUgbaren und noch nicht verfigbaren Betragen, getrennt
voneinander nachzuweisen. Die Personenkonten koénnen in der
Justizvollzugsanstalt oder deren Zahlstelle gefuhrt werden.

Die Summe der Bestande der Personenkonten ist monatlich mit dem
Bestand im  Verwahrungsbuch abzustimmen, sofern die
Personenkonten nicht in der Landeskasse geflhrt werden.

Die das Personenkonto fuhrende Stelle hat die Benachrichtigung des
Gefangenen Uber die fir ihn eingezahlten Gelder zu veranlassen.
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Siebenter Abschnitt: Gerichtskostenmarken, Gerichtskostenstempler

20.

21.

22,

22.1

Verwendung von Gerichtskostenmarken

Gerichtskostenmarken durfen fur die Entrichtung von Betragen nach
Nr. 1.3 verwendet werden. Werden Strafen und Bufen in Geld durch
Verwendung von Gerichtskostenmarken entrichtet, so st
unaufgefordert eine Quittung zu erteilen, in den Ubrigen Fallen nur
auf Antrag. Fur die Form der Quittung gelten die Nrn. 39.2 bis 39.4 zu
§ 70 entsprechend.

Verkauf von Gerichtskostenmarken

Der Verkauf von Gerichtskostenmarken obliegt den Landeskassen
und den Zahlstellen. Soweit der Verkauf durch Landeskassen oder
Zahlstellen nicht ausreichend sichergestellt ist, kénnen bei
Justizbehoérden oder raumlich getrennten Teilen von Justizbehdrden
nach den Bestimmungen der Nr. 16 ZBest Geldannahmestellen als
Kostenmarkenverkaufstellen errichtet werden. Bei der Errichtung ist
die Hohe des standigen Kostenmarkenbestandes zu bestimmen; er
soll den Bedarf flr einen Monat nicht Gbersteigen.

Beschaffung und Auslieferung von Gerichtskostenmarken

Die Gestaltung der Gerichtskostenmarken und die Wertsorten
bestimmt der Senator fur Justiz und Verfassung.
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23.

23.1

23.2

24,

24 1

24.2
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Die Gerichtskostenmarken werden von der Bundesdruckerei
hergestellt. Das Verfahren fur die Bestellung und Auslieferung regelt
der Senator fur Finanzen im Einvernehmen mit dem Senator fur
Justiz und Verfassung.

Umtausch und Werterstattung von Gerichtskostenmarken

Gerichtskostenmarken, die sich zur Wiederausgabe eignen, kdnnen
auf Verlangen in andere Gerichtskostenmarken oder in Bargeld
umgetauscht werden. Dies gilt auch fur aufgerufene
Gerichtskostenmarken.

Unbrauchbar gewordene Gerichtskostenmarken durfen nur durch die
Landeskasse und nur dann in andere Gerichtskostenmarken oder in
Bargeld umgetauscht werden, wenn sie echt sind und noch nicht
entwertet waren.

Geschaftsfuhrung der Kostenmarkenverkaufstelle

Der Kostenmarkenverkaufstelle wird aufgrund einer Ausliefe-
rungsanordnung durch die Landeskasse ein standiger Kostenmar-
kenbestand zur Verfugung gestellt. Die Auslieferungsanordnung wird
von der Justizbehorde erteilt, bei der die Kostenmarkenverkaufstelle
errichtet ist.

Die Kostenmarkenverkaufstelle darf grundsatzlich
Gerichtskostenmarken nur gegen Bargeld in Euro abgeben.
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24.3

24.4

24.5

24.6

25.
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Der Wert des standigen Kostenmarkenbestandes mul} stets in Ge-
richtskostenmarken oder in Bargeld vorhanden sein.

Der Verwalter der Kostenmarkenverkaufstelle hat eine
Anschreibeliste zu fuhren, in die der Tag der Eintragung, die
Tagessummen des Zugangs und Abgangs an Gerichtskostenmarken
sowie beim Tagesabschlull die Bestande an Gerichtskostenmarken
und an Bargeld einzutragen sind. Die Richtigkeit des Tagesab-
schlusses ist durch Unterschrift zu bescheinigen.

Ergeben sich beim Tagesabschlu} Unstimmigkeiten, so sind sie als
Zahlstellenfehlbetrag oder Zahlstellentberschufd nach Nr. 10.3 ZBest
zu behandeln.

Der Verwalter der Kostenmarkenverkaufstelle hat den Bestand der
Gerichtskostenmarken bei Bedarf, mindestens jedoch wodchentlich
unter Ablieferung der angenommenen Gelder von der Landeskasse
oder Zahlstelle aufflillen zu lassen.

Einbeziehung der Gerichtskostenmarken in die Geldverwaltung
der Zahlstellen

Bei den Zahlstellen der Justizbehdrden sind Gerichtskostenmarken
im Zahlstellensollbestand zu bertcksichtigen und im
Zahlstellenistbestand wie Bargeld zu behandeln; sie sind nicht in
einem Wertzeichenbuch nachzuweisen.
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26. Verwendung von Gerichtskostenstemplern

Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Senator fur
Justiz und Verfassung zulassen, da® die von den Gerichten zu
erhebenden Kosten, die nicht der Landeskasse zur Einziehung
Uberwiesen sind, unter Verwendung von Gerichtskostenstemplern
entrichtet werden. Abweichend von der Bestimmung in Nr. 6.1 Satz 1
der Anlage 1 zu § 70 kann ausnahmsweise zugelassen werden, daf}
die Wertvorgabe des Gerichtskostenstemplers bereits bei Annahme
des Schecks eingestellt wird. Die naheren Bestimmungen Uber die
Verwendung von Gerichtskostenstemplern und Uber das Verfahren
erlaldt der Senator flr Finanzen im Einvernehmen mit dem Senator
far Justiz und Verfassung.

18
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zu Nr. 5.2 zu § 79)

Zahlstellenbestimmungen (ZBest)

INHALT

Bezeichnung

Aufgaben

Zahlstellenverwalter
Zahlstellenaufsichtsbeamter

Anschlul® an Kreditinstitute

Einzahlungen

Auszahlungen

Geldverwaltung

Eintragen der Zahlungen

Tagesabschlul®

Abrechnung

Wertgegenstande

Erganzende Bestimmungen

Zahlstellen besonderer Art

Besondere Bestimmungen fur Handvorschisse
Besondere Bestimmungen fir Geldannahmestellen

Bezeichnung

Die Zahlstelle ist Teil der Dienststelle, bei der sie errichtet ist. Sie fuhrt
die Bezeichnung dieser Dienststelle mit dem Zusatz "Zahlstelle".

Aufgaben

Der Senator flr Finanzen bestimmt, inwieweit die Zahlstelle berechtigt
ist, Zahlungen anzunehmen oder zu leisten. Der Zahlungsverkehr ist

auf das unbedingt notwendige Mal} zu beschranken.
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2.2

2.2.1

222

223

224

2.2.5

2.2.6

2.3

3.1

Die Zahlstelle hat im Rahmen der ihr nach Nr. 2.1 Ubertragenen
Aufgaben aufRerdem

die Zahlstellenbestandsverstarkungen in dem erforderlichen Umfang
anzufordern (Nr. 8.1),

die entbehrlichen Zahlungsmittel und Guthaben bei Kreditinstituten
rechtzeitig abzuliefern (Nr.8.5),

die Zahlungsmittel, die Vordrucke flr den Zahlungsverkehr sowie die
Blcher, Verzeichnisse und Belege sicher aufzubewahren (Nrn. 8.6

und 8.8),

die Zahlungen unverziglich in die vorgeschriebenen Blcher und
Verzeichnisse einzutragen (Nr. 9),

die TagesabschlUsse rechtzeitig zu erstellen (Nr. 10) und

mit der zustandigen Kasse abzurechnen (Nr. 11).

Der zustandige Senator kann mit Einwilligung des Senators flr
Finanzen der Zahlstelle weitere Aufgaben uUbertragen, z.B. die
Verwahrung von Wertgegenstanden (Nr. 12).

Zahlistellenverwalter

Der Leiter der Dienststelle, bei der die Zahlstelle errichtet ist, hat

einen Zahlstellenverwalter und einen Vertreter zu bestellen. Dem
Zahlstellenverwalter sind bei Bedarf Mitarbeiter beizugeben.



3.2

3.3

3.4

3.5

3.5.1

3.5.2
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Der Zahlstellenverwalter ist flr die sichere, ordnungsgemafle und
wirtschaftliche Erledigung der Aufgaben der Zahlstelle verantwortlich.
Er hat Mangel in der Sicherheit der Zahlstelleneinrichtungen und im
Verwaltungsverfahren der Zahlstelle, die er nicht selbst beheben
kann, sowie Unregelmalligkeiten unverzuglich dem
Zahlstellenaufsichtsbeamten (Nr. 4) und dem Leiter der Dienststelle
mitzuteilen.

Der Zahlstellenverwalter hat die Kassenanordnungen bei ihrem
Eingang darauf zu priafen, ob die Unterschriften der Anord-
nungsbefugten mit den bei der Zahlstelle vorliegenden Unter-
schriftsproben Ubereinstimmen.

Beim Wechsel des Zahistellenverwalters hat der bisherige
Zahlstellenverwalter seinem Nachfolger die Geschafte zu Ubergeben
(Zahlstellenibergabe). Der Zahlstellenaufsichtsbeamte soll die
Ubergabe leiten. Kann der Zahlstellenverwalter seinem Nachfolger die
Geschafte nicht selbst ubergeben, SO nimmt der
Zahlstellenaufsichtsbeamte die Ubergabe vor.

Uber die Zahlstelleniibergabe ist eine Niederschrift zu fertigen, die
von den Beteiligten zu unterschreiben und dem Leiter der Dienststelle
vorzulegen ist. Die Niederschrift muf3 insbesondere enthalten

den Zahlstellensollbestand (Nr. 10.2),

den Zahlstellenistbestand (Nr. 8.4) und
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3.5.3

3.6

5.1

5.2

5.3

die Bezeichnung der zur Sicherung der Raume und technischen
Einrichtungen dienenden Schlissel und dergl..

Bei einer voribergehenden Verhinderung des Zahlstellenverwalters
(z.B. Urlaub, Krankheit) gelten Nr.3.4 Satz1 und 3 und Nr. 3.5
sinngemaf. Einer Niederschrift bedarf es nicht; die ordnungsgemale
Ubergabe und Ubernahme sind im Zahistellenbuch (Nr.9.1) zu
bestatigen. Von einer Ubergabe kann abgesehen werden, wenn sich
die Verhinderung nicht Gber den Tagesabschlul} hinaus erstreckt.

Zahlstellenaufsichtsbeamter

Die Geschaftsfuhrung der Zahlstelle ist vom Leiter der Dienststelle
oder von einem durch den Geschaftsverteilungsplan zu
bestimmenden Beamten oder Angestellten zu beaufsichtigen
(Zahlstellenaufsichtsbeamter).

AnschluB an Kreditinstitute

Der Senator flr Finanzen kann in begrindeten Ausnahmefallen
zulassen, dal die Zahlstelle fur die Geldverwaltung (Nrn. 8.1 und 8.5)
ein Konto bei einem Kreditinstitut unterhait.

Die Uberweisungsauftrage und Schecks sind vom
Zahlstellenverwalter und von einem vom Leiter der Dienststelle zu
bestimmenden Beamten oder Angestellten zu unterschreiben.

Die Namen und Unterschriftsproben der zur  Verfu-
gung Uber das Konto Dberechtigten Bediensteten sind



6.1

6.1.1

6.1.2

6.1.3

6.1.4

6.1.5

6.1.6

6.2

6.3
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dem Kreditinstitut auf dem daflir vorgesehenen Vordruck mitzuteilen.
Die Mitteilung mul3 den Abdruck des Dienststempels und den
Sichtvermerk des Leiters der Dienststelle enthalten. Bei Anderungen
ist entsprechend zu verfahren.

Einzahlungen

Bei Einzahlungen gelten fur

die Annahme von Einzahlungen die Nrn. 32.2, 36.3 bis 36.6 sowie
die Nrn. 37.1 und 37.2 zu § 70,

die Prafung von Zahlungsmitteln und Wertsendungen Nr. 38 zu § 70,

die Erteilung von Quittungen die Nrn. 39.1 bis 39.5, 39.8 und 39.10
zu § 70,

die Behandlung von Mehr- und Minderbetragen sowie von gefun-
denem Bargeld Nr. 42 zu § 70,

die Annahme von Schecks Anlage 1 zu § 70 und

die Annahme fremder Geldsorten Anlage 2 zu § 70.

Die Zahlstelle fordert die Quittungsvordrucke bei der zustandigen
Kasse an. Fur die Verwaltung der Quittungsbldcke in der Zahlstelle
gilt Nr. 39.9 zu § 70 sinngemaR.

Wird eine Einzahlung nicht rechtzeitig entrichtet, so hat die Zahlstelle

die Annahmeanordnung oder die sonstige Unterlage unverziglich an
die Kasse weiterzuleiten.
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7.1

7.11

7.2

7.3

8.1

8.1.1

Auszahlungen

Bei Auszahlungen gelten flr

die Leistung von Auszahlungen die Nrn. 46.1, 46.2, 47.1, 47.2, 47 .4
und 50 zu § 70 und

die Ausstellung von Quittungen Nr. 49 zu § 70.

Die Zahlstelle darf angenommene Betrage, die irrtimlich eingezahit
und noch nicht mit der Kasse abgerechnet worden sind, ohne
Auszahlungsanordnung zurtickzahlen.

Kann eine Auszahlung nicht rechtzeitig geleistet werden, so hat die
Zahlstelle die Auszahlungsanordnung oder die sonstige Unterlage
unverzuglich an die Kasse weiterzuleiten.

Geldverwaltung

Reichen die Einzahlungen fir die Leistung der Auszahlungen nicht
aus, so erhalt die Zahlstelle Zahlstellenbestandsverstarkungen durch

Abholen von Bargeld bei der zustandigen Kasse oder einer vom
Senator fur Finanzen bestimmten anderen Zahlstelle gegen Hingabe
einer Verstarkungsanforderung (Nr. 8.2),

Abheben von Bargeld bei einem Kreditinstitut zu Lasten des dort
gefuhrten Kontos der zustandigen Kasse nach einem zwischen dem
Senator fur Finanzen und dem Kreditinstitut vereinbarten Verfahren,



8.1.3

8.2

8.3

8.4
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Verstarkung ihres Kontos bei einem Kreditinstitut mit Verstarkungsauftrag
nach Nr. 60 zu § 70 oder

Uberweisung der zustdndigen Kasse auf ihr Konto bei einem
Kreditinstitut aufgrund einer Verstarkungsanfoderung.

In der Verstarkungsanforderung ist neben der Bezeichnung der Zahlstelle
der Betrag in Ziffern anzugeben; der Betrag ist in Buchstaben zu wie-
derholen. Ist der Kasse oder im Falle der Nr. 8.1.1 der anderen Zahlstelle
die Verstarkungsanforderung vorher zu uUbersenden, so ist darin au-
Rerdem anzugeben, an welchem Tag der Betrag bendtigt wird und ob er
bei der Kasse, der anderen Zahlstelle oder dem Kreditinstitut abgeholt
oder auf das Konto der Zahlstelle Uberwiesen werden soll.

Die Verstarkungsanforderung nach Nr. 8.1.1 oder die Anforderung einer
Zahlstellenbestandsverstarung nach Nr. 8.1.2 ist vom
Zahlstellenverwalter und von einem vom Leiter der Dienststelle zu be-
stimmenden anordnungsbefugten Beamten oder Angestellten zu
unterschreiben. Durch die zweite Unterschrift wird bestatigt, dal die erste
Unterschrift von dem Zahlstellenverwalter geleistet worden ist und dal}
die Hohe des Betrages angemessen ist. Fur die Unterschrift des
Verstarkungsauftrags nach Nr. 8.1.3 gelten die Nrn. 4.2 und 4.3 der
Anlage 5 zu § 70.

Der Zahlstellenistbestand setzt sich aus den Zahlungsmitteln, den
angezahlten Belegen und gegebenenfalls dem Bestand aus dem
Kontogegenbuch
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8.5

8.5.1

8.5.2

8.5.3

Nr. 9.7) zusammen. Darf die Zahlstelle Sicherheiten annehmen, so
ist von den als Sicherheit angenommenen Zahlungsmitteln nur das
Bargeld zum Zahlstellenistbestand zu rechnen.

Beim Tagesabschlul darf der Zahlstellenistbestand mit Ausnahme
der angezahlten Belege den Betrag nicht Ubersteigen, der als
Wechselgeld und flr die bis zur nachstmdglichen Zahlstel-
lenbestandsverstarkung zu leistenden Auszahlungen erforderlich ist.
Der ubersteigende Betrag ist unverzlglich an die zustandige Kasse
abzuliefern durch

Einzahlung bei der Kasse,

Einzahlung bei einem Kreditinstitut zu Gunsten eines Kontos der
Kasse oder

Einzahlung auf das Konto der Zahlstelle und Uberweisung an die
Kasse.

8.6 Die fur Auszahlungen nicht alsbald bendtigten Zahlungsmittel sind in
einem verschlossenen Geldbehalter sicher aufzubewahren, soweit sie
nicht an die Kasse abzuliefern sind. Der zustandige Senator bestimmt,
bei welchen Zahlstellen die Zahlungsmittel au3erhalb der Dienststunden
unter doppeltem Verschlu® aufzubewahren sind und welcher Beamte
oder Angestellte neben dem Zahlstellenverwalter am Verschlul3 zu
beteiligen ist. Die am Verschlul} Beteiligten haben die Schlissel sorgfaltig
und gegen den Eingriff Unberechtigter geschitzt aufzubewahren. Nach
Dienstschluly durfen die Schlussel nicht im Dienstgebdude belassen
werden. Im ubrigen gelten die Nrn. 62.3 und 62.4 zu § 70 entsprechend.
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8.8

8.8.1

8.8.2

8.8.3

8.8.4

9.1
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Unterhalt die Zahlstelle ein Konto bei einem Kreditinstitut, so soll sie den
fur Auszahlungen nicht alsbald bendétigten Bestand an Bargeld, der sich
beim Tagesabschlu® ergibt, ihrem Konto zufihren, wenn es aus
Sicherheitsgrinden geboten ist.

Im Ubrigen gelten entsprechend

fur das Aufbewahren der Vordrucke fiir Schecks, Uberweisungs- und
Verstarkungsauftrage Nr. 62.2 zu § 70,

fur die Sicherung der Zahlstellenraume und des Geldbehalters sowie fur
die bei der Beférderung von Zahlungsmitteln 2zu teffenden
Sicherungsmalinahmen die hierflr erlassenen besonderen Bestimmun-
gen,

fur das Verpacken von Euro-Minzen und Euro-Banknoten Nr. 63 zu § 70,

fur das Verfahren beim Verlust von Schecks, Uberweisungsauftragen,
Verstarkungsauftragen oder Vordrucken fur Schecks Nr. 64 zu § 70.

Eintragen der Zahlungen

Die Zahlstelle hat ein Zahlstellenbuch zu fuhren, in das die Einzahlungen
und Auszahlungen getrennt voneinander taglich einzeln oder in Summen
einzutragen sind. Eine Sammelanordnung ist mit ihrem Gesamtbetrag
einzutragen, sobald die letze Zahlung angenommen oder geleistet
worden ist. Bis zu diesem Zeitpunkt ist die Sammelanordnung als
angezahlter Beleg zu behandeln. Angezahlte Belege sind
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10

9.2

9.2.1

9.2.2

9.2.3

9.24

9.3

9.4

im laufenden Haushaltsjahr abzurechnen, und zwar bei der nachsten,
spatestens bei der Ubernachsten Abrechnung (Nr. 11).

In das Zahlstellenbuch sind mindestens einzutragen

die laufende Nummer,

der Tag der Eintragung,

ein Hinweis, der die Verbindung mit dem Beleg herstellt, oder ein
Hinweis auf das Titelverzeichnis (Nr. 9.4) und

der Betrag.

Das Zahlstellenbuch ist fur Zwecke der Abrechnung in doppelter
Ausfertigung im Durchschreibeverfahren zu fuhren. Die Durchschrift
entfallt, wenn Titelverzeichnisse gefuhrt werden.

Rechtfertigt es die Anzahl der Zahlungen bei einzelnen Bu-
chungsstellen, und wird hierdurch die Buchfihrung der Kasse
erleichtert, so soll die Zahlstelle fir jede dieser Buchungsstellen ein
Titelverzeichnis flhren. In diesem Fall sind alle Zahlungen der
Zahlstelle mit Ausnahme der Zahlstellenbestandsverstarkungen und
Ablieferungen einzeln in Titelverzeichnissen nachzuweisen. Zahl-
stellenbestandsverstarkungen und Ablieferungen sind unmittelbar in
das Zahlstellenbuch einzutragen. Soweit es nicht zweckmallig ist, fur
jede Buchungsstelle ein Titelverzeichnis zu flhren, kénnen die Zah-
lungen flr mehrere Buchungsstellen in einem Titelverzeichnis
zusammengefaldt werden. Far
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9.8
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Einzahlungs- und Auszahlungsbuchungsstellen sind hierbei
getrennte Titelverzeichnisse zu fuhren. Sammelanordnungen sind
entsprechend Nr. 9.1 Satz 2 bis 4 zu behandeln.

Werden Titelverzeichnisse gefuhrt, so sind Abschlagsauszahlungen
und SchluRzahlungen entweder nach Buchungsstellen getrennt in
besondere Titelverzeichnisse oder in das Titelverzeichnis fur mehrere
Buchungsstellen (Nr. 9.4 Satz 4) einzutragen.

Das Titelverzeichnis ist in doppelter Ausfertigung im Durch-
schreibeverfahren zu fihren. Es mufl3 mindestens die Angaben nach
Nr. 9.2 und aulerdem die Tagessumme enthalten. Die Tagessumme
ist in das Zahlstellenbuch zu Ubernehmen. Die Durchschriften der
Titelverzeichnisse, die nach der Abrechnung mit der Kasse bei der
Zahlstelle verbleiben, gelten als Vorbuch zum Zahlstellenbuch.

Unterhalt die Zahlistelle ein Konto bei einem Kreditinstitut, so hat sie
ein  Kontogegenbuch zu fuhren. Nummer15 zu §71 qilt
entsprechend.

Fir die bei der Zahlstelle verbleibenden Belege flr Eintragungen in
ihren Buchern gelten die Bestimmungen der Nr.5 zu §75
sinngeman.

Im Ubrigen gelten entsprechend

fur die Form der Bucher die Nrn. 18.3 bis 18.9 zu § 71,

11
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9.9.2

9.9.3

9.94

9.9.5

10.

10.1

10.2

10.3

10.4

12

fur das Eintragen der Zahlungen in die Bucher und Verzeichnisse die
Nrn. 19.2 bis 19.7 und 20.1 zu § 71,

fur das Aufbewahren der Bucher Nr. 21.1 zu § 71,

fur das Ordnen und Aufbewahren der Belege die Nrn. 9.4, 9.5, 10.1
und 12 zu § 75 und

fur das Fertigen von Belegen in der Zahlstelle Nr. 27 zu § 70.

TagesabschluB

Der Zahlstellenverwalter hat taglich einen Tagesabschlul3 zu
erstellen, wenn Zahlungen angenommen oder geleistet worden sind.
Hierzu sind der Zahlstellensollbestand und der Zahlstellenistbestand
zu ermitteln.

Zur Ermittlung des Zahlstellensollbestandes ist im Zahlstellenbuch
unter Berlcksichtigung des letzen Zahlstellensollbestandes die
Summe der Auszahlungen von der Summe der Einzahlungen
abzuziehen.

Der Zahlstellenistbestand ist im Zahlstellenbuch darzustellen und mit
dem Zahistellensollbestand zu vergleichen. Besteht keine
Ubereinstimmung, SO ist der Unterschiedsbetrag als
Zahlstellenfehlbetrag oder Zahlstelleniberschull auszuweisen;
Maflnahmen zur Aufklarung sind unverzuglich einzuleiten.

Ein Zahlstellenfehlbetrag, der nicht sofort ersetzt wird, ist fir den
nachsten Tag als Auszahlung in das Zahlstellenbuch oder
gegebenenfalls in
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10.6

11.
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ein Titelverzeichnis einzutragen. Der Zahlstellenverwalter hat hierfur
einen Beleg zu fertigen, der vom Zahlstellenaufsichtsbeamten mit
einem Sichtvermerk zu versehen ist. AuRerdem ist der Leiter der
Dienststelle unverzuglich zu unterrichten.

Ein Zahlstellenliberschul} ist fur den nachsten Tag als Einzahlung in
das Zahlstellenbuch oder gegebenenfalls in ein Titelverzeichnis
einzutragen. Nummer 10.4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Wird ein
Zahlstelleniberschull aufgeklart, so darf er nur auf Grund einer
Auszahlungsanordnung ausgezahlt werden.

Die Richtigkeit des Tagesabschlusses ist im Zahlstellenbuch vom
Zahlstellenverwalter durch Unterschrift zu bescheinigen.

Abrechnung

Die Zahlstelle hat mindestens einmal monatlich mit der zustandigen
Kasse an den vom Kassenleiter im Benehmen mit der Zahlstelle
bestimmten Tagen abzurechnen. Die Zahlungen sind mdglichst in
dem Monat abzurechnen, in dem sie angenommen oder geleistet
worden sind. Zahlungen fur das laufende Haushaltsjahr sind
spatestens bis zum Abschluld der Bucher mit der Landeshauptkasse
abzurechnen.

Fir die Abrechnung ist das Zahlstellenbuch abzuschlie3en. Hierzu ist
die Summe der Auszahlungen von der Summe der Einzahlungen
abzuziehen; der Unterschiedsbetrag ist als noch nicht abgerechneter
Bestand flr den folgenden Abrechnungszeitraum vorzutragen.

13
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11.3  Werden Titelverzeichnisse gefuhrt, so sind sie aufzurechnen und
vom Zahlstellenverwalter unter Angabe des Datums zu un-
terschreiben. Nummer 11.4 Satz 4 gilt entsprechend.

11.4 Die Zahlstelle hat nach Abschlu® des Zahlstellenbuches eine
Abrechnungsnachweisung auszustellen. Hierfur gilt Nr. 26.2 zu § 71
sinngemal. Die Abrechnungsnachweisung ist vom Zahlstel-
lenverwalter zu unterschreiben. Durch die Unterschrift wird be-
scheinigt, dal3 das Zahlstellenbuch richtig und vollstandig geflhrt
worden ist, die Eintragungen ordnungsgemal® belegt und die
Rechenergebnisse richtig sind.

11.5 Die Abrechnungsnachweisung ist zusammen mit den Belegen, den
dazugehoérenden Quittungsdurchschriften sowie den verschriebenen
oder unbrauchbar gewordenen Quittungsvordrucken und der
Urschrift des Zahlstellenbuches der Kasse zu Ubersenden. Werden
Titelverzeichnisse geflhrt, so sind der Abrechnungsnachweisung an
Stelle der Urschrift des Zahlstellenbuches die Urschriften der
aufgerechneten und unterschriebenen Titelverzeichnisse beizuflugen.
In diesem Falle mussen aus der Abrechnungsnachweisung auch die
Einzelbetrage der Zahlstellenbestandsverstarkungen und
Ablieferungen ersichtlich sein.

11.6  Die Richtigkeit der Abrechnung ist von der Kasse zu prufen. Die
Kasse Ubernimmt die Ergebnisse der Titelverzeichnisse, in denen nur
Zahlungen flur eine Buchungsstelle aufgefiihrt sind, in Gesamtbetra-
gen in ihre Blcher.

14
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Wertgegenstande

Ist der Zahlstelle nach Nr.55.1 zu §70 die Verwahrung von
Wertgegenstanden Ubertragen worden, so gelten entsprechend

fur die Einlieferung und Auslieferung von Wertgegenstanden die Nrn.
55.3 bis 55.7 zu § 70,

fur die Verwaltung von Wertgegenstanden Nr. 56 zu § 70,

fur das Aufbewahren von Wertgegenstanden Nr. 57 zu § 70 und

fur die Buchfihrung Uber Wertgegenstande die Nrn. 28.1 bis 28.3,
28.5 und 29.1 bis 29.3 zu § 71.

Erganzende Bestimmungen

Der Senator fur Finanzen erlallt bei der Errichtung der Zahlstelle die
erforderlichen erganzenden Bestimmungen (z.B.
Zustandigkeitsbereich, Bezeichnung der Zustandigen Kasse,
Anschlul} an ein Kreditinstitut).

Von den Zahlstellenbestimmungen abweichende Regelungen bedir-
fen der Einwilligung des Senators flr Finanzen, soweit erforderlich im
Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen. Dies gilt insbesondere, wenn der Zahlstelle Datensatze
nach Nr. 4.8 zu § 70 zugeleitet werden sollen.

Liegen besondere Verhaltnisse vor, so kann der Senator flr
Finanzen die Einrichtung, den Zustandig

15
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14.

14.1

14.2

15.

15.1

15.2

15.3

16

keitsbereich und das Verwaltungsverfahren einzelner Zahlstellen
durch besondere Dienstanweisung regeln.

Zahlstellen besonderer Art

Fur die Leistung und die Annahme geringfugiger Barzahlungen, die
ihrer Art nach bekannt sind, kbnnen als Zahlstellen besonderer Art
Handvorschusse bewilligt und Geldannahmestellen errichtet werden.

Fur Handvorschisse und Geldannahmestellen gelten die Nrn. 2 bis
13 sinngemal}, soweit in den Nrn. 15 und 16 nichts anderes bestimmt
ist.

Besondere Bestimmungen fiir Handvorschiisse

Der zustandige Senator kann den Dienststellen seines
Geschaftsbereichs zur Leistung geringflgiger, fortlaufend anfallender
Auszahlungen, die vorher nicht im einzelnen, sondern nur ihrer Art
nach bekannt sind, Handvorschisse bewilligen. Voraussetzung
hierflr ist, dass diese Auszahlungen nach der Verkehrssitte sofort in
bar zu leisten sind und nicht von einer Kasse oder einer bereits
bestehenden Zahlstelle geleistet werden kénnen. Der zustandige
Senator kann die Bewilligung von Handvorschissen bis zum Betrag
von 250 Euro den unmittelbar nachgeordneten Dienststellen
Ubertragen. Fur die Bewilligung von Handvorschissen von mehr als
1000 Euro ist die Einwilligung des Senators fur Finanzen erforderlich.

Die fir die Bewilligung von Handvorschussen zustandigen Stellen
haben die fir die Buchung der Vorschusse erforderliche besondere
Buchungsstelle (Nr. 15.5) bei der Kasse abzufragen.

Der Betrag des Handvorschusses ist so niedrig wie moglich zu
halten. Er soll nach dem durchschnittlichen Bedarf fir einen Monat,
im Hochstfalle fur ein Vierteljahr bemessen werden.

In der Bewilligungsverfliigung ist der Verwendungszweck anzugeben.
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Ausnahmsweise kann in der Bewilligungsverfiigung die Annahme von
geringflgigen Bareinzahlungen (z.B. Gebuhren fur private
Ferngesprache, Entgelte fir Vervielfaltigungen) zugelassen werden,
wenn die Einzahlung bei einer Kasse oder einer bereits bestehenden
Zahlstelle nicht zweckmalig ist und die Errichtung einer
Geldannahmestelle dadurch vermieden werden kann. Die hiernach
angenommenen Einzahlungen dirfen flr die Leistung von
Auszahlungen verwendet werden.

Zur Auszahlung des Handvorschusses ist eine
Auszahlungsanordnung zu erteilen, in der der Verwalter des
Handvorschusses als Empfangsberechtigter anzugeben ist. Der
Handvorschul3 ist von der Kasse im VorschuBbuch bei einer
besonderen Buchungsstelle zu buchen.

Der Leiter der Dienststelle, der der Handvorschuld bewilligt worden
ist, oder der von ihm Beauftragte hat einen Verwalter des
Handvorschusses und einen Vertreter zu bestellen. Bei einem
Wechsel des Verwalters sind die ordnungsgeméafRe Ubergabe und
Ubernahme von dem bisherigen Verwalter und seinem Nachfolger zu
bescheinigen. Kann der Verwalter seinem Nachfolger den
Handvorschuld nicht selbst Ubergeben, so hat der Leiter der
Dienststelle oder ein von ihm Beauftragter die ordnungsgemale
Ubergabe zu bescheinigen. Entsprechendes gilt bei einer
vorubergehenden Verhinderung des Verwalters (z.B. Urlaub,
Krankheit).

Der Verwalter des Handvorschusses darf nur Auszahlungen leisten,
die dem genehmigten Verwendungszweck entsprechen. Fir diese
Auszahlungen und die nach Nr. 15.4 zugelassenen Einzahlungen
brauchen ihm Zahlungsanordnungen nicht vorzuliegen.

Der Handvorschufd und die gegebenenfalls angenommenen Einzah-
lungen muissen stets in Bargeld oder Belegen vorhanden sein.
Erfordert es der Umfang des Zahlungsverkehrs, so hat der Verwalter
des Handvorschusses eine Anschreibeliste flr die Auszahlungen
und Einzahlungen zu fuhren. Nummer 9.2 gilt entsprechend. Der
Unterschiedsbetrag zwischen den Summen der Einzahlungen und

17
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Auszahlungen in der Anschreibeliste muld stets mit dem
Bargeldbestand Ubereinstimmen.

15.9 Der Verwalter des Handvorschusses hat bei Bedarf, mindestens
jedoch einmal vierteljahrlich und zum Ende des Haushaltsjahres, die
Belege Uber Zahlungen gegen Empfangsbestatigung an die
anordnende Stelle zu geben. Wird eine Anschreibeliste gefuhrt, so ist
der Unterschiedsbetrag zwischen den Summen der Einzahlungen
und Auszahlungen zu errechnen und als neuer Bestand vorzutragen.
Die anordnende Stelle hat die Belege zu prifen und zu veranlassen,
dall der Handvorschul® durch die zustandige Kasse oder Zahlstelle
aufgefullt wird. Darfen Einzahlungen angenommen werden, so gilt
Nr. 16.6 entsprechend. Ubersteigen die Einzahlungen die
Auszahlungen, so hat der Verwalter des Handvorschusses den
Betrag, der den Handvorschuld Ubersteigt, bei der Kasse oder
Zahlstelle einzuzahlen.

15.10 Sobald die Voraussetzungen fur die Bewilligung des
Handvorschusses ganz oder teilweise entfallen sind, hat der Leiter
der Dienststelle die vollstandige oder teilweise Ruckzahlung des
Handvorschusses zu veranlassen.

16. Besondere Bestimmungen fiir Geldannahmestellen

16.1 Der zustandige Senator kann bei den Dienststellen seines
Geschaftsbereichs fur die Annahme geringflgiger Bareinzahlungen,
die vorher nicht im einzelnen, sondern nur ihrer Art nach bekannt
sind, Geldannahmestellen errichten. Voraussetzung hierfur ist, dass
der Zahlungspflichtige den einzuzahlenden Betrag nach der
Verkehrssitte sofort in bar zu entrichten hat und die Einzahlung bei
einer Kasse, einer bereits bestehenden Geldannahmestelle oder
einer sonstigen Zahlstelle nicht zweckmalig ist. Die Errichtung einer
Geldannahmestelle und die Art der von ihr anzunehmenden
Einzahlungen sind der Kasse oder Zahlstelle, an die die
angenommenen Betrage abzuliefern sind, mitzuteilen.
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Der Leiter der Dienststelle oder der von ihm Beauftragte hat einen
Verwalter der Geldannahmestelle und einen Vertreter zu bestellen.
Im Ubrigen gilt Nr. 15.6 sinngemal.

Der Verwalter der Geldannahmestelle hat Einzahlungen
anzunehmen, ohne dal} ihm hierfir Annahmeanordnungen vorliegen.

Der Verwalter der Geldannahmestelle hat eine Anschreibeliste zu
fuhren, in die die Einzahlungen taglich einzeln einzutragen sind. Ist
die Erfassung der Einzahlungen in anderer Weise sichergestellt (z.B.
Bestandsnachweise fur Vordrucke, numerierte Eintrittskarten), so
sind nur die Tagessummen in die Anschreibeliste zu Ubernehmen.
Fur die Eintragungen in die Anschreibeliste gilt Nr. 9.2 entsprechend.
Die Summe der aus der Anschreibeliste sich ergebenden nicht
abgelieferten Einzahlungen muf3 stets mit dem Bargeldbestand
Ubereinstimmen.

Bei der Errichtung der Geldannahmestelle ist festzulegen, daf} die
angenommenen Betrage entweder beim Erreichen einer bestimmten
Hoéhe oder zu bestimmten Zeitpunkten an die Kasse oder Zahlstelle
abzuliefern sind. Die Einzahlungen sind mindestens einmal monatlich
abzuliefern. Die Ablieferungen sind in die Anschreibeliste
einzutragen; andere Auszahlungen durfen nicht geleistet werden.

Der Verwalter der Geldannahmestelle hat mindestens einmal mo-
natlich gegenuber der zustandigen Stelle nachzuweisen, welche
Betrage er im abgelaufenen Zeitraum angenommen hat. Hierfur hat
er die erforderlichen Unterlagen (z.B. Bestandsnachweise flr
Vordrucke und Eintrittskarten, Quittungsdurchschriften) vorzulegen.
Die zustandige Stelle hat diese Unterlagen und ihre Vollstandigkeit zu
prufen und, soweit erforderlich, die Erteilung der Annahmeanordnung
fur die Kasse zu veranlassen.
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(zUNr. 18 zu § 79)

Bestimmungen liber den Einsatz von
automatisierten Verfahren im Haushalts-,
Kassen- und Rechnungswesen
(HKR-ADV-Best)

INHALT

Geltungsbereich

Unterrichtung, Einwilligungsverfahren
Mindestanforderungen

Verfahrenstest

Aufbewahren der Dokumentation

Abgrenzung der Aufgaben- und Verantwortungsbereiche
Datenermittiung und Datenerfassung

Datenverarbeitung

Datenfernubertragung

Nr. 10 Prufung der Verfahrensablaufe und der Einhaltung der Dienstan-

Nr. 11

6/96

weisungen
Ubertragung von Aufgaben auf Stellen aufRerhalb der
Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen

Geltungsbereich

Far automatisierte Verfahren im Bereich des Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesens, insbesondere fur die Berechnung und
Festsetzung von Zahlungen, Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln,
Erteilung von Kassenanordnungen, Zahlbarmachung, Buchfuhrung
oder Rechnungslegung, gelten auller den in Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften Uber die Durchfihrung von Automationsvorhaben,
Uber den Datenschutz und Uber die Datensicherung getroffenen
Regelungen die nachfolgenden Bestimmungen.
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2.

2.1

2.2

2.3

3.1

3.1.1

Unterrichtung, Einwilligungsverfahren

Der Senator fur Finanzen und der Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen sind Uber beabsichtigte Verfahren nach Nr. 1 so
rechtzeitig zu unterrichten, dal} sie gegebenenfalls die Gestaltung der
Verfahren beeinflussen kdnnen.

Sollen Verfahren nach Nr. 1 eingesetzt oder geandert werden, so
bedarf es der Einwilligung des Senators flr Finanzen, soweit durch
diese Verfahren die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln, Erteilung
von Kassenanordnungen, Zahlbarmachung, Buchfuhrung oder
Rechnungslegung beruhrt werden; gegebenenfalls hat der Senator
fur Finanzen das Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien
Hansestadt Bremen herbeizufihren. FiUr die Einwilligung ist
insbesondere eine allgemein verstandliche Beschreibung des
Automationsvorhabens mit den Entwurfen der erforderlichen
Dienstanweisungen vorzulegen. AufRerdem muld die Ver-
fahrensdokumentation vorhanden sein. Die Verantwortung des
zustandigen Senators fur die Wirtschaftlichkeit, Ordnungsmaligkeit
und Sicherheit des Verfahrens, insbesondere fur die Richtigkeit der
Programme, bleibt unberihrt.

Der Unterrichtung und der Einwilligung bedarf es auch, wenn
Verfahren oder Verfahrensteile aus anderen Bereichen Gbernommen
oder wenn die Entwicklung oder die Anwendung von Verfahren oder
Verfahrensteilen auf Stellen aufderhalb der Verwaltung der Freien
Hansestadt Bremen Ubertragen werden sollen.

Mindestanforderungen

Bei der Durchfiihrung der Verfahren nach Nr. 1 ist sicherzustellen,
dafy

nur dokumentierte, freigegebene und gultige Programme verwendet
werden,

die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Datenerfassung und der
Datenverarbeitung durch organisatorische und programmierte
6/96
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Kontrollen z.B. durch Pruferfassung, Kontrollsummen,
Plausibilitatskontrollen, Prifziffern gewahrleistet sind,

die Zugangs- und Zugriffskontrolle gewahrleistet ist und in den
Arbeitsablauf nicht unbefugt eingegriffen werden kann,

jede Veranderung von Dateien nachvollziehbar ist; tritt die
Veranderung durch das Ergebnis einer Kumulierung von Daten-
satzen ein, so mul} auch diese nachvollziehbar sein,

Vorkehrungen gegen einen Verlust und eine unbefugte oder
unbeabsichtigte Veranderung der gespeicherten Daten (Dateien und
Verarbeitungsprogramme) getroffen sind und

die Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der am Verfahren
Beteiligten festgelegt und gegeneinander abgegrenzt sind.

Bei Speicherbuchfihrung (Nr. 3.5 zu § 71) mull aulerdem
sichergestellt sein, dal} die gespeicherten Daten bis zum Ablauf der
fur die Bucher vorgeschriebenen Aufbewahrungszeiten in dem fur
Informations- und Prifungszwecke erforderlichen Umfang jederzeit
innerhalb einer angemessenen Frist ausgedruckt oder auf sonstige
Weise visuell lesbar gemacht werden kdnnen.

Werden Belege in Form von maschinell lesbaren Datentragern
verwendet (Nr. 1.1 zu § 75), so mul} Uber die Anforderungen nach
Nr. 3.1 hinaus sichergestellt sein, dal} deren Inhalt bis zum Ablauf
der fur die Belege vorgeschriebenen Aufbewahrungszeiten jederzeit
innerhalb einer angemessenen Frist ausgedruckt oder auf sonstige
Weise visuell lesbar gemacht werden kann.

Verfahrenstest

Bei den Verfahren, die nach Nr. 2.2 der Einwilligung des Senators fur
Finanzen bedurfen, ist ihm oder den von ihm beauftragten Stellen
sowie dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen Gelegen-
heit zu geben, sich am Test neuer oder geanderter Verfahren zu be-
teiligen.
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5.1

5.2

5.3

5.4

5.5

Aufbewahren der Dokumentation

Die Dokumentation von Verfahren nach Nr. 1 ist gegen Verlust,
Beschadigung und den Zugriff Unbefugter gesichert aufzubewahren.

Werden fir die Berechnung und Festsetzung von Zahlungen,
Erteilung von Kassenanordnungen oder Zahlbarmachung automa-
tisierte Verfahren eingesetzt, betragt die Aufbewahrungszeit fur die
Dokumentation solcher Verfahren oder Verfahrensteile, die nicht
mehr eingesetzt werden, 6 Jahre.

Werden flir die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln, Buchflihrung
oder Rechnungslegung automatisierte Verfahren eingesetzt, betragt
die Aufbewahrungszeit flr die Dokumentation solcher Verfahren oder
Verfahrensteile, die nicht mehr eingesetzt werden, 10 Jahre.

Erstreckt sich die Dokumentation von Verfahren oder Verfah-
rensteilen sowohl auf die in Nr.5.2 als auch auf die in Nr.5.3
aufgefuhrten Bereiche, so qilt die Aufbewahrungszeit nach Nr. 5.3.

Die Aufbewahrungszeiten beginnen mit Ablauf des Haushaltsjahres,
in dem die Verfahren oder Verfahrensteile letztmalig eingesetzt
worden sind.

Abgrenzung der Aufgaben- und Verantwortungsbereiche

Die Abgrenzung der Aufgaben- und Verantwortungsbereiche der an
automatisierten  Verfahren im  Haushalts-, Kassen- und
Rechnungswesen Beteiligten (Nr. 3.1.6) ist durch Dienstanweisung
zu regeln. Grundsatzlich sind mindestens die Bereiche Daten-
ermittlung, Datenerfassung und Datenverarbeitung gegeneinander
abzugrenzen. Erledigt eine Person in Verfahren, die zu Zahlungen
fuhren, Aufgaben aus mehr als einem dieser Bereiche, oder ist im
Bereich Datenverarbeitung die Trennung nach den
Funktionsbereichen Systemprogrammierung, Verfahrensentwicklung
und -pflege, Arbeitsvorbereitung, Verarbeitung, Arbeitsnachbereitung
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und Archivierung nicht mdglich, so sind zusatzliche Siche-
rungsmaflnahmen erforderlich.

Datenermittlung und Datenerfassung

Der Bereich Datenermittlung ist flr die richtige und vollstandige
Ermittlung der Daten verantwortlich. Durch Dienstanweisung ist
mindestens zu regeln,

inwieweit und in welcher Form die Richtigkeit von Erfassungs- oder
Eingabebelegen, die nicht bereits als Zahlungsanordnungen, deren
Anlagen oder begrindende Unterlagen nach Nr. 11 bis Nr. 19 zu
§ 70 festgestellt sind, zu bescheinigen ist und

inwieweit und in welcher Form der Transport von Erfassungs- oder
Eingabebelegen durch Arbeitsablaufbelege zu sichern ist.

Der Bereich Datenerfassung ist fur die gesicherte, richtige und
vollstandige Erfassung der zu verarbeitenden Daten verantwortlich.
Die richtige und vollstandige Erfassung ist zu bescheinigen und durch
geeignete Prifungen zu sichern. Werden die Datenermittiung und die
Datenerfassung von einer Person vorgenommen
(Bearbeitereingabe), so ist in diese Prufungen auch die Datener-
mittlung einzubeziehen. In Verfahren, die zu Zahlungen flhren, sind
die Prufungen vor der Festsetzung oder Zahlbarmachung
durchzuflihren. Das Nahere Uber die Art der Sicherung, der Erfas-
sung und der Bescheinigung sowie uUber die Art und den Umfang der
Prifung ist durch Dienstanweisung zu regeln.

Der Bereich Datenerfassung hat den Transport von maschinell
lesbaren Datentragern durch Begleitbelege zu sichern. Das Nahere
ist durch Dienstanweisung zu regeln.

FUhrt die Erfassung zur Direktverarbeitung der Daten, so sind
Regelungen der Zugriffskontrolle (z.B. Benutzerkennung, Password,
Abstufung der Zugriffsberechtigung) zu treffen. Die Zugriffe sind zu
protokollieren. Das Nahere uber die Zugriffskontrolle und die
Protokollierung der Zugriffe ist durch Dienstanweisung zu regein.
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8. Datenverarbeitung

8.1 Der Bereich Datenverarbeitung ist fur die ordnungsgemale
Verarbeitung der Daten verantwortlich, insbesondere fur

8.1.1 die richtige und vollstandige Ubernahme der Daten zur Verarbeitung,

8.1.2 die richtige und vollstandige technische Durchfihrung der
Verarbeitung mit den dokumentierten, freigegebenen und gultigen
Programmen,

8.1.3 die Wiederholbarkeit der Verarbeitung im Falle nicht einwandfreier
Arbeitsergebnisse,

8.1.4 die vollstandige Durchfihrung der ihm obliegenden organisatorischen
und sonstigen Kontrollen,

8.1.5 die Sicherung der Datenbestdande und der Programme gegen
Verlust, unzulassige Weitergabe, unbeabsichtigte und unbefugte
Veranderung oder Verwendung durch  technische und
organisatorische MaRnahmen und

8.1.6 die richtige und vollstandige Weiterleitung der Arbeitsergebnisse.

8.2 Die ordnungsgemalle Verarbeitung der Daten ist zu bescheinigen.
Die Bescheinigung schrankt die Verantwortung anderer Stellen fur
die Richtigkeit der Arbeitsergebnisse entsprechend ein; sie ist gege-
benenfalls eine Teilbescheinigung nach Nr. 19.1 zu § 70.

8.3 Der Transport von maschinell lesbaren Datentragern und die Abgabe
von Arbeitsergebnissen sind durch Begleitbelege oder auf andere
Weise zu sichern.

8.4 Das Nahere uber die Sicherung des Arbeitsablaufs und die
Malnahmen im Stérungsfall ist durch Dienstanweisung zu regein.
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9.1

9.11

9.1.3

9.2

10.

11.

6/96

§79
Anlage 3

Datenferniibertragung

Bei Datenfernubertragung ist sicherzustellen, dal}

die Daten richtig und vollstandig gesendet und empfangen werden,
die Ubertragung von Daten wiederholt werden kann und

die Daten von Sende- und Empfangsdateien visuell lesbar gemacht
werden kdnnen.

Die zur Sicherung erforderlichen Malknahmen sind durch
Dienstanweisung festzulegen.

Prufungen der Verfahrensablaufe und der Einhaltung der Dienst-
anweisungen

Durch mindestens stichprobenweise Prifung ist sicherzustellen, dal}
die  genehmigten  Verfahrensablaufe und die in den
Dienstanweisungen getroffenen Regelungen eingehalten werden. Bei
der Prufung ist auch darauf zu achten, dal} die erforderlichen Belege
vorhanden sind und vorschriftsmaRig aufbewahrt werden. Das
Nahere uber die Durchfuhrung der Prufung st durch
Dienstanweisung zu regeln.

Ubertragung von Aufgaben auf Stellen auRerhalb der Verwaltung
der Freien Hansestadt Bremen

Werden Verfahren nach Nr. 1 ganz oder teilweise auf Stellen
aulBerhalb der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen zur
DurchfiGhrung Ubertragen, so ist sicherzustellen, dall die
Bestimmungen der Nr. 2 bis Nr. 9 beachtet werden.



§ 80

§ 80

Rechnungslegung

(1) Die zustandigen Stellen haben fiir jedes Haushaltsjahr auf der

Grundlage der abgeschlossenen Biicher Rechnung zu legen. Der

Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rechnungshof der

Freien Hansestadt Bremen bestimmen, daR fiir einen anderen Zeitraum
Rechnung zu legen ist.

(2) Auf der Grundlage der abgeschlossenen Biicher stellt der Senator
fur Finanzen fir jedes Haushaltsjahr die Haushaltsrechnung auf.

Zu § 80:

INHALT

Erster Abschnitt: Allgemeines

Nr.
Nr.

1 Zweck und Umfang der Rechnungslegung
2 Zustandigkeiten

Zweiter Abschnitt: Einzelrechnung

Nr.
Nr.
Nr.
Nr.
Nr.

01/99

3 Rechnungslegungsbicher

4 Rechnungsnachweisungen

5 Nachweis der nicht abgewickelten Verwahrungen und Vorschlsse

6 Nachweis der nicht abgerechneten Abschlagsauszahlungen

7 Rechnungslegung fur einen langeren Zeitraum als ein Haushaltsjahr
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Dritter Abschnitt: Gesamtrechnung
Nr. 8 Gesamtrechnungsnachweisung

Vierter Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

Nr. 9 Sonstige Rechnungsunterlagen

Nr. 10 Ordnen und Aufbewahren der Rechnungsunterlagen
Nr. 11 Vorlage der Einzel- und der Gesamtrechnung

Nr. 12 Erganzende Bestimmungen

Erster Abschnitt: Allgemeines

1.1

1.2

1.2.1

1.2.2

Zweck und Umfang der Rechnungslegung

Die Rechnungslegung hat den Zweck, alle Einnahmen und Ausgaben
fur die Haushaltsrechnung und die Rechnungsprifung darzustellen.
Sie umfalt die Einzelrechnungslegung und die Gesamt-
rechnungslegung.

Bei der Einzelrechnungslegung werden die Einnahmen und Ausgaben
durch die abgeschlossenen Rechnungslegungsbicher (Nr. 3) und die
dazugehdrenden Rechnungsbelege (Nr.3 zu §75) im einzelnen
nachgewiesen (Einzelrechnung). Mit der Einzelrechnung ist der
Nachweis zu verbinden uber

die bis zum Jahresabschlul® nicht abgewickelten Verwahrungen und
Vorschusse und

die bis zum Jahresabschlul3 nicht abgerechneten Abschlagsaus-
zahlungen.

01/99



§ 80

1.3 Bei der Gesamtrechnungslegung werden die Einnahmen und Ausga-
ben in Gesamtbetragen nach der im Haushaltsplan oder sonst
vorgesehenen Ordnung nachgewiesen (Gesamtrechnung).

1.4 Die Einzelrechnung und die Gesamtrechnung werden durch die
sonstigen Rechnungsunterlagen erganzt.

2. Zustandigkeiten
Die Rechnungslegung Uber Einnahmen und Ausgaben ist Aufgabe
der Kasse. Andere Stellen, die fir Buchungen oder das Aufbewahren
von Belegen zustandig sind, haben bei der Rechnungslegung
mitzuwirken. Das Nahere bestimmt der Senator fur Finanzen im
Einvernehmen mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen.

Zweiter Abschnitt: Einzelrechnung

3. Rechnungslegungsbiicher

3.1 Rechnungslegungsbucher sind

3.1.1 das Titelbuch,

3.1.2 die Vorbicher zum Titelbuch und

3.1.3 Zeitblcher, die mit dem Titelbuch oder mit Vorbiichern zum Titelbuch
vereinigt sind (Nr. 4.4 zu § 71).

3.2 Bei Speicherbuchfuhrung sind fir die Rechnungslegung tuber
Einnahmen und Ausgaben mindestens die Ergebnisse fur jede Bu-
chungsstelle auszudrucken.



4.1

4.2

4.3

§ 80

Der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen kann verlangen,
dal die einzelnen Buchungen jederzeit innerhalb einer
angemessenen Frist in dem von ihm fur erforderlich gehaltenen
Umfang ausgedruckt oder auf sonstige Weise visuell lesbar gemacht
werden (Nr. 3.2 der Anlage 3 zu § 79 -HKR-ADV-Best-).

Rechnungsnachweisungen

Die Summen der Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben sind aus dem Ti-
telbuch titelweise nach der im Haushaltsplan oder sonst vor-
gesehenen Ordnung in Rechnungsnachweisungen zu Ubernehmen.
Aus den Titelergebnissen sind Kapitel- und Einzelplansummen zu
bilden. Die Rechnungsnachweisungen sind mindestens flr jeden
Einzelplan getrennt aufzustellen; dabei sind die Erfordernisse der
Rechnungsprufung zu berlcksichtigen, soweit die Einrichtung der
Blcher es zulaft.

Einnahme- und Ausgabeubersichten (Nr.26.5 zu §71) oder
Ausdrucke nach Nr.3.2 Satz 1 konnen als Rechnungsnachwei-
sungen verwendet werden, wenn sie die nach Nr. 4.1 erforderlichen
Angaben enthalten.

Die Richtigkeit und die Vollstandigkeit jeder Rechnungsnachweisung
sind vom zustandigen Sachbearbeiter des Sachgebiets Buchflihrung
zu bescheinigen.



5.1

5.2

5.21

5.2.2

5.2.3

5.2.4

5.3

5.3.1

5.3.2

§ 80

Nachweis der nicht abgewickelten Verwahrungen und
Vorschiisse

Die bis zum Jahresabschluf® nicht abgewickelten Verwahrungen und
Vorschusse sind getrennt nach Buchungsstellen (Nrn. 11.1 und 12.1
zu §71) in Nachweisungen zu Ubernehmen, die den Rechnungs-
nachweisungen beizufligen sind.

In den Nachweisungen sind anzugeben

die laufende Nummer,

der Buchungstag,

der Betrag,

die Begrindung der anordnenden Stelle oder der Kasse, weshalb die
Abwicklung bisher nicht mdglich war, aullerdem bei Vorschissen ein
Hinweis auf die Einwilligung des Senators flr Finanzen, sofern diese

nach § 60 Abs. 1 erforderlich ist.

In den Nachweisungen kdnnen ohne die Begrindung nach Nr. 5.2.4
jeweils in einer Summe angegeben werden

die als Verwahrungen behandelten Abzlige von personlichen Be-
zugen (z.B. Steuern, Sozialversicherungsbeitrage),

Betrage, die fur die in Heimen, Justizvollzugsanstalten u.dergl.
untergebrachten Personen verwahrt werden,



5.3.3

5.34

5.3.5

5.3.6

5.3.7

5.4

5.5

5.6

6.1

§ 80

Verwahrungen anderer Art, die nach dem 30. September des
Haushaltsjahres gebucht worden sind,

andere Verwahrungen bis zum Einzelbetrag von 500 Euro,

die Gehaltsvorschusse,

die Handvorschisse und

andere Vorschusse bis zum Einzelbetrag von 500 Euro mit Aus-
nahme solcher Vorschusse, die bis zum Ende des zweiten auf ihre
Entstehung folgenden Haushaltsjahres nicht abgewickelt worden

sind.

Zu den Summen nach den Nrn. 5.3.3, 5.3.4 und 5.3.7 ist die Anzahl
der Falle anzugeben.

Die Richtigkeit und die Vollstandigkeit jeder Nachweisung sind vom
zustandigen Sachbearbeiter des Sachgebiets Buchfihrung zu
bescheinigen.

Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen Erleichterungen zulassen.

Nachweis der nicht abgerechneten Abschlagsauszahlungen
Die bis zum Jahresabschluf3 nicht abgerechneten
Abschlagsauszahungen sind getrennt nach Buchungsstellen in

Nachweisungen zu Ubernehmen, die den Rechnungsnachweisungen
beizufligen sind.
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6.2

6.2.1

6.2.2

6.2.3

6.2.4

6.2.5

6.3

6.4

6.5

§ 80

In den Nachweisungen sind anzugeben

die laufende Nummer,

der Buchungstag,

die Bezeichnung des Empfangsberechtigten,

der Betrag und

die Nummer der Buchung im Titelbuch oder ein anderer Hinweis, der
das Auffinden der Buchung im Titelbuch oder im Vorbuch zum
Titelbuch ermoglicht.

Die Richtigkeit und die Vollstandigkeit jeder Nachweisung sind vom
zustandigen Sachbearbeiter des Sachgebiets Buchfihrung zu
bescheinigen.

Werden die Abschlagszahlungen bei der anordnenden Stelle in
besondere Listen eingetragen, so kdénnen sie oder Ablichtungen
hiervon als Nachweisungen verwendet werden, wenn sie den Tag
der Anordnung sowie die Angaben nach den Nrn. 6.2.3 und 6.2.4
enthalten und wenn die Richtigkeit und die Vollstandigkeit
bescheinigt worden sind.

Der Senator fur Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen Erleichterungen zulassen.



7.1

7.2

§ 80

Rechnungslegung fir einen langeren Zeitraum als ein
Haushaltsjahr

Der Senator flr Finanzen kann im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof der Freien Hansestadt Bremen bestimmen, dal} Uber
Ausgaben fur MalRnahmen, die sich Uber mehrere Haushaltsjahre
erstrecken (z.B. groliere Baumalinahmen) und die im Haushaltsplan
einzeln veranschlagt sind, fur einen langeren Zeitraum als ein
Haushaltsjahr zusammenhangend Rechnung gelegt wird. In diesem
Falle sind die Istergebnisse der einzelnen Haushaltsjahre nach Ab-
schlu® der Mallhahme zusammenzustellen. Die Einbeziehung der
jeweiligen Jahresergebnisse in die Rechnungsnachweisungen nach
Nr. 4 bleibt unberlihrt; Nachweisungen Uber nicht abgerechnete Ab-
schlagsauszahlungen (Nr. 6) brauchen nicht erstellt zu werden.

Bei der Rechnungslegung flr einen langeren Zeitraum als ein
Haushaltsjahr kann auch angeordnet werden, dal® schon vor Ab-
schluly der MaRRnahme fur einen bestimmten Zeitraum Zwischen-
rechnung zu legen ist. Hierfar gilt Nr. 7.1 sinngeman.

Dritter Abschnitt: Gesamtrechnung

8.1

Gesamtrechnungsnachweisung

Als Gesamtrechnungsnachweisung dient das Gesamttitelbuch oder
eine auf seiner Grundlage erstellte Ubersicht, die die Ergebnisse
nach Titeln getrennt enthalten mul3.
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8.2 Die Richtigkeit und die Vollstandigkeit der Gesamtrechnungs-
nachweisung sind vom Leiter des Sachgebiets Buchfihrung und vom
Kassenleiter zu bescheinigen.

Vierter Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen
9. Sonstige Rechnungsunterlagen

9.1 Die Kasse hat als sonstige Rechnungsunterlagen insbesondere
bereitzuhalten

9.1.1 bei der Einzelrechnungslegung die Unterlagen Uber die Verteilung
der Haushaltsmittel (Nr. 1 zu § 34),

9.1.2 bei der Gesamtrechnungslegung die Verfigungen Uber Nachbewil-
ligungen und Einsparungen oder als Dekkung vorgesehene Mehr-
einnahmen sowie die Einwilligungen in andere Uber- und aulder-
planméaRige Ausgaben und in die Ubertragung von Haushaltsresten.

9.2 Bei BaumalRlnahmen hat die hierfur zustandige Stelle als sonstige
Rechnungsunterlagen die Entwurfszeichnungen, Kostenbe-
rechnungen, Bauabrechnungen und weitere nach erganzenden Be-
stimmungen (Nr. 12) vorgesehene Unterlagen bereitzuhalten.

9.3 Bei Malinahmen, Uber die fir einen langeren Zeitraum als ein
Haushaltsjahr Rechnung gelegt wird (Nr. 7.1), hat die zustandige
Stelle nach Abschluld eines jeden Haushaltsjahres dem
Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen mitzuteilen

9.3.1 den Stand der Ausgaben seit Beginn der Malinahme,
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9.3.2

9.3.3

9.4

9.5

10.

11.

§ 80

bis wann die MalRnahme voraussichtlich beendet sein wird,

bis wann die Rechnung voraussichtlich fertiggestellt sein wird.

Bei BaumalRnahmen, die bereits beendet, aber noch nicht abge-
rechnet sind, ist zusatzlich zu den Mitteilungen nach Nr. 9.3
anzugeben, wann der Bau in seinen wesentlichen Teilen in Gebrauch
genommen worden ist.

Soweit flr wiederkehrende Zahlungen Zusammenstellungen der
Jahresbetrage von Personen- oder Objektkonten zu erstellen sind,
mussen sie als sonstige Rechnungsunterlagen bereitgehalten
werden.

Ordnen und Aufbewahren der Rechnungsunterlagen

Die Rechnungslegungsbicher, die Rechnungsbelege, die Rech-
nungsnachweisungen, die Gesamtrechnungsnachweisung und die
sonstigen Rechnungsunterlagen sind sicher und geordnet aufzu-
bewahren; die Art und die Dauer des Aufbewahrens sowie das
Ordnen richten sich nach den Bestimmungen der Anlage zu § 71.
Nummer 21.2 zu § 71 gilt entsprechend.

Vorlage der Einzel- und der Gesamtrechnung
Die Einzelrechnungen und die Gesamtrechnung sind dem Rech-

nungshof der Freien Hansestadt Bremen vorzulegen oder zur
Prifung bereitzuhalten.
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§ 80

Erganzende Bestimmungen

Der zustandige Senator kann im Einvernehmen mit dem Senator flr
Finanzen und dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen
erganzende Bestimmungen erlassen, wenn flr einzelne Bereiche
zusatzliche Anforderungen an die Rechnungslegung gestellt werden
mussen.
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§ 115

Teil IX

Ubergangs- und SchluBbestimmungen

§ 115

Offentlich-rechtliche Dienst- oder
Amtsverhaltnisse

Vorschriften dieses Gesetzes fiir Beamte sind auf andere offentlich-
rechtliche Dienst- oder Amtsverhaltnisse entsprechend anzuwenden.

Zu § 115:

Die  Verwaltungsvorschriften  zu den  Vorschriften der Lan-
deshaushaltsordnung fur Beamte gelten fur andere offentlich-rechtliche
Dienst- oder Amtsverhaltnisse entsprechend.



§ 118

§ 118

Geltung in den Gemeinden

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch fiir die Stadtgemeinde

Bremen.

(2) Fir die Stadtgemeinde Bremerhaven gelten die Vorschriften dieses
Gesetzes mit Ausnahme der §§ 88 bis 104 und 114 entsprechend. Die in der
Stadtgemeinde Bremerhaven zustiandigen Stellen sind unter Beachtung der
Verfassung fiir die Stadt Bremerhaven durch Ortsgesetz zu bestimmen.

Die Zustandigkeiten nach § 5, soweit es sich um den ErlaR allgemeiner Vor-
schriften zu diesem Gesetz handelt, sowie nach § 55 Abs. 2, § 71 Abs. 2,
§73, § 76 Abs. 1 und § 79 Abs. 3 gelten auch fiir die Stadtgemeinde

Bremerhaven.

(3) Die Stadtgemeinde Bremerhaven hat ein vom Magistrat
unabhédngiges Rechnungspriifungsamt einzurichten, das die Rechnungen,
das Vermoégen und die Schulden, die Verwahrungen und Vorschiisse, die
Wirtschaftsfiihrung der wirtschaftlichen Unternehmen und die Betatigung
der Stadtgemeinde Bremerhaven als Gesellschafter oder Aktionar in
Unternehmen mit eigener Rechtspersonlichkeit nach ndherer Bestimmung
des Ortsrechts zu priifen hat. Die Stadtverordnetenversammlung kann dem

Rechnungspriifungsamt weitere Aufgaben libertragen.

(4) Fiir die Stadtgemeinde Bremerhaven bediirfen der Genehmigung der
Aufsichtsbehorde

1. die Haushaltssatzung hinsichtlich

a) des Gesamtbetrages der Verpflichtungsermachtigungen
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b) des Gesamtbetrages der Kredite

c¢) des Hochstbetrages der Kassenverstarkungskredite

d) der Hohe der Steuersatze (Hebesatze),

die Aufnahme der einzelnen Kredite, sobald die Kreditaufnahmen
nach § 19 des Gesetzes zur Forderung der Stabilitit und des

Wachstums der Wirtschaft beschrankt worden sind,

Rechtsgeschafte, die der Aufnahme von Krediten wirtschaftlich
gleichkommen, soweit es sich nicht um Geschafte der laufenden

Verwaltung handelt,

die VerauBerung von Vermogensgegenstianden unter ihrem Wert,

der Verkauf oder Tausch von Grundstiicken oder
grundstiicksgleichen Rechten sowie Rechtsgeschafte, die diesen

wirtschaftlich gleichkommen,

die VerdauBerung von Beteiligungen an wirtschaftlichen

Unternehmen,

die VerauBerung oder wesentliche Verdanderung von Sachen, die
einen besonderen wissenschaftlichen, geschichtlichen oder

kiinstlerischen Wert haben.

(4a) Die Genehmigungen der Aufsichtsbehorde nach Absatz 4 Nr. 1

Buchstabe a und b sollen unter dem Gesichtspunkt einer geordneten

Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt werden; sie koénnen unter

Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Die Aufsichtsbehoérde soll den

Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite ab dem Haushaltsjahr 1990 nur
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insoweit genehmigen, als die Steigerung der volkswirtschaftlichen
Gesamtausgaben dem Zuwachs der volkswirtschaftlichen
Gesamteinnahmen entspricht und der Haushaltsplan fiir das Antragsjahr
sowie die Finanzplanung fiir das Folgejahr fiir die laufende Rechnung

keinen Fehlbetrag ausweisen.

(5) Die Aufsichtsbehorde kann Rechtsgeschafte der Stadtgemeinde Bre-
merhaven nach Absatz 4 Nrn. 4 bis 7 von der Genehmigungspflicht
freistellen, wenn sie zur Erfillung bestimmter Aufgaben abgeschlossen
oder ihrer Natur nach regelmaBig wiederkehren oder wenn bestimmte, von
der Aufsichtsbehorde festzusetzende Wertgrenzen nicht iberschritten

werden.

(6) Geschafte des biirgerlichen Rechtsverkehrs, die ohne die nach
Absatz 4 Nrn. 2 bis 7 erforderliche Genehmigung der Aufsichtsbehorde

abgeschlossen werden, sind unwirksam.

(7) Der § 5 Abs. 1, §§ 9 bis 11, § 12 Abs. 1 des Gesetzes zur Forderung
der Stabilitdt und des Wachstums der Wirtschaft sowie § 50 des Gesetzes
Uber die Grundsitze des Haushaltsrechts des Bundes und der Lander
gelten sinngemaR fiir die Haushaltswirtschaft der Stadtgemeinden Bremen

und Bremerhaven.
Zu § 118:
1. Die VV-LHO gelten auch fiir die Stadtgemeinde Bremen.

21 Fir die Stadtgemeinde Bremerhaven gelten die VV-LHO mit Ausnahme

der Bestimmungen zu
Nrn. 3.1, 3.2, 3.3 zu § 38,
§ 50,

Nrn. 3 und 4 zu § 52,
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2.2

§ 53,

Nrn. 3 bis 6 zu § 61,

Nr. 7 letzter Satz zu § 63,

Nrn. 3.1 und 4.6 zu § 64,

Nr. 3.1 zu § 65,

Nrn. 35.1, 35.2, 35.4, 52 und 60 sowie den

Anlagen 4 und 5 zu § 70,

Nrn. 10, 13 und 26 zu § 71,

der Anlage zu § 73,

§78,

Nrn. 1, 3.7, 6.6 und 17 sowie der Anlage 1 zu

§ 79 und Nr. 8 zu § 80

entsprechend.

Die in der Stadtgemeinde Bremerhaven zustdndigen Stellen sind unter
Beachtung der Ortsgesetze vom Magistrat der Stadt Bremerhaven zu
bestimmen. Die Zustandigkeiten des Senators fur Finanzen nach § 118
Abs. 2 Satz 3 sowie nach

Nrn.1.5und 2.4 zu§7

Nr.2.3zu § 24

Nrn. 4.8, Satz 1, 8.1 Satz 1, 9.1 und 10 zu § 34

Nrn. 19.2 und 23.3 zu § 44

Nr. 7.2 zu § 64

Nr.3zu § 118

gelten auch fir die Stadtgemeinde Bremerhaven.

Fir die Behandlung der haushaltstechnischen Verrechnungen

zwischen den bremischen Gebietskdrperschaften (Obergruppen 38

und 98) trifft der Senator flr Finanzen, insbesondere im Hinblick auf den
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bremischen Finanzausgleich, auf die Doppelfunktion von Dienststellen an
der Wahrnehmung staatlicher und kommunaler Aufgaben, auf zentrale

Aufgaben u.dgl. die notwendigen Anweisungen.

01/98 5



	Teil IV - Vorbemerkung zu §§ 70 -80
	§ 70 Zahlungen
	Inhalt
	A. Kassenordnungen
	Erster Abschnitt: Arten und Form der Kassenanordnungen
	Nr. 1 Arten der Kassenordnungen
	Nr. 2 Form der Kassenanordnungen

	Zweiter Abschnitt: Zahlungsanordnungen
	Nr. 3 Arten der Zahlungsanordnungen
	Nr. 4 Erteilung von Zahlungsanordnungen
	Nr. 5 Inhalt der förmlichen Zahlungsanordnung
	Nr. 6 Betrag
	Nr. 7 Zahlungspflichtiger oder Empfangsberechtigter
	Nr. 8 Fälligkeitstag
	Nr. 9 Buchungsstelle, Haushaltsjahr
	Nr. 10 Begründung
	Nr. 11 Feststellung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit
	Nr. 12 Inhalt der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit
	Nr. 13 Feststeller der sachlichen Richtigkeit
	Nr. 14 Form der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit
	Nr. 15 Inhalt der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit
	Nr. 16 Feststeller der rechnerischen Richtigkeit
	Nr. 17 Form der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit
	Nr. 18 Zusammengefaßte Bescheinigung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit
	Nr. 19 Verantwortung des Feststellers in besonderen Fällen
	Nr. 20 Unterschrift des Anordnungsbefugten
	Nr. 21 Änderung der förmlichen Zahlungsanordnung, ihrer Anlagen und der begründeten Unterlagen
	Nr. 22 Allgemeine Zahlungsanordnungen

	Dritter Abschnitt: Andere Kassenanordnungen
	Nr. 23 Allgemeines
	Nr. 24 Anordnungen für Wertgegenstände
	Nr. 25 Sonstige Kassenanordnungen
	Nr. 26 Änderungsanordnungen
	Nr. 27 Kasseninterne Aufträge


	B. Zahlungen, Wertgegenstände
	Vierter Abschnitt: Zahlungsverkehr
	Nr. 28 Bewirken von Zahlungen
	Nr. 29 Zahlungsarten
	Nr. 30 Förderung des unbaren Zahlungsverkehrs
	Nr. 31 Verkehr mit Kreditinstituten
	Nr. 32 Bargeld
	Nr. 33 Wechsel
	Nr. 34 Verrechnung im Wege der Aufrechnung
	Nr. 35 Verrechnung im Wege des Buchausgleichs, Verrechnung innerhalb der Kasse

	Fünfter Abschnitt: Einzahlungen und Auszahlungen
	Nr. 36 Leistungsort, Einzahlung an die zuständige Kasse
	Nr. 37 Annahme von Einzahlungen
	Nr. 38 Prüfung von Zahlungsmitteln und Wertsendungen
	Nr. 39 Quittung bei Einzahlungen
	Nr. 40 Einzahlungstag
	Nr. 41 Rechtzeitige und vollständige Entrichtung von Einzahlungen
	Nr. 42 Behandlung von Mehr- und Minderbeträgen sowie von gefundenem Bargeld, haushaltsmäßige Vereinnahmung von Hinterlegungen
	Nr. 43 Reihenfolge der Tilgung
	Nr. 44 Stundung von Ansprüchen
	Nr. 45 Berechnung von Zinsen und Säumniszuschlägen bei Einzahlungen
	Nr. 46 Leistung von Auszahlungen
	Nr. 47 Zahlungsempfänger
	Nr. 48 Bescheinigungen über unbare Auszahlungen und über Verrechnungen
	Nr. 49 Quittung bei Auszahlungen
	Nr. 50 Rechtzeitige Leistung 
	Nr. 51 Berechnung von Zinsen bei Auszahlungen
	Nr. 52 Auftragszahlungen
	Nr. 53 Berechnung von Teilbeträgen
	Nr. 54 Arten der Wertgegenstände
	Nr. 55 Einlieferung und Auslieferung von Wertgegenständen
	Nr. 56 Verwaltung von Wertgegenständen
	Nr. 57 Aufbewahrung der Wertgegenstände
	Nr. 58 Verwendung der Einzahlungen
	Nr. 59 Kassenistbestand
	Nr. 60 Kassenbestandsverstärkung
	Nr. 61 Ablieferung
	Nr. 62 Kassenbehälter, Beförderung von Zahlungsmitteln
	Nr. 63 Verpacken von Euro-Münzen und Euro-Banknoten
	Nr. 64 Verlust von Schecks, Überweisungs- und Verstärkungsaufträgen sowie von Scheckvordrucken



	§ 70 (Anlage 1) - Verfahren bei der Annahme von Schecks
	Nr. 1 Arten von Schecks
	Nr. 2 Annahme von Schecks
	Nr. 3 Scheckbetrag
	Nr. 4 Quittung
	Nr. 5 Verrechnungsschecks, Blankoindossament

	§ 70 (Anlage 2) - Zahlungen in fremden Geldsorten
	Nr. 1 Allgemeine Bestimmungen
	Nr. 2 Quittung
	Nr. 3 Verkauf fremder Geldsorten
	Nr. 4 Nachweis fremder Gelsorten

	§ 70 (Anlage 3) - Behandlung nachgemachter, verfälschter, als Falschgeld verdächtigter, beschädigter oder abgenutzter auf Euro oder Cent lautender Münzen (Euro-Münzen) und Euro-Banknoten
	Nr. 1 Falschgeld
	Nr. 2 Behandlung von Euro-Bargeld, dessen Echtheit zweifelhaft ist
	Nr. 3 Abgenutzte und beschädigte Euro-Münzen
	Nr. 4 Beschädigte Euro-Banknoten
	Nr. 5 Verweisung an die Deutsche Bundesbank

	§ 70 (Anlage 4) - Bestimmungen über den Verkehr mit der Bremer Landesbank - Girozentralen - und den Sparkassen in der Freien Hansestadt Bremen
	Nr. 1 Abrechnungsverkehr
	Nr. 2 Kontoführung
	Nr. 3 Scheckeinreichung
	Nr. 4 Wertpapierdepots und Verwaltung hinterlegter Wertpapiere
	Nr. 5 Sonstige Bestimmungen

	§ 70 (Anlage 5) - Bestimmungen über Kassen- und Zahlstellenbeständsverstärkungen durch Verstärkungsaufträge
	Nr. 1 Allgemeines
	Nr. 2 Ermächtigungsschreiben
	Nr. 3 Verstärkungsauftrag
	Nr. 4 Ausstellen des Verstärkungsauftrags
	Nr. 5 Verfahren
	Nr. 6 Barabhebung von Beträgen
	Nr. 7 Aufbewahrung der Vordrucke, Abhandenkommen von Verstärkungsaufträgen und Schecks


	§ 71 Buchführung
	Inhalt
	A. Buchführung über Zahlungen
	Nr. 1 Zweck der Buchführung
	Nr. 2 Zuständigkeiten
	Nr. 3 Grundsätze der Buchführung
	Nr. 4 Arten der Bücher
	Nr. 5 Hauptzeitbuch
	Nr. 6 Vorbücher zum Hauptzeitbuch
	Nr. 7 Tagesabschlußbuch
	Nr. 8 Titelbuch 
	Nr. 9 Vorbücher zum Titelbuch
	Nr. 10 Gesamtitelbuch
	Nr. 11 Verwahrungsbuch
	Nr. 12 Vorschußbuch
	Nr. 13 Abrechnungsbuch
	Nr. 14 Andere Sachbücher
	Nr. 15 Kontogegenbuch
	Nr. 16 Schalterbuch
	Nr. 17 Andere Hilfsbücher
	Nr. 18 Form der Bücher
	Nr. 19 Buchungsbestimmungen
	Nr. 20 Buchungstag
	Nr. 21 Aufbewahren der Bücher
	Nr. 22 Arten und Zweck der Abschlüsse
	Nr. 23 Tagesabschluß
	Nr. 24 Monatsabschluß
	Nr. 25 Jahresabschluß
	Nr. 26 Abschlußnachweisung, Einnahme- und Ausgabeübersichten
	Nr. 27 Behandlung von Unrichtigkeiten beim Jahresabschluß
	Nr. 28 Wertezeitbuch und Wertesachbuch
	Nr. 29 Wertzeichenbuch

	§ 71 (Anlage)
	Inhalt
	Erster Abschnitt: Allgemeines
	Nr. 1 Gemeinsame Bestimmungen

	Zweiter Abschnitt: Aufbewahrung von Informationen
	Nr. 2 Aufbewahrungszeiten für Bücher und Belege
	Nr. 3 Aufbewahrungszeiten für die Rechnungsnachweisungen, die Gesamtrechnungsnachweisung und die sonstigen Rechnungsunterlagen
	Nr. 4 Aufbewahrungszeiten für das übrige Schriftgut
	Nr. 5 Länger aufzubewahrende Belege und sonstige Rechnungsunterlagen
	Nr. 6 Aussondern, Abgeben und Vernichten

	Dritter Abschnitt: Übertragung von Informationen auf andere Speichermedien
	Nr. 7 Übertragung auf die Speichermedien
	Nr. 8 Ordnungsgemäße Aufbewahrung und Wiedergabe der Informationen
	Nr. 9 Dienstanweisung
	Nr. 10 Mikroverfilmung von Schriftgut
	Nr. 11 Übertragung von Ausgabedaten eines ADV-Verfahrens auf Mikrofilm (COM-Verfahren)
	Nr. 12 Übertragung auf magnetische Datenträger
	Nr. 13 Übertragung auf optische Speicherplatten




	§ 73 Vermögensnachweis
	Inhalt
	Nr. 1 Allgemeines
	Nr. 2 Grundvermögen
	Nr. 3 Bewegliches Verwaltungsvermögen, Vorräte  
	Nr. 4 Beteiligungen
	Nr. 5 Anteile an eigenen Anleihen
	Nr. 6 Forderungen
	Nr. 7 Rücklagenbestände
	Nr. 8 Schulden
	Nr. 9 Bürgschaftsverpflichtungen
	Nr. 10 Betriebe
	Nr. 11 Sondervermögen
	Nr. 12 Ergänzende Regelungen
	Nr. 13 Anlagenbuchhaltung

	§ 73 (Anlage)
	Inhalt
	1. Erfassung des beweglichen Verwaltungsvermögens
	2. Führung von Verzeichnissen
	3. Inventarverzeichnisse
	4. Bücherverzeichnisse
	5. Prüfung der Inventar- und Bücherverzeichnisse



	§ 75 Belegpflicht
	Inhalt
	Nr. 1 Begriff und Arten der Belege
	Nr. 2 Zuständigkeiten 
	Nr. 3 Begriffe und Bestandteile der Rechnungsbelege
	Nr. 4 Führung des Nachweises der Erfassung, Sollstellung oder Zahlung
	Nr. 5 Begriff und Bestandteile der Kassenbelege
	Nr. 6 Belege in Zahlstellen
	Nr. 7 Arbeitsablaufbelege
	Nr. 8 Andere Belege
	Nr. 9 Ordnen der Rechnungsbelege
	Nr. 10 Ordnen der Kassenbelege
	Nr. 11 Ordnen der sonstigen Belege
	Nr. 12 Aufbewahren der Belege


	§ 78 Unvermutete Prüfungen
	Inhalt
	Erster Abschnitt: Allgemeines
	Nr. 1 Zu prüfende Stellen

	Zweiter Abschnitt: Kassenprüfung
	Nr. 2 Zweck der Kassenprüfung
	Nr. 3 Zuständigkeit für die Kassenprüfung
	Nr. 4 Zeitpunkt und Umfang der Kassenprüfung
	Nr. 5 Verfahren bei der Kassenprüfung
	Nr. 6 Feststellungen zur Kassensicherheit
	Nr. 7 Niederschrift über die Kassenprüfung

	Dritter Abschnitt: Zahlstellenprüfung
	Nr. 8 Zweck der Zahlstellenprüfung
	Nr. 9 Zuständigkeit für die Zahlstellenprüfung
	Nr. 10 Zeitpunkt und Umfang der Zahlstellenprüfung
	Nr. 11 Verfahren bei der Zahlstellenprüfung
	Nr. 12 Feststellungen zur Sicherheit
	Nr. 13 Niederschrift über die Zahlstellenprüfung
	Nr. 14 Prüfung der Handvorschüsse
	Nr. 15 Prüfung der Geldannahmestellen

	Vierter Abschnitt: Prüfung von Stellen, die für Buchungen zuständig sind
	Nr. 16 Verfahren bei der Prüfung

	Fünfter Abschnitt: Prüfung von Stellen, die für die Verwaltung von Vorräten zuständig sind
	Nr. 17 Verfahren bei der Prüfung



	§ 79 Landeskassen, Verwaltungsvorschriften
	Inhalt
	Erster Abschnitt: Gliederung der Kassen, Aufgaben der Kassen und Zahlstellen
	Nr. 1 Gliederung der Kassen
	Nr. 2 Zuständigkeit der Landeskassen
	Nr. 3 Aufgaben der Landeskasse
	Nr. 4 Aufgaben der Landeshauptkasse
	Nr. 5 Errichtung von Zahlstellen, Zahlstellenbestimmungen

	Zweiter Abschnitt: Einrichtung und Geschäftsgang der Kasse
	Nr. 6 Einrichtung der Landeskasse
	Nr. 7 Allgemeine Obliegenheiten der Beamten und Angestellten der Landeskasse
	Nr. 8 Besondere Obliegenheiten des Kassenleiters
	Nr. 9 Kassenübergabe
	Nr. 10 Besondere Obliegenheiten des Sachgebietsleiters
	Nr. 11 Sachgebiet Zahlungsverkehr
	Nr. 12 Sachgebiet Buchführung
	Nr. 13 Sachgebiet Allgemeine Verwaltung
	Nr. 14 Sachgebiet Automatisierte Datenverarbeitung
	Nr. 15 Sachgebiet Vollstreckung
	Nr. 16 Geschäftsgang in der Landeskasse
	Nr. 17 Einrichtung und Geschäftsgang der Landeshauptkasse

	Dritter Abschnitt: Aufsicht über die Kasse
	Nr. 18 Kassenaufsicht

	Vierter Abschnitt: Bestimmungen für automatisierte Verfahren und für die Übertragung von Informationen des Haushalts-, Kassen und Rechnungswesens
	Nr. 19 Bestimmungen für automatisierte Verfahren
	Nr. 20 Bestimmungen für die Übertragung von Informationen des Haushalts-, Kassen und Rechnungswesens


	§ 79 (Anlage 1) - Besondere Bestimmungen über die Behandlung von Einzahlungen und Auszahlungen für die Justizbehörden)
	Inhalt
	Erster Abschnitt: Erhebung von Kosten, Geldstrafen und ähnlichen Beträgen
	Nr. 1 Sollstellung
	Nr. 2 Einforderung der zum Soll gestellten Beträge
	Nr. 3 Stundung von Kostenforderungen
	Nr. 4 Rückzahlung und Weiterleitung von Kosten, Geldstrafen und ähnlichen Beträgen

	Zweiter Abschnitt: Beitreibung von Kostenforderungen
	Nr. 5 Allgemeines
	Nr. 6 Besonderheiten der Zwangsvollstreckung
	Nr. 7 Amtshilfe bei der Beitreibung von Kostenforderungen
	Nr. 8 Einstellung, Beschränkung und Aufhebung von Vollstreckungsmaßnahmen

	Dritter Abschnitt: Beitreibung von Geldstrafen und anderen Ansprüchen
	Nr. 9 Beitreibung von Geldstrafen und ähnlichen Beträgen
	Nr. 10 Beitreibung von anderen Ansprüchen

	Vierter Abschnitt: Ausführung der Zwangsvollstreckung durch Vollstreckungsbeamte
	Nr. 11 Ausführung der Aufträge durch Vollziehungsbeamte anderer Vollstreckungsbehörden der Freien Hansestadt Bremen
	Nr. 12 Ablieferung und Abrechnung der von Vollziehungsbeamten eingezogenen Beträge
	Nr. 13 Rückgabe der nicht durch Zahlung erledigten Vollstreckungsaufträge und der sonstigen Aufträge
	Nr. 14 Vollstreckung durch Gerichtsvollzieher
	Nr. 15 Besondere Verfahrensbestimmungen

	Fünfter Abschnitt: Niederschlagung von Kostenforderungen durch die Landeskasse
	Nr. 16 Zuständigkeit der Landeskasse
	Nr. 17 Verfahren bei der Niederschlagung

	Sechster Abschnitt: Gelder der Gefangenen
	Nr. 18 Begriff
	Nr. 19 Behandlung der Gelder der Gefangenen

	Siebenter Abschnitt: Gerichtskostenmarken, Gerichtskostenstempler
	Nr. 20 Verwendung von Gerichtskostenmarken
	Nr. 21 Verkauf von Gerichtskostenmarken
	Nr. 22 Beschaffung und Auslieferung von Gerichtskostemarken
	Nr. 23 Umtausch und Werterstattung von Gerichtskostenmarken
	Nr. 24 Geschäftsführung der Kostenmarkenverkaufstelle
	Nr. 25 Einbeziehung der Gerichtskostenmarken in die Geldverwaltung der Zahlstellen
	Nr. 26 Verwendung von Gerichtskostenstemplern



	§ 79 (Anlage 2) - Zahlstellenbestimmungen
	Inhalt
	Nr. 1 Bezeichnung
	Nr. 2 Aufgaben
	Nr. 3 Zahlstellenverwalter
	Nr. 4 Zahlstellenaufsichtsbeamter
	Nr. 5 Anschluß an Kreditinstitute
	Nr. 6 Einzahlungen
	Nr. 7 Auszahlungen
	Nr. 8 Geldverwaltung
	Nr. 9 Eintragen der Zahlungen
	Nr. 10 Tagesabschluß
	Nr. 11 Abrechnung
	Nr. 12 Wertgegenstände
	Nr. 13 Ergänzende Bestimmungen
	Nr. 14 Zahlstellen besonderer Art
	Nr. 15 Besondere Bestimmungen für Handvorschüsse
	Nr. 16 Besondere Bestimmungen für Geldannahmestellen


	§ 79 (Anlage 3) - Bestimmungen über den Einsatz von automatisierten Verfahren im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen (HKR-ADV-Best)
	Inhalt
	Nr. 1 Geltungsbereich
	Nr. 2 Unterrichtung, Einwilligungsverfahren
	Nr. 3 Mindestanforderungen
	Nr. 4 Verfahrenstest
	Nr. 5 Aufbewahren der Dokumentation
	Nr. 6 Abgrenzung der Aufgaben- und Verantwortungsbereiche
	Nr. 7 Datenermittlung und Datenerfassung
	Nr. 8 Datenverarbeitung
	Nr. 9 Datenfernübertragung
	Nr. 10 Prüfungen der Verfahrensabläufe und der Einhaltung de Dienstanweisungen
	Nr. 11 Übertragung von Aufgaben auf Stellen außerhalb der Verwaltung der Freien Hansestadt Bremen



	§ 80 Rechnungslegung
	Inhalt
	Erster Abschnitt: Allgemeines
	Nr. 1 Zweck und Umfang der Rechnungslegung
	Nr. 2 Zuständigkeiten

	Zweiter Abschnitt: Einzelrechnung
	Nr. 3 Rechnungslegungsbücher
	Nr. 4 Rechnungsnachweisungen
	Nr. 5 Nachweis der nicht abgewickelten Verwahrungen und Vorschüsse
	Nr. 6 Nachweis der nicht abgerechneten Abschlagsauszahlungen
	Nr. 7 Rechnungslegung für einen längeren Zeitraum als ein Haushaltsjahr

	Dritter Abschnitt: Gesamtrechnung
	Nr. 8 Gesamtrechnungsnachweisung

	Vierter Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen
	Nr. 9 Sonstige Rechnungsunterlagen
	Nr. 10 Ordnen und Aufbewahren der Rechnungsunterlagen
	Nr. 11 Vorlage der Einzel- und der Gesamtrechnung
	Nr. 12 Ergänzende Bestimmungen



	Teil IX Übergangs- und Schlußbestimmungen
	§ 115 Öffentlich-rechtliche Dienst- oder Amtsverhältnisse
	§ 118 Geltung in den Gemeinden



